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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS (EU) 2018/385 DES RATES 

vom 16. Oktober 2017 

über die Unterzeichnung — im Namen der Europäischen Union und der Mitgliedstaaten — und 
vorläufige Anwendung des Protokolls zum Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit 
zur Gründung einer Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Kirgisischen Republik andererseits anlässlich des Beitritts der 

Republik Kroatien zur Europäischen Union 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf die Artikel 91, Artikel 100 
Absatz 2 und Artikel 207 und 209 in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 5, 

gestützt auf die Akte über den Beitritt Kroatiens, insbesondere auf Artikel 6 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 6 Absatz 2 der Akte über den Beitritt Kroatiens wird dem Beitritt Kroatiens zum Abkommen über 
Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Kirgisischen Republik andererseits (1) (im Folgenden 
„Abkommen“) durch den Abschluss eines Protokolls zu dem Abkommen zugestimmt. Artikel 6 Absatz 2 der 
Beitrittsakte sieht für einen derartigen Beitritt ein vereinfachtes Verfahren vor, nach dem das Protokoll zwischen 
dem Rat, der im Namen der Mitgliedstaaten handelt und einstimmig beschließt, und den betreffenden 
Drittländern geschlossen wird. 

(2)  Am 14. September 2012 ermächtigte der Rat die Kommission, Verhandlungen mit der Kirgisischen Republik über 
die Anpassung des Abkommens aufzunehmen. Die Verhandlungen über ein Protokoll zu dem Abkommen, (im 
Folgenden „Protokoll“), wurden durch den Austausch von Verbalnoten erfolgreich abgeschlossen. 

(3)  Im Hinblick auf die Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit der Europäischen Atomgemeinschaft fallen, ist die 
Unterzeichnung des Protokolls Gegenstand eines getrennten Verfahrens. 

(4)  Das Protokoll sollte daher im Namen der Union und der Mitgliedstaaten unterzeichnet werden und bis zum 
Abschluss der für sein Inkrafttreten erforderlichen Verfahren vorläufig angewendet werden, um die wirksame 
Anwendung des Protokolls sicherzustellen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Unterzeichnung des Protokolls zum Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer 
Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedstaaten einerseits und der Kirgisischen 
Republik andererseits anlässlich des Beitritts der Republik Kroatien zur Europäischen Union im Namen der Union und 
der Mitgliedstaaten wird — vorbehaltlich des Abschlusses des genannten Protokolls — genehmigt. 

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt. 
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Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu bestellen, die befugt ist (sind), das Protokoll im Namen der 
Union und der Mitgliedstaaten zu unterzeichnen. 

Artikel 3 

Das Protokoll wird gemäß Artikel 4 Absatz 3 ab 1. Juli 2013 vorläufig angewandt, bis die für sein Inkrafttreten 
erforderlichen Verfahren abgeschlossen sind. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 16. Oktober 2017. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
F. MOGHERINI  
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PROTOKOLL 

zum Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft 
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 
Kirgisischen Republik andererseits anlässlich des Beitritts der Republik Kroatien zur Europäischen 

Union 

DAS KÖNIGREICH BELGIEN, 

DIE REPUBLIK BULGARIEN, 

DIE TSCHECHISCHE REPUBLIK, 

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK, 

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

DIE REPUBLIK ESTLAND, 

IRLAND, 

DIE HELLENISCHE REPUBLIK, 

DAS KÖNIGREICH SPANIEN, 

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK, 

DIE REPUBLIK KROATIEN, 

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK, 

DIE REPUBLIK ZYPERN, 

DIE REPUBLIK LETTLAND, 

DIE REPUBLIK LITAUEN, 

DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG, 

UNGARN, 

DIE REPUBLIK MALTA, 

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE, 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH, 

DIE REPUBLIK POLEN, 

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK, 

RUMÄNIEN, 

DIE REPUBLIK SLOWENIEN, 

DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK, 

DIE REPUBLIK FINNLAND, 

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN, 

DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND, 

Vertragsparteien des Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
und des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, im Folgenden „Mitgliedstaaten“, 

DIE EUROPÄISCHE UNION, im Folgenden „Union“, und 

DIE EUROPÄISCHE ATOMGEMEINSCHAFT 

einerseits 
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UND 

DIE KIRGISISCHE REPUBLIK 

andererseits, 

im Folgenden zusammen „Vertragsparteien“, 

IN DER ERWÄGUNG, dass das Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Kirgisischen Republik andererseits, im Folgenden 
„Abkommen“, am 9. Februar 1995 in Brüssel unterzeichnet wurde; 

IN DER ERWÄGUNG, dass der Vertrag über den Beitritt der Republik Kroatien zur Europäischen Union am 9. Dezember 
2011 in Brüssel unterzeichnet wurde; 

IN DER ERWÄGUNG, dass nach Artikel 6 Absatz 2 der Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und 
die Anpassungen des Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
und des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft dem Beitritt dieses Landes zu dem Abkommen 
durch den Abschluss eines Protokolls zu dem Abkommen zugestimmt wird; 

IN ANBETRACHT des Beitritts der Republik Kroatien zur Union und zur Europäischen Atomgemeinschaft am 1. Juli 
2013 — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Die Republik Kroatien tritt dem Abkommen über Kooperation und Partnerschaft zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Kirgisischen Republik andererseits bei. Die Republik 
Kroatien nimmt das Abkommen sowie die gemeinsamen Erklärungen, sonstigen Erklärungen und Briefwechsel, die der 
am selben Tag unterzeichneten Schlussakte beigefügt sind, in gleicher Weise wie die anderen Mitgliedstaaten an bzw. zur 
Kenntnis. 

Artikel 2 

Zu gegebener Zeit nach der Unterzeichnung dieses Protokolls übermittelt die Union den Mitgliedstaaten und der 
Kirgisischen Republik den Wortlaut des Abkommens in kroatischer Sprache. Vorbehaltlich des Inkrafttretens dieses 
Protokolls wird der in Satz 1 dieses Artikels genannte Wortlaut unter den gleichen Voraussetzungen verbindlich wie der 
bulgarische, dänische, deutsche, englische, estnische, finnische, französische, griechische, italienische, lettische, litauische, 
maltesische, niederländische, polnische, portugiesische, rumänische, schwedische, slowakische, slowenische, spanische, 
tschechische, ungarische, kirgisische und russische Wortlaut des Abkommens. 

Artikel 3 

Dieses Protokoll ist Bestandteil des Abkommens. 

Artikel 4 

(1) Dieses Protokoll wird von den Vertragsparteien nach ihren internen Vorschriften genehmigt, und die Vertrags­
parteien notifizieren einander den Abschluss der zu diesem Zweck erforderlichen Verfahren. 

(2) Dieses Protokoll tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die letzte Notifikation 
nach Absatz 1 erfolgt ist. 

(3) Bis zu seinem Inkrafttreten wird dieses Protokoll mit Wirkung vom 1. Juli 2013 vorläufig angewandt. 

Artikel 5 

Dieses Protokoll ist in doppelten Urschriften in bulgarischer, dänischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer, 
französischer, griechischer, italienischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländischer, polnischer, 
portugiesischer, rumänischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer, ungarischer, 
kirgisischer und russischer Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
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ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, hierzu gehörig befugten Bevollmächtigten dieses Protokoll 
unterschrieben. 

Съставено в Брюксел на шести февруари две хиляди и осемнадесета година. 
Hecho en Bruselas, el seis de febrero de dos mil dieciocho. 
V Bruselu dne šestého února dva tisíce osmnáct. 
Udfærdiget i Bruxelles den sjette februar to tusind og atten. 
Geschehen zu Brüssel am sechsten Februar zweitausendachtzehn. 
Kahe tuhande kaheksateistkümnenda aasta veebruarikuu kuuendal päeval Brüsselis. 
Έγινε στις Βρυξέλλες, στις έξι Φεβρουαρίου δύο χιλιάδες δεκαοκτώ. 
Done at Brussels on the sixth day of February in the year two thousand and eighteen. 
Fait à Bruxelles, le six février deux mille dix-huit. 
Sastavljeno u Bruxellesu šestog veljače godine dvije tisuće osamnaeste. 
Fatto a Bruxelles, addì sei febbraio duemiladiciotto. 
Briselē, divi tūkstoši astoņpadsmitā gada sestajā februārī. 
Priimta du tūkstančiai aštuonioliktų metų vasario šeštą dieną Briuselyje. 
Kelt Brüsszelben, a kétezer-tizennyolcadik év február havának hatodik napján. 
Magħmul fi Brussell, fis-sitt jum ta' Frar fis-sena elfejn u tmintax. 
Gedaan te Brussel, zes februari tweeduizend achttien. 
Sporządzono w Brukseli dnia szóstego lutego roku dwa tysiące osiemnastego. 
Feito em Bruxelas, em seis de fevereiro de dois mil e dezoito. 
Întocmit la Bruxelles la șase februarie două mii optsprezece. 
V Bruseli šiesteho februára dvetisícosemnásť. 
V Bruslju, dne šestega februarja leta dva tisoč osemnajst. 
Tehty Brysselissä kuudentena päivänä helmikuuta vuonna kaksituhattakahdeksantoista. 
Som skedde i Bryssel den sjätte februari år tjugohundraarton. 

Составлено в Брюсселе шестого февраля две тысячи восемнадцатого года. 

За Европейския съюз 
Рог la Unión Europea 
Za Evropskou unii 
For Den Europæiske Union 
Für die Europäische Union 
Euroopa Liidu nimel 
Για την Ευρωπαϊκή Ένωση 
For the European Union 
Pour l'Union européenne 
Za Europsku uniju 
Per l'Unione europea 
Eiropas Savienības vārdā – 
Europos Sąjungos vardu 
Az Európai Unió részéről 
Għall-Unjoni Ewropea 
Voor de Europese Unie 
W imieniu Unii Europejskiej 
Pela União Europeia 
Pentru Uniunea Europeană 
Za Európsku úniu 
Za Evropsko unijo 
Euroopan unionin puolesta 
För Europeiska unionen 

За Европейский Союз  
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За държавите-членки 
Por los Estados miembros 
Za členské státy 
For medlemsstaterne 
Für die Mitgliedstaaten 
Liikmesriikide nimel 
Για τα κράτη μέλη 
For the Member States 
Pour les États membres 
Za države članice 
Per gli Stati membri 
Dalībvalstu vārdā – 
Valstybių narių vardu 
A tagállamok részéről 
Għall-Istati Membri 
Voor de lidstaten 
W imieniu Państw Członkowskich 
Pelos Estados-Membros 
Pentru statele membre 
Za členské štáty 
Za države članice 
Jäsenvaltioiden puolesta 
För medlemsstaterna 

За государства-члены  

За Европейската общност за атомна енергия 
Por la Comunidad Europea de la Energía Atómica 
Za Evropské společenství pro atomovou energii 
For Det Europæiske Atomenergifællesskab 
Für die Europäische Atomgemeinschaft 
Euroopa Aatomienergiaühenduse nimel 
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα Ατομικής Ενέργειας 
For the European Atomic Energy Community 
Pour la Communauté européenne de l'énergie atomique 
Za Europsku zajednicu za atomsku energiju 
Per la Comunità europea dell'energia atomica 
Eiropas Atomenerģijas Kopienas vārdā – 
Europos atominės energijos bendrijos vardu 
Az Európai Atomenergia-közösség részéről 
F'isem il-Komunità Ewropea tal-Enerġija Atomika 
Voor de Europese Gemeenschap voor Atoomenergie 
W imieniu Europejskiej Wspólnoty Energii Atomowej 
Pela Comunidade Europeia da Energia Atómica 
Pentru Comunitatea Europeană a Energiei Atomice 
Za Európske spoločenstvo pre atómovú energiu 
Za Evropsko skupnost za atomsko energijo 
Euroopan atomienergiajärjestön puolesta 
För Europeiska atomenergigemenskapen 

За Европейское сообщество по атомной энергии  
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За киргизката република 
Por la república kirguisa 
Za kyrgyzskou republiku 
For den Kirgisiske Republik 
Für die Kirgisische Republik 
Kirgiisi vabariigi nimel 
Για τη Δημοκρατία του Κιργιζιστάν 
For the Kyrgyz Republic 
Pour la République Kirghize 
Za kirgisku republiku 
Per la repubblica del kirghizistan 
Kirgizstānas Republikas vārdā – 
Kirgizijos respublikos vardu 
A Kirgiz köztársaság részéről 
Għall-Repubblika Kirgiża 
Voor de Kirgizische Republiek 
W imieniu Republiki Kirgiskiej 
Pela república do quirguistão 
Pentru Republica Kârgâzstan 
Za Kirgizskú Republiku 
Za Kirgiško republiko 
Kirgisian tasavallan puolesta 
För Republiken Kirgizistan 

Зa Кыргызcкую Республику  
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BESCHLUSS (Euratom) 2018/386 DES RATES 

vom 16. Oktober 2017 

über die Zustimmung zum Abschluss — durch die Europäische Kommission im Namen der 
Europäischen Atomgemeinschaft — des Protokolls zum Abkommen über Partnerschaft und 
Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Kirgisischen Republik andererseits anlässlich des 

Beitritts der Republik Kroatien zur Europäischen Union 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 101 Absatz 2, 

auf Empfehlung der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 6 Absatz 2 der Akte über den Beitritt Kroatiens wird dem Beitritt der Republik Kroatien zum 
Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Kirgisischen Republik andererseits (1) 
(im Folgenden „Abkommen“), durch den Abschluss eines Protokolls zu dem Abkommen zugestimmt. 

(2)  Am 14. September 2012 hat der Rat die Kommission ermächtigt, Verhandlungen mit den betreffenden 
Drittländern aufzunehmen. Die Verhandlungen mit der Kirgisischen Republik wurden durch den Austausch von 
Verbalnoten erfolgreich abgeschlossen. 

(3)  Im Hinblick auf die Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit der Europäischen Atomgemeinschaft fallen, sind die 
Unterzeichnung und der Abschluss des Protokolls Gegenstand eines getrennten Verfahrens. 

(4)  Im Hinblick auf die Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit der Union und der Mitgliedstaaten fallen, sind die 
Unterzeichnung und der Abschluss des Protokolls Gegenstand eines getrennten Verfahrens — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Dem Abschluss des Protokolls zum Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer 
Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Kirgisischen 
Republik andererseits anlässlich des Beitritts der Republik Kroatien zur Europäischen Union (2) durch die Europäische 
Kommission im Namen der Europäischen Atomgemeinschaft wird zugestimmt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 16. Oktober 2017. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
F. MOGHERINI  
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(1) ABl. L 196 vom 28.7.1999, S. 48. 
(2) Der Wortlaut des Protokolls wird auf Seite 3 zusammen mit dem Beschluss über die Unterzeichnung im Namen der Union und der 

Mitgliedstaaten veröffentlicht. 



VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) 2018/387 DES RATES 

vom 12. März 2018 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage 
in der Zentralafrikanischen Republik 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss 2013/798/GASP des Rates vom 23. Dezember 2013 über restriktive Maßnahmen gegen die 
Zentralafrikanische Republik (1), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 des Rates (2) werden bestimmte im Beschluss 2013/798/GASP 
vorgesehene Maßnahmen umgesetzt. 

(2)  Der Beschluss 2013/798/GASP des Rates sieht ein Waffenembargo gegenüber der Zentralafrikanischen Republik 
und das Einfrieren der Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen bestimmter Personen vor, die Handlungen 
vornehmen oder unterstützen, die den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit der Zentralafrikanischen Republik 
untergraben. 

(3)  Am 30. Januar 2018 hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die Resolution 2399 (2018) angenommen, 
mit der die Ausnahmen vom Waffenembargo und der Kriterien für das Einfrieren von Vermögenswerten geändert 
wurden. Der Rat hat den Beschluss (GASP) 2018/391 (3) zur Änderung des Beschlusses 2013/798/GASP 
angenommen, um die Resolution 2399 (2018) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen umzusetzen. 

(4)  Da diese Maßnahme in den Geltungsbereich des Vertrags fällt, ist für ihre Umsetzung eine Regelung auf 
Unionsebene erforderlich, insbesondere um ihre einheitliche Anwendung durch die Wirtschaftsbeteiligten in allen 
Mitgliedstaaten zu gewährleisten. 

(5)  Die Verordnung (EU) Nr. 224/2014 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) Nr. 224/2014 des Rates wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 3 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a)  die ausschließlich zur Unterstützung der Mehrdimensionalen integrierten Stabilisierungsmission der Vereinten 
Nationen in der Zentralafrikanischen Republik (MINUSCA), der Missionen der Union und der in die Zentralafri­
kanische Republik entsandten französischen Truppen sowie Truppen anderer Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen, die gemäß Buchstabe c im Voraus angekündigte Ausbildung und Hilfe bereitstellen, oder zur Nutzung 
durch sie bestimmt sind;“. 
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(1) ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 51. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 224/2014 des Rates vom 10. März 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in der Zentralafri­

kanischen Republik (ABl. L 70 vom 11.3.2014, S. 1). 
(3) Beschluss (GASP) 2018/391 des Rates vom 12. März 2018 zur Änderung des Beschlusses 2013/798/GASP über restriktive Maßnahmen 

gegen die Zentralafrikanische Republik (siehe Seite 46 dieses Amtsblatts). 



2. Artikel 5 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

a)  Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c)  an der Planung, Steuerung oder Begehung von Handlungen in der Zentralafrikanischen Republik beteiligt sind, 
die gegen die internationalen Menschenrechtsnormen oder das humanitäre Völkerrecht verstoßen oder die 
Menschenrechtsübergriffe oder -verletzungen darstellen, namentlich gezielte Angriffe auf Zivilpersonen, 
ethnisch oder religiös motivierte Angriffe, Angriffe auf zivile Objekte, einschließlich Verwaltungszentren, 
Gerichtsgebäuden, Schulen und Krankenhäuser sowie Entführungen und Vertreibungen;“. 

b)  Buchstabe h erhält folgende Fassung: 

„h)  an der Planung, Steuerung, Förderung oder Durchführung von Angriffen auf Missionen der Vereinten 
Nationen oder internationale Sicherheitspräsenzen, einschließlich der MINUSCA, der Missionen der Union und 
der sie unterstützenden französischen Streitkräfte, sowie auf humanitäres Personal beteiligt sind;“. 

c)  Folgender Buchstabe wird angefügt: 

„j)  zur Gewalt aufstachelnde, insbesondere ethnisch oder religiös motivierte Handlungen vornehmen, die den 
Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit der Zentralafrikanischen Republik untergraben, sowie Handlungen 
vornehmen oder unterstützen, die den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit der Zentralafrikanischen 
Republik untergraben.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 12. März 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
E. KARANIKOLOV  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/388 DES RATES 

vom 12. März 2018 

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 des Rates über restriktive Maßnahmen 
angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit 

der Ukraine untergraben oder bedrohen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 269/2014 des Rates vom 17. März 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts 
von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder 
bedrohen (1), insbesondere auf Artikel 14 Absätze 1 und 3, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 17. März 2014 hat der Rat die Verordnung (EU) Nr. 269/2014 angenommen. 

(2)  Aufgrund einer Überprüfung durch den Rat sollten die Angaben zu bestimmten Personen und Einrichtungen in 
Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 geändert werden. 

(3)  Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 wird nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 12. März 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
E. KARANIKOLOV  
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(1) ABl. L 78 vom 17.3.2014, S. 6. 



ANHANG 

Die Einträge zu den nachstehend aufgeführten Personen und Organisationen im Anhang des Beschlusses 
2014/145/GASP erhalten folgenden Fassung: 

Personen:  

Name Angaben zur Identifizie­
rung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

„3. Rustam Ilmirovich 
TEMIRGALIEV (Рустам 
Ильмирович 
ТЕМИРГАЛИЕВ) 

Rustam Ilmyrovych 
TEMIRHALIIEV (Рустам 
Iльмирович ТЕМIРГАЛIЄВ) 

Geburtsdatum: 
15.8.1976 

Geburtsort: Ulan-Ude, 
Buryat ASSR (Russische 
SFSR) 

Als ehemaliger stellvertretender Ministerpräsident 
der Krim hat Temirgaliev eine wichtige Rolle bei den 
Beschlüssen des Obersten Rates hinsichtlich des ‚Re­
ferendums‘ vom 16. März 2014 gegen die territoriale 
Unversehrtheit der Ukraine gespielt. Er hat aktiv für 
die Integration der Krim in die Russische Föderation 
geworben. 

Am 11. Juni 2014 ist er vom Amt des ‚Ersten Stell­
vertretenden Ministerpräsidenten‘ der sogenannten 
‚Republik Krim‘ zurückgetreten. Derzeit ist er Gene­
raldirektor der Verwaltungsgesellschaft des russisch- 
chinesischen Investitionsfonds für regionale Entwick­
lung. 

Unterstützt weiterhin aktiv die Handlungen oder po­
litischen Vorstellungen der Separatisten. 

17.3.2014 

6. Pyotr Anatoliyovych 
ZIMA 

(Пётр Анатольевич 
ЗИМА) 

Petro Anatoliyovych 
ZYMA 

(Петро Анатолiйович 
ЗИМА) 

Geburtsdatum: 
18.1.1970 oder 
29.3.1965 

Geburtsort: Artemivsk 
(Артемовск) (2016 
zurückbenannt zu 
Bakhmut/Бахмут), 
Oblast Donezk, Ukraine 

Zima ist am 3. März 2014 von ‚Ministerpräsident‘ 
Aksyonov zum neuen Leiter des Sicherheitsdienstes 
der Krim (SBU) ernannt worden und hat diese Er­
nennung angenommen. Er hat dem russischen Ge­
heimdienst (FSB) einschlägige Informationen ein­
schließlich einer Datenbank zur Verfügung gestellt. 
Dazu gehörten Informationen zu Euromaidan-Akti­
visten und Menschenrechtsverteidigern der Krim. Er 
hat eine wichtige Rolle dabei gespielt, den Behörden 
der Ukraine die Kontrolle über das Gebiet der Krim 
zu entziehen. Am 11. März 2014 wurde von ehema­
ligen SBU-Offizieren der Krim die Bildung eines un­
abhängigen Sicherheitsdienstes der Krim verkündet. 

17.3.2014 

9. Viktor Alekseevich 
OZEROV 

(Виктор Алексеевич 
ОЗЕРОВ) 

Geburtsdatum: 
5.1.1958 

Geburtsort: Abakan, 
Khakassia 

Ehemaliger Vorsitzender des Sicherheits- und Vertei­
digungsausschusses des Föderationsrates der Russi­
schen Föderation. 

Am 1. März 2014 hat Ozerov im Namen des Sicher­
heits- und Verteidigungsausschusses des Föderations­
rates der Russischen Föderation im Föderationsrat 
die Entsendung russischer Streitkräfte in die Ukraine 
öffentlich befürwortet. 

Im Juli 2017 trat er als Vorsitzender des Sicherheits- 
und Verteidigungsausschusses zurück. Er gehört 
nach wie vor dem Föderationsrat an und ist Mitglied 
des Ausschusses für interne Regulierung und parla­
mentarische Angelegenheiten. 

Am 10. Oktober 2017 wurde Ozerov mit dem Dek­
ret N 372-SF in den Ad-hoc-Ausschuss des Födera­
tionsrates für den Schutz der staatlichen Souveränität 
und die Unterbindung von Einmischungen in die in­
neren Angelegenheiten der Russischen Föderation 
aufgenommen. 

17.3.2014 
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Name Angaben zur Identifizie­
rung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

14. Aleksandr Borisovich 
TOTOONOV 

(Александр Борисович 
Тотоонов) 

Geburtsdatum: 
3.4.1957 

Geburtsort: 
Ordzhonikidze, 
Nordossetien 

Ehemaliges Mitglied des Ausschusses für internatio­
nale Angelegenheiten des Föderationsrates der Russi­
schen Föderation. Seit September 2017 ist er nicht 
mehr Mitglied des Rates der Russischen Föderation. 

Derzeit gehört er dem Parlament von Nord-Ossetien 
an. 

Am 1. März 2014 hat Totoonov im Föderationsrat 
die Entsendung russischer Streitkräfte in die Ukraine 
öffentlich befürwortet. 

17.3.2014 

28. Valery Vladimirovich 
KULIKOV 

(Валерий Владимирович 
Куликов) 

Geburtsdatum: 
1.9.1956 

Geburtsort: Zaporozhye 
(Ukrainische SSR) 

Ehemaliger stellvertretender Befehlshaber der 
Schwarzmeerflotte, Konteradmiral. 

Kommandiert russische Streitkräfte, die souveränes 
Hoheitsgebiet der Ukraine besetzt haben. 

Am 26. September 2017 wurde er per Dekret des 
Präsidenten der Russischen Föderation aus seinem 
Amt und aus dem Militärdienst entlassen. 

21.3.2014 

31. Valery Kirillovich 
MEDVEDEV 

(Валерий Кириллович 
МЕДВЕДЕВ) 

Valeriy Kyrylovych 
MEDVEDIEV 

(Валерiй Кирилович 
МЕДВЕДЄВ) 

Geburtsdatum: 
21.8.1946 

Geburtsort: Shmakovka, 
Region Primorsky 

Ehemaliger Leiter der Wahlkommission von Sewasto­
pol (bis zum 26. Mai 2017). Verantwortlich für die 
administrative Durchführung des Krim-‚Referen­
dums‘. Nach dem russischen System verantwortlich 
für die Unterzeichnung der Ergebnisse des ‚Referen­
dums‘. 

21.3.2014 

33. Elena Borisovna 
MIZULINA (geb. 
DMITRIYEVA) 

(Елена Борисовна 
МИЗУЛИНА (geb. 
ДМИТРИЕВА)) 

Geburtsdatum: 
9.12.1954 

Geburtsort: Bui, Region 
Kostroma 

Ehemalige Abgeordnete in der Staatsduma. Urhebe­
rin und Mitträgerin der jüngsten Gesetzesvorschläge 
in Russland, die es Regionen eines anderen Staates 
ermöglichen sollen, Russland ohne die vorherige Zu­
stimmung der zentralen Behörden dieses Staates bei­
zutreten. 

Im September 2015 wurde sie Mitglied des Födera­
tionsrates der Region Omsk. Derzeit stellvertretende 
Vorsitzende des Ausschusses des Föderationsrates für 
Verfassungsrecht und Staatsaufbau. 

21.3.2014 

51. Vladimir Nikolaevich 
PLIGIN 

(Владимир Николаевич 
ПЛИГИН) 

Geburtsdatum: 
19.5.1960 

Geburtsort: Ignatovo, 
Oblast Vologodsk, 
UdSSR 

Ehemaliges Mitglied der Staatsduma und ehemaliger 
Vorsitzender des Duma-Ausschusses für Verfassungs­
recht. Leistete der Annahme der Gesetzgebung über 
die Annektierung der Krim und Sewastopols in die 
Russische Föderation Vorschub. 

Mitglied des Obersten Rates der Partei „Vereintes 
Russland“. 

12.5.2014 
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Name Angaben zur Identifizie­
rung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

53. Oleg Grigorievich 
KOZYURA (Олег 
Григорьевич КОЗЮРА) 

Oleh Hryhorovych 
KOZYURA (Олег 
Григорович КОЗЮРА) 

Geburtsdatum: 
30.12.1965 oder 
19.12.1962 

Geburtsort: Simferopol, 
Krim oder Zaporozhye 

Ehemaliger Leiter des Amtes des föderalen Migra­
tionsdienstes für Sewastopol. Verantwortlich für die 
systematische beschleunigte Ausstellung von russi­
schen Pässen an die Einwohner Sewastopols. 

Seit Oktober 2016 Stabschef der Gesetzgebenden 
Versammlung von Sewastopol. 

12.5.2014 

59. Aleksandr Sergeevich 
MALYKHIN, 

Alexander Sergeevich 
MALYHIN 

(Александр Сергеевич 
МАЛЫХИН) 

Oleksandr Serhiyovych 
(Sergiyovych) MALYKHIN 

(Олександр Сергiйович 
МАЛИХIН) 

Geburtsdatum: 
12.1.1981 

Ehemaliger Leiter der zentralen Wahlkommission der 
‚Volksrepublik Lugansk‘. Organisierte aktiv das ‚Refe­
rendum‘ vom 11. Mai 2014 über die Selbstbestim­
mung der ‚Volksrepublik Lugansk‘. 

Unterstützt weiterhin aktiv die politischen Vorstel­
lungen der Separatisten. 

12.5.2014 

66. Marat Faatovich 
BASHIROV 

(Марат Фаатович 
БАШИРОВ) 

Geburtsdatum: 
20.1.1964 

Geburtsort: Izhevsk, 
Russische Föderation 

Ehemaliger sogenannter ‚Ministerpräsident des Minis­
terrates der Volksrepublik Lugansk‘, bestätigt am 
8. Juli 2014. 

Verantwortlich für separatistische ‚staatliche‘ Aktivitä­
ten der sogenannten ‚Regierung der Volksrepublik 
Lugansk‘. 

Unterstützt weiterhin aktiv die separatistischen 
Strukturen der LNR. 

12.7.2014 

70. Igor PLOTNITSKY, 

Igor Venediktovich 
PLOTNITSKII 

(Игорь Венедиктович 
ПЛОТНИЦКИЙ) 

Ihor (Igor) 
Venedyktovych 
PLOTNYTSKYY 

(Iгор Венедиктович 
ПЛОТНИЦЬКИЙ) 

Geburtsdatum: 
24.6.1964 oder 
25.6.1964 oder 
26.6.1964 

Geburtsort: Luhansk 
(möglicherweise 
Kelmentsi, Oblast 
Chernivtsi) 

Ehemaliger sogenannter ‚Verteidigungsminister‘ und 
ehemaliges sogenanntes ‚Oberhaupt‘ der ‚Volksrepu­
blik Lugansk‘. 

Verantwortlich für separatistische ‚staatliche‘ Aktivitä­
ten der sogenannten ‚Regierung der Volksrepublik 
Lugansk‘. 

Übt als Sonderbeauftragter der sogenannten ‚Volksre­
publik Lugansk“ für die Umsetzung der Minsker Ver­
einbarungen weiterhin ‚staatliche‘ Aktivitäten der so­
genannten ‚Regierung der Volksrepublik Lugansk“ 
aus. 

12.7.2014 

77. Boris Vyacheslavovich 
GRYZLOV 

(Борис Вячеславович 
ГРЫЗЛОВ) 

Geburtsdatum: 
15.12.1950 

Geburtsort: 
Wladiwostok 

Ehemaliges ständiges Mitglied des Sicherheitsrates 
der Russischen Föderation. Als Mitglied des Sicher­
heitsrates, das als Berater und Koordinator in Angele­
genheiten der nationalen Sicherheit tätig ist, war er 
beteiligt an der Gestaltung der Politik der russischen 
Regierung, durch die die territoriale Unversehrtheit, 
Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine be­
droht wird. 

Nach wie vor Vorsitzender des Obersten Rates der 
Partei ‚Vereintes Russland‘. 

25.7.2014 
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Name Angaben zur Identifizie­
rung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

84. Fyodor Dmitrievich 
BEREZIN 

(Фëдор Дмитриевич 
БЕРЕЗИН), 

Fedir Dmytrovych 
BEREZIN 

(Федiр Дмитрович 
БЕРЕЗIН) 

Geburtsdatum: 
7.2.1960 

Geburtsort: Donezk 

Ehemaliger sogenannter ‚stellvertretender Verteidi­
gungsminister‘ der sogenannten ‚Volksrepublik Do­
nezk‘. Er steht in Verbindung mit Igor Strelkov/Gir­
kin, der für Handlungen verantwortlich ist, die die 
territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unab­
hängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen. 
Durch die Übernahme und Ausübung seines Amtes 
hat Berezin somit Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale Unversehrt­
heit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben. Unterstützt weiterhin aktiv die Hand­
lungen und politischen Vorstellungen der Separatis­
ten. Derzeitiger Vorsitzender des Präsidiums des 
Schriftstellerverbands der DNR. 

25.7.2014 

90. Boris Alekseevich 
LITVINOV 

(Борис Алексеевич 
ЛИТВИНОВ) 

Borys Oleksiyovych 
LYTVYNOV 

(Борис Олексiйович 
ЛИТВИНОВ) 

Geburtsdatum: 
13.1.1954 

Geburtsort: Dzerzhynsk 
(Oblast Donezk) 

Ehemaliges Mitglied des sogenannten ‚Volksrates‘ und 
ehemaliger Vorsitzender des sogenannten ‚Obersten 
Rates‘ der sogenannten ‚Volksrepublik Donezk‘; Mit­
initiator der Politik und der Organisation des illega­
len ‚Referendums‘, die zur Ausrufung der sogenann­
ten ‚Volksrepublik Donezk‘ geführt haben; dies stellt 
eine Verletzung der territorialen Unversehrtheit, Sou­
veränität und Einheit der Ukraine dar. Unterstützt 
weiterhin aktiv die Handlungen und politischen Vor­
stellungen der Separatisten. Derzeitiger Leiter der 
Kommunistischen Partei der sogenannten ‚Volksrepu­
blik Donezk“. 

30.7.2014 

97. Vladimir Petrovich 
KONONOV (alias ‚Zar‘) 

(Владимир Петровнч 
КОНОНОВ) 

Volodymyr Petrovych 
KONONOV 

(Володимир Петрович 
КОНОНОВ) 

Geburtsdatum: 
14.10.1974 

Geburtsort: Gorsky 
(Oblast Luhansk) 

Seit dem 14. August 2014 Nachfolger von Igor 
Strelkov/Girkin als sogenannter ‚Verteidigungsminis­
ter‘ der ‚Volksrepublik Donezk‘. Seit April 2014 hat 
er Berichten zufolge eine Division separatistischer 
Kämpfer in Donezk angeführt und hat angekündigt, 
die strategische Aufgabe, die militärische Aggression 
der Ukraine abzuwehren, zu erfüllen. Kononov hat 
daher Handlungen und politische Maßnahmen unter­
stützt, die die territoriale Unversehrtheit, Souveräni­
tät und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben. 

12.9.2014 

103. Aleksandr Akimovich 
KARAMAN 

(Александр Акимович 
КАРАМАН), 

Alexandru CARAMAN 

Geburtsdatum: 
26.7.1956 

Geburtsort: Cioburciu, 
Bezirk Slobozia, jetzt 
Republik Moldau 

Ehemaliger sogenannter ‚stellvertretender Minister­
präsident für soziale Angelegenheiten‘ der ‚Volksre­
publik Donezk‘. Steht in Verbindung mit Vladimir 
Antyufeyev, der für die separatistischen ‚staatlichen‘ 
Aktivitäten der sogenannten ‚Regierung der Volksre­
publik Donezk‘ verantwortlich war. Er hat daher 
Handlungen und politische Maßnahmen unterstützt, 
die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und 
Unabhängigkeit der Ukraine untergraben. Ist ein Pro­
tegé des stellvertretenden russischen Ministerpräsi­
denten Dmitry Rogozin. Ehemaliger Leiter der ‚Ver­
waltung des Ministerrates‘ der ‚Volksrepublik 
Donezk‘. 

Bis März 2017 sogenannter „Bevollmächtigter Ver­
treter des Präsidenten“ der sogenannten „Transnistri­
schen Moldauischen Republik“ bei der russischen Fö­
deration. 

12.9.2014 
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Name Angaben zur Identifizie­
rung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

108. Vladimir Abdualiyevich 
VASILYEV 

(Владимир Абдуалиевич 
ВАСИЛЬЕВ) 

Geburtsdatum: 
11.8.1949 

Geburtsort: Klin 

Ehemaliger stellvertretender Vorsitzender der Staats­
duma. Am 20. März 2014 stimmte er für den Ent­
wurf des föderalen Verfassungsgesetzes ‚über die Auf­
nahme der Republik Krim in die Russische 
Föderation und die Bildung neuer Föderationssub­
jekte innerhalb der Russischen Föderation — der Re­
publik Krim und der Stadt mit Föderalem Status Se­
wastopol‘. 

Im Oktober 2017 wurde durch Präsidialdekret zum 
amtierenden Gouverneur der Republik Dagestan er­
nannt. 

12.9.2014 

111. Vladimir Stepanovich 
NIKITIN 

(Владимир Степанович 
НИКИТИН) 

Geburtsdatum: 
5.4.1948 

Geburtsort: Opochka 

Ehemaliges Mitglied der Staatsduma und ehemaliger 
erster stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses 
der Staatsduma für GUS-Angelegenheiten, eurasische 
Integration und Verbindungen zu Landsleuten. Am 
20. März 2014 stimmte er für den Entwurf des föde­
ralen Verfassungsgesetzes ‚über die Aufnahme der 
Republik Krim in die Russische Föderation und die 
Bildung neuer Föderationssubjekte innerhalb der 
Russischen Föderation — der Republik Krim und der 
Stadt mit Föderalem Status Sewastopol‘. 

Mitglied des Präsidiums des Zentralkomitees der 
Kommunistischen Partei der Russischen Föderation. 

12.9.2014 

112. Oleg Vladimirovich 
LEBEDEV 

(Олег Владимирович 
ЛЕБЕДЕВ) 

Geburtsdatum: 
21.3.1964 

Geburtsort: Rudny, 
Region Kostanai, 
Kasachische 
Sozialistische 
Sowjetrepublik 

Ehemaliges Mitglied der Staatsduma und ehemaliger 
erster stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses 
der Staatsduma für GUS-Angelegenheiten, eurasische 
Integration und Verbindungen zu Landsleuten. Am 
20. März 2014 stimmte er für den Entwurf des föde­
ralen Verfassungsgesetzes ‚über die Aufnahme der 
Republik Krim in die Russische Föderation und die 
Bildung neuer Föderationssubjekte innerhalb der 
Russischen Föderation — der Republik Krim und der 
Stadt mit Föderalem Status Sewastopol‘. 

Unterstützt weiterhin aktiv die politischen Vorstel­
lungen der Separatisten. 

12.9.2014 

119. Alexander Mikhailovich 
BABAKOV 

(Aлександр Михайлович 
БАБАКОВ) 

Geburtsdatum: 
8.2.1963 

Geburtsort: Chișinău 

Ehemaliges Mitglied der Staatsduma. Ehemaliger Ab­
geordneter der Staatsduma, Vorsitzender der Kom­
mission der Staatsduma für Rechtsvorschriften für 
die Entwicklung des militärisch-industriellen Kom­
plexes der Russischen Föderation. Er ist ein wichtiges 
Mitglied von ‚Vereintes Russland‘ und ein Geschäfts­
mann mit umfangreichen Investitionen in der Ukrai­
ne und auf der Krim. 

Am 20. März 2014 stimmte er für den Entwurf des 
föderalen Verfassungsgesetzes ‚über die Aufnahme 
der Republik Krim in die Russische Föderation und 
die Bildung neuer Föderationssubjekte innerhalb der 
Russischen Föderation — der Republik Krim und der 
Stadt mit Föderalem Status Sewastopol‘. 

Derzeit Mitglied des Föderationsrates der Russischen 
Föderation. Stellvertretender Vorsitzender des Aus­
schusses für auswärtige Angelegenheiten. 

12.9.2014 
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123. Yuriy Viktorovich 
SIVOKONENKO (alias 
Yuriy SIVOKONENKO, 
Yury SIVOKONENKO, 
Yury SYVOKONENKO) 

(Юрий Викторович 
СИВОКОНЕНКО) 

Geburtsdatum: 
7.8.1957 

Geburtsort: Stalino 
(heute Donezk) 

Mitglied des ‚Parlaments‘ der sogenannten ‚Volksre­
publik Donezk‘ und Vorsitzender der öffentlichen 
Vereinigung ‚Union der Berkut-Veteranen im Do­
nezk-Becken‘ sowie Mitglied der öffentlichen Bewe­
gung ‚Freies Donbass‘. Kandidierte bei den sogenann­
ten ‚Wahlen‘ vom 2. November 2014 für das Amt 
des ‚Staatsoberhaupts‘ der sogenannten ‚Volksrepu­
blik Donezk‘. Diese ‚Wahlen‘ verstießen gegen ukrai­
nisches Recht und waren daher rechtswidrig. 

Durch die Übernahme und Ausübung seines Amtes 
und die förmliche Teilnahme an den rechtswidrigen 
‚Wahlen‘ als Kandidat hat er somit aktiv Handlungen 
und politische Maßnahmen unterstützt, die die terri­
toriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und die Ukraine 
weiter destabilisieren. 

Er ist nach wie vor Mitglied des sogenannten ‚Volks­
rates‘ der ‚Volksrepublik Donezk‘. 

29.11.2014 

125. Ravil Zakarievich 
KHALIKOV 

(Равиль Закариевич 
ХАЛИКОВ) 

Ravil Zakariyovych 
KHALIKOV 

(Равiль Закарiйович 
ХАЛIКОВ) 

Geburtsdatum: 
23.2.1969 

Geburtsort: Dorf 
Belozernoe, Rayon 
Romodanovskiy, UdSSR 

Ehemaliger sogenannter ‚erster stellvertretender Mi­
nisterpräsident‘ und vormaliger ‚Generalstaatsanwalt‘ 
der ‚Volksrepublik Donezk‘. 

Durch die Übernahme und Ausübung seines Amtes 
hat er somit aktiv Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale Unversehrt­
heit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben und die Ukraine weiter destabilisieren. 

Derzeit „Berater“ des Leiters der Moskauer Abteilung 
des Untersuchungsausschusses der Russischen Föde­
ration (GSU SK). 

29.11.2014 

126. Dmitry Aleksandrovich 
SEMYONOV 

Dmitrii Aleksandrovich 
SEMENOV 

(Дмитрий 
Александрович 
СЕМЕНОВ) 

Geburtsdatum: 
3.2.1963 

Geburtsort: Moskau 

Ehemaliger ‚stellvertretender Ministerpräsident für Fi­
nanzen‘ der sogenannten ‚Volksrepublik Lugansk‘. 

Durch die Übernahme und Ausübung seines Amtes 
hat er aktiv Handlungen und politische Maßnahmen 
unterstützt, die die territoriale Unversehrtheit, Sou­
veränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergra­
ben und die Ukraine weiter destabilisieren. 

Unterstützt weiterhin aktiv die separatistischen 
Strukturen der LNR. 

29.11.2014 

140. Sergey Yurevich 
IGNATOV (alias 
KUZOVLEV alias 
TAMBOV) 

(Сергей Юрьевич 
ИГНАТОВ alias КУЗОВЛЕВ 
alias ТAMБOB). 

Geburtsdatum: 
7.1.1967 

Geburtsort: Michurinsk, 
Oblast Tambov 

Мичуринск, Тамбовская 
область 

Ehemaliger sogenannter Oberbefehlshaber der Volks­
miliz der ‚Volksrepublik Lugansk‘. 

Durch die Übernahme und Ausübung seines Amtes 
hat er somit aktiv Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale Unversehrt­
heit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben und die Ukraine weiter destabilisieren. 

Befehlshaber der 8. Armee der Russischen Streit­
kräfte. 

16.2.2015 
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145. Olga Igoreva BESEDINA 

(Ольга Игорева 
БЕСЕДИНА) 

Olha Ihorivna BESEDINA 

(Ольга Iгорiвна 
БЕСЕДIНА) 

Geburtsdatum: 
10.12.1976 

Geburtsort: Luhansk 

Ehemalige sogenannte ‚Ministerin für wirtschaftliche 
Entwicklung und Handel‘ der sogenannten ‚Volksre­
publik Lugansk‘. 

Durch die Übernahme und Ausübung ihres Amtes 
hat sie somit aktiv Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale Unversehrt­
heit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben und die Ukraine weiter destabilisieren. 

Derzeit Leiterin der Außenwirtschaftsabteilung im 
Amt des Oberhaupts der „Regierung von Lugansk“. 

16.2.2015 

146. Zaur Raufovich 
ISMAILOV 

(Заур Рауфович 
ИСМАИЛОВ) 

Zaur Raufovych 
ISMAYILOV 

(Заур Рауфович 
IСМАЇЛОВ) 

Geburtsdatum: 
25.7.1978 (oder 
23.3.1975) 

Geburtsort: Krasny 
Luch, Voroshilovgrad, 
Region Lugansk 

Ehemaliger sogenannter ‚Generalstaatsanwalt‘ der so­
genannten ‚Volksrepublik Lugansk“ (bis Oktober 
2017). 

Durch die Übernahme und Ausübung seines Amtes 
hat er somit aktiv Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale Unversehrt­
heit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben und die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

147. Anatoly Ivanovich 
ANTONOV (Анатолий 
Иванович АНТОНОВ) 

Geburtsdatum: 
15.5.1955 

Geburtsort: Omsk 

Ehemaliger Stellvertretender Verteidigungsminister 
und in dieser Funktion an der Unterstützung der Ent­
sendung russischer Streitkräfte in die Ukraine betei­
ligt. 

Gemäß der derzeitigen Struktur des russischen Ver­
teidigungsministeriums war er in dieser Funktion an 
der Gestaltung und der Umsetzung der Politik der 
russischen Regierung beteiligt. Diese Maßnahmen be­
drohen die territoriale Unversehrtheit, Souveränität 
und Unabhängigkeit der Ukraine. 

Zum 28. Dezember 2016 ehemaliger Stellvertreten­
der Minister für auswärtige Angelegenheiten. 

Gehört im Rang eines Botschafters dem diplomati­
schen Korps der Russischen Föderation an. 

16.2.2015 

153. Konstantin Mikhailovich 
BAKHAREV 

(Константин 
Михайлович БАХАРЕВ) 

Geburtsdatum: 
20.10.1972 

Geburtsort: Simferopol, 
Ukrainische SSR 

Mitglied der Staatsduma, Abgeordneter der rechts­
widrig annektierten Autonomen Republik Krim. 

Mitglied des Duma-Ausschusses für Kontrolle und 
Regulierung. 

Im März 2014 wurde Bakharev zum stellvertreten­
den Vorsitzenden und im August 2014 zum ersten 
stellvertretenden Vorsitzenden des Staatsrates der so­
genannten ‚Republik Krim‘ ernannt. Er hat zugege­
ben, an den Ereignissen von 2014, die zur rechts­
widrigen Annexion der Krim und Sewastopols 
geführt haben, persönlich beteiligt gewesen zu sein; 
er hat diese Annexion öffentlich verteidigt, so auch 
in einem auf der Website gazetakrimea.ru vom 
22. März 2016 und auf der Website c-pravda.ru 
vom 23. August 2016 veröffentlichten Interview. Er 
ist von der ‚Regierung‘ der ‚Republik Krim‘ mit dem 
Orden ‚Für treue Pflichterfüllung‘ ausgezeichnet wor­
den. 

9.11.2016 
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154. Dmitry Anatolievich 
BELIK 

(Дмитрий Анатольевич 
БЕЛИК) 

Geburtsdatum: 
17.10.1969 

Geburtsort: Bezirk Kular 
Ust-Yansky, Jakutische 
Autonome SSR 

Mitglied der Staatsduma, Abgeordneter der rechts­
widrig annektierten Stadt Sewastopol. 

Mitglied des Duma-Ausschusses für Kontrolle und 
Regulierung. 

Belik hat als Mitglied der Stadtverwaltung von Se­
wastopol im Februar und März 2014 die Aktivitäten 
des sogenannten ‚Volksbürgermeisters‘ Alexei Chaliy 
unterstützt. Er hat öffentlich zugegeben, an den 
Ereignissen von 2014, die zur rechtswidrigen Anne­
xion der Krim und Sewastopols geführt haben, per­
sönlich beteiligt gewesen zu sein; er hat diese Anne­
xion öffentlich verteidigt, so auch auf seiner 
persönlichen Website und in einem auf der Website 
nation-news.ru am 21. Februar 2016 veröffentlich­
ten Interview. 

Für seine Beteiligung an der Annexion ist er vom 
russischen Staat mit dem ‚Verdienstorden für das Va­
terland‘ zweiter Klasse ausgezeichnet worden. 

9.11.2016 

160. Sergey Anatolevich 
TOPOR-GILKA 

(Сергей Анатольевич 
ТОПОР-ГИЛКА) 

Generaldirektor von 
OAO ‚VO TPE‘ bis zu 
dessen Insolvenz, 
Generaldirektor von 
OOO ‚VO TPE‘. 

Geburtsdatum: 
17.2.1970 

In seiner Eigenschaft als Generaldirektor von OAO 
‚VO TPE‘ führte er die Verhandlungen mit der Sie­
mens Gas Turbine Technologies OOO über den Kauf 
und die Lieferung der Gasturbinen für ein Kraftwerk 
in Taman, Region Krasnodar, Russische Föderation. 
Später war er als Generaldirektor von OOO ‚VO 
TPE“ verantwortlich für den Weitertransport der 
Gasturbinen auf die Krim. Dies trägt zur Schaffung 
einer unabhängigen Stromversorgung für die Krim 
und Sewastopol mit dem Ziel, deren Abtrennung 
von der Ukraine voranzutreiben, bei und untergräbt 
die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine. 

4.8.2017  

Organisationen:  
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3. Sogenannte 
‚Volksrepublik Lugansk‘ 

‘Луганская народная 
республика’ 

‘Luganskaya narodnaya 
respublika’ 

Offizielle Website: 

https://glava-lnr. 
su/content/konstituciya 

https://glava-lnr.info/ 

Die sogenannte ‚Volksrepublik Lugansk‘ wurde am 
27. April 2014 gegründet. 

Verantwortlich für die Organisation des rechtswidri­
gen Referendums vom 11. Mai 2014. Erklärung der 
Unabhängigkeit am 12. Mai 2014. 

Am 22. Mai 2014 gründeten die ‚Volksrepubliken‘ 
Donezk und Lugansk den sogenannten ‚Föderalen 
Staat Noworossija‘. 

Dies verstößt gegen das ukrainische Verfassungsrecht 
und damit gegen das Völkerrecht und trägt somit 
zur Untergrabung der territorialen Unversehrtheit, 
Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine bei. 

Ist auch an der Rekrutierung für die separatistische 
‚Armee des Südostens‘ und andere illegale bewaffnete 
separatistische Gruppen beteiligt und trägt somit zur 
Untergrabung der Stabilität und der Sicherheit der 
Ukraine bei. 

25.7.2014 
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4. Sogenannte 
‚Volksrepublik Donezk‘ 

‘Донецкая народная 
республика’ 

‘Donétskaya naródnaya 
respúblika’ 

Offizielle 
Informationen, unter 
anderem zur Verfassung 
der ‚Volksrepublik 
Donezk‘ und zur 
Zusammensetzung des 
Obersten Rates 

https://dnr-online.ru/ 

Die ‚Volksrepublik Donezk‘ wurde am 7. April 2014 
ausgerufen. 

Verantwortlich für die Organisation des rechtswidri­
gen Referendums vom 11. Mai 2014. Erklärung der 
Unabhängigkeit am 12. Mai 2014. 

Am 24. Mai 2014 unterzeichneten die ‚Volksrepubli­
ken‘ Donezk und Lugansk ein Abkommen über die 
Gründung des ‚Föderalen Staates Noworossija‘. 

Dies verstößt gegen das ukrainische Verfassungsrecht 
und damit gegen das Völkerrecht und trägt somit 
zur Untergrabung der territorialen Unversehrtheit, 
Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine bei. 

Ist auch an der Rekrutierung illegaler bewaffneter se­
paratistischer Gruppen beteiligt und bedroht somit 
die Stabilität und Sicherheit der Ukraine. 

25.7.2014 

5. Sogenannter ‚Föderaler 
Staat Noworossija‘ 

‘Федеративное 
государство Новороссия’ 

‘Federativnoye 
Gosudarstvo 
Novorossiya’ 

Offizielle 
Pressemitteilungen: 

http://novorossia. 
su/official 

http://novopressa.ru/ 

http://novorossia-tv.ru/ 

http://novorossia.today/ 

http://novorossiia.ru/ 

https://www. 
novorosinform.org/ 

Am 24. Mai 2014 unterzeichneten die sogenannten 
‚Volksrepubliken‘ Donezk und Lugansk ein Abkom­
men über die Gründung des nicht anerkannten ‚Fö­
deralen Staates Noworossija‘. 

Dies verstößt gegen das ukrainische Verfassungsrecht 
und damit gegen das Völkerrecht und bedroht somit 
die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine. 

25.7.2014 

20. Aktiengesellschaft 
Schaumweinhersteller 
‚Novy Svet‘ 

Aкционерное общество 
‚Завод шампанских вин 
‚Новый Свет‘‘ 

Vormals 
Staatseinheitsunterneh­
men der ‚Republik Krim‘ 
‚Schaumweinhersteller 
‚Novy Svet‘“ 

Государственное 
унитарное предприятие 
Республики Крым ‚Завод 
шампанских вин ‚Новый 
Свет‘‘ 

Gosudarstvennoye 
unitarnoye predpriyatiye 
Respubliki Krym ‚Zavod 
shampanskykh vin 
‚Novy Svet‘‘ und als 
Staatsunternehmen 
Schaumweinhersteller 
‘Novy Svet’  

298032, Krim, Sudak, 
Novy Svet, Schalapin- 
Str.1. 

298032, Крым, г. Судак, 
пгт. Новый Свет, ул. 
Шаляпина, д.1 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entge­
gen ukrainischem Recht übertragen. Das ‚Präsidium 
des Parlaments der Krim‘ verabschiedete am 9. April 
2014 den Beschluss Nr. 1991-6/14 ‚zur Änderung 
der Entschließung Nr. 1836-6/14 des Staatsrates der 
‚Republik Krim‘‘ vom 26. März 2014 ‚über die Ver­
staatlichung des Eigentums von im Gebiet der ‚Repu­
blik Krim‘ gelegenen Unternehmen, Einrichtungen 
und Organisationen des agrarindustriellen Komple­
xes‘, in der im Namen der ‚Republik Krim‘ die Aneig­
nung der Vermögenswerte des staatlichen Unterneh­
mens ‚Zavod shampanskykh vin Novy Svet‘ erklärt 
wurde. Das Unternehmen ist somit von den ‚Behör­
den‘ der Krim effektiv konfisziert worden. Am 
4.1.2015 neu eingetragen als Staatseinheitsunterneh­
men der ‚Republik Krim‘ ‚Schaumweinhersteller 
‚Novy Svet‘‘ (Государственное унитарное предприятие 
Республики Крым ‚Завод шампанских вин ‚Новый 
Свет‘‘). Gründer: Ministerium für Landwirtschaft der 
‚Republik Krim‘ (Министерство сельского хозяйства 
Республики Крым).  

25.7.2014 
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Государственное 
предприятие Завод 
шампанских вин ‚Новый 
свет‘ (Gosudarstvenoye 
predpriyatiye Zavod 
shampanskykh vin 
‘Novy Svet’) 

Am 29.8.2017 im Anschluss an eine Umstrukturie­
rung neu eingetragen als Aktiengesellschaft Schaum­
weinhersteller ‚Novy Svet‘ (Aкционерное общество 
‚Завод шампанских вин ‚Новый Свет‘‘). Gründer: Mini­
sterium für Grundbesitz- und Vermögensverhältnisse 
der ‚Republik Krim‘ (Министерство земельных и 
имущественных отношений Республики Крым). 

21. JOINT-STOCK COMPANY 
ALMAZ-ANTEY AIR AND 
SPACE DEFENCE 
CORPORATION 

Акционерное общество 
‚Концерн воздушно- 
космической обороны 
‚Алмаз — Антей‘‘ 

(alias CONCERN ALMAZ- 
ANTEY; ALMAZ-ANTEY 
CORP; alias ALMAZ- 
ANTEY DEFENSE 
CORPORATION; alias 
ALMAZ-ANTEY JSC; 
Концерн ВКО ‚Алмаз — 
Антей‘;) 

41 ul.Vereiskaya, 
Moskau 121471, 
Russland; 

Website: almaz-antey.ru; 

E-Mmai -Adresse 
antey@almaz-antey.ru 

Almaz-Antei ist ein staatseigenes russisches Unter­
nehmen. Es stellt Flugzeugabwehrwaffen einschließ­
lich Boden-Luft-Raketen her, die es an die russische 
Armee liefert. Die russischen Behörden haben 
schwere Waffen an Separatisten in der Ostukraine 
geliefert und damit zur Destabilisierung der Ukraine 
beigetragen. Diese Waffen werden von Separatisten 
eingesetzt, unter anderem zum Abschuss von Flug­
zeugen. Als staatseigenes Unternehmen trägt Almaz- 
Antey somit zur Destabilisierung der Ukraine bei. 

30.7.2014 

22. DOBROLET (alias 
DOBROLYOT) 

ДОБРОЛЕТ/ДОБРОЛЁТ 

Flugliniencode QD 

International Highway, 
House 31, building 1, 
141411 Moskau 

141411, г. Москва, 
Международное ш., 
дом 31, строение 1 

Website: www.dobrolet. 
com 

Dobrolet war ein Tochterunternehmen eines staatsei­
genen russischen Luftverkehrsunternehmens. Seit der 
rechtswidrigen Annexion der Krim hat Dobrolet aus­
schließlich Flüge zwischen Moskau und Simferopol 
durchgeführt. Es hat damit der Integration der 
rechtswidrig annektierten Autonomen Republik 
Krim in die Russische Föderation Vorschub geleistet 
und die Souveränität und territoriale Unversehrtheit 
der Ukraine untergraben. 

30.7.2014 

28. Wirtschaftsunion 
Lugansk (Luganskiy 
Ekonomicheskiy Soyuz) 

Луганский 
экономический союз  

‚Gesellschaftliche Organisation‘, die Kandidaten für 
die unrechtmäßigen ‚Wahlen‘ in der ‚Volksrepublik 
Lugansk‘ vom 2. November 2014 aufstellte. Oleg 
AKIMOV wurde als Kandidat für die Funktion des 
‚Oberhaupts‘ der ‚Volksrepublik Lugansk‘ benannt. 
Diese ‚Wahlen‘ verstoßen gegen ukrainisches Recht 
und sind daher unrechtmäßig. 

Durch die förmliche Teilnahme an den unrechtmäßi­
gen ‚Wahlen‘ hat sie daher aktiv Handlungen und po­
litische Maßnahmen unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der 
Ukraine untergraben und die Ukraine weiter destabi­
lisieren. 

29.11.2014 
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Name Angaben zur Identifizie­
rung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

29. Kosakische 
Nationalgarde 

Казачья Национальная 
Гвардия 

http://казакнацгвард.рф/ Bewaffnete Separatistengruppe, die aktiv Handlungen 
unterstützt hat, die die territoriale Unversehrtheit, 
Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine unter­
graben und die Ukraine weiter destabilisieren. 

Unter der Befehlsgewalt und daher in Verbindung 
mit der gelisteten Person Nikolay KOZITSYN. 

Gehört Berichten zufolge zu dem sogenannten ‚2. Ar­
meekorps‘ der ‚Volksrepublik Lugansk‘. 

16.2.2015 

41. ‚Staatseinheitsunterneh­
men der Republik Krim 
‚Seehandelshäfen Krim‘“ 

(‚Государственное 
унитарное предприятие 
Республики Крым 
‚Крымские морские 
порты‘‘), einschließlich 
Zweigstellen: 

— Handelshafen 
Feodosia, 

— Fährunternehmen 
Kerch, 

— Handelshafen Kerch. 

Kirov-Str. 28 
Kerch 298312 
Krim 

(298312, Крым, гор. 
Керчь, ул. Кирова, 
дом 28) 

Das ‚Parlament der Krim‘ verabschiedete am 
17. März 2014 die Entschließung Nr. 1757-6/14 
‚über die Verstaatlichung einiger Unternehmen im 
Besitz der ukrainischen Ministerien für Infrastruktur 
bzw. Landwirtschaft‘ und am 26. März 2014 die Ent­
schließung Nr. 1865-6/14 ‚über das staatliche Unter­
nehmen ‚Seehandelshäfen Krim‘‘ (‚О Государственном 
предприятии ‚Крымские морские порты‘‘), in der im 
Namen der ‚Republik Krim‘ die Aneignung der Ver­
mögenswerte mehrerer staatlicher Unternehmen er­
klärt wurde, die zu dem ‚Staatseinheitsunternehmen 
der Republik Krim ‚Seehandelshäfen Krim‘‘ ver­
schmolzen wurden. Diese Unternehmen wurden so­
mit von den ‚Behörden‘ der Krim effektiv konfisziert 
und das Unternehmen ‚Seehandelshäfen Krim‘ hat 
von der rechtswidrigen Übertragung der Inhaber­
schaft profitiert. 

16.9.2017“   
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2018/389 DER KOMMISSION 

vom 27. November 2017 

zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates durch 
technische Regulierungsstandards für eine starke Kundenauthentifizierung und für sichere offene 

Standards für die Kommunikation 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über 
Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der 
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (1), insbesondere Artikel 98 Absatz 4 
Unterabsatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Elektronisch angebotene Zahlungsdienste sollten sicher abgewickelt werden, wobei Technologien eingesetzt 
werden sollten, mit denen eine sichere Authentifizierung des Nutzers gewährleistet und das Betrugsrisiko so weit 
wie möglich verringert werden kann. Das Authentifizierungsverfahren sollte generell Transaktionsüberwachungs­
mechanismen enthalten, um Versuche zur Verwendung der personalisierten Sicherheitsmerkmale eines Zahlungs­
dienstnutzers, die verloren, gestohlen oder missbräuchlich verwendet wurden, zu erkennen; außerdem sollte das 
Authentifizierungsverfahren sicherstellen, dass es sich bei dem Zahlungsdienstnutzer um den legitimen Nutzer 
handelt, der somit durch die normale Verwendung der personalisierten Sicherheitsmerkmale seine Zustimmung 
für den Transfer von Geldbeträgen und den Zugang zu seinen Kontoinformationen erteilt. Des Weiteren ist es 
notwendig, Erfordernisse des Verfahrens zur starken Kundenauthentifizierung festzulegen, die jedes Mal 
angewendet werden sollten, wenn ein Zahler online auf sein Zahlungskonto zugreift, einen elektronischen 
Zahlungsvorgang auslöst oder über einen Fernzugang eine Handlung vornimmt, die insofern das Risiko eines 
Betrugs im Zahlungsverkehr oder eines anderen Missbrauchs birgt, als die Generierung eines Authentifizie­
rungscodes erforderlich ist; dieser Code sollte gegenüber dem Risiko der Fälschung in seiner Gesamtheit oder 
durch die Offenlegung der Elemente, auf deren Grundlage er generiert wurde, immun sein. 

(2) Angesichts der sich ständig ändernden Betrugsmethoden sollten die Erfordernisse für eine starke Kundenauthenti­
fizierung innovative technische Lösungen ermöglichen, mit denen neu aufkommenden Bedrohungen der 
Sicherheit elektronischer Zahlungen begegnet werden kann. Zur Gewährleistung einer wirksamen kontinuierlichen 
Umsetzung der festzulegenden Anforderungen sollte ebenfalls verlangt werden, dass die Sicherheitsmaßnahmen 
für die Durchführung einer starken Kundenauthentifizierung und ihrer Ausnahmen, die Maßnahmen für den 
Schutz der Vertraulichkeit und der Integrität der personalisierten Sicherheitsmerkmale und die Maßnahmen für 
die Einrichtung gemeinsamer und sicherer offener Standards für die Kommunikation dokumentiert, regelmäßig 
getestet, bewertet und von operativ unabhängigen Prüfern mit Fachwissen auf dem Gebiet der IT-Sicherheit und 
des Zahlungsverkehrs geprüft werden. Damit die zuständigen Behörden die Qualität der Überprüfung dieser 
Maßnahmen überwachen können, sollten ihnen diese Überprüfungen auf Verlangen zur Verfügung gestellt 
werden. 

(3)  Da elektronische Fernzahlungsvorgänge einem höheren Betrugsrisiko ausgesetzt sind, ist es notwendig, bei 
solchen Vorgängen zusätzliche Anforderungen für eine starke Kundenauthentifizierung einzuführen; diese sollten 
sicherstellen, dass die Elemente den Zahlungsvorgang dynamisch mit einem Betrag und einem Zahlungsempfänger 
verknüpfen, die vom Zahler beim Auslösen des Zahlungsvorgangs angegeben werden. 

(4)  Eine dynamische Verknüpfung ist durch Generierung von Authentifizierungscodes möglich, bei der eine Reihe 
strenger Sicherheitsanforderungen einzuhalten sind. Um Technologieneutralität sicherzustellen, sollte für die 
Implementierung von Authentifizierungscodes keine bestimmte Technologie vorgegeben werden. Solange die 
Sicherheitsanforderungen erfüllt sind, sollten Authentifizierungscodes daher auf Lösungen beruhen wie der 
Generierung und Validierung einmaliger Passwörter, digitalen Signaturen oder anderen kryptografisch basierten 
Gültigkeitsversicherungen unter Verwendung von Schlüsseln oder kryptografischem Material, die in den Authenti­
fizierungselementen gespeichert werden. 
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(5)  Für den Fall, dass der endgültige Betrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Zahler einen elektronischen 
Fernzahlungsvorgang auslöst, nicht bekannt ist, müssen besondere Anforderungen festgelegt werden, die 
sicherstellen, dass die starke Kundenauthentifizierung speziell für den Höchstbetrag gilt, für den der Zahler seine 
Zustimmung erteilt hat, wie in der Richtlinie (EU) 2015/2366 vorgesehen. 

(6)  Um die Durchführung einer starken Kundenauthentifizierung zu gewährleisten, müssen ebenfalls angemessene 
Sicherheitsmerkmale für die Elemente der starken Kundenauthentifizierung verlangt werden: für Elemente der 
Kategorie Wissen (etwas, das nur der Nutzer weiß), wie Länge oder Komplexität, für Elemente der Kategorie 
Besitz (etwas, das nur der Nutzer besitzt), wie Algorithmusspezifikationen, Schlüssellänge und Informations­
entropie, und für Geräte und Software, die Elemente der Kategorie Inhärenz (etwas, das der Nutzer ist) lesen, wie 
Algorithmusspezifikationen, biometrischer Sensor und Funktionen für den Schutz biometrischer Templates, 
insbesondere, um das Risiko zu mindern, dass diese Elemente von Unbefugten aufgedeckt, offengelegt und 
verwendet werden. Ferner ist die Festlegung von Anforderungen notwendig, um sicherzustellen, dass diese 
Elemente voneinander unabhängig sind, sodass die Nichterfüllung eines Elements die Zuverlässigkeit der anderen 
nicht infrage stellt, vor allem, wenn diese Elemente von einem Mehrzweckgerät verwendet werden, d. h. von 
Geräten wie einem Tablet oder einem Mobiltelefon, die sowohl für die Erteilung der Anweisung zur Ausführung 
der Zahlung als auch für den Authentifizierungsprozess verwendet werden können. 

(7)  Die Erfordernisse einer starken Kundenauthentifizierung gelten für vom Zahler ausgelöste Zahlungsvorgänge, 
unabhängig davon, ob der Zahler eine natürliche oder juristische Person ist. 

(8) Aufgrund ihrer speziellen Natur unterliegen Zahlungen, die unter Verwendung eines anonymen Zahlungs­
instruments ausgeführt werden, nicht der Pflicht zur starken Kundenauthentifizierung. Wird die Anonymität 
solcher Instrumente aus vertraglichen oder rechtlichen Gründen aufgehoben, unterliegen Zahlungen den 
Sicherheitsanforderungen, die sich aus der Richtlinie (EU) 2015/2366 und dem vorliegenden technischen 
Regulierungsstandard ergeben. 

(9) Gemäß der Richtlinie (EU) 2015/2366 wurden die Ausnahmen vom Grundsatz der starken Kundenauthenti­
fizierung ausgehend vom Risikoniveau, vom Betrag und von der Periodizität des Zahlungsvorgangs und des für 
seine Ausführung genutzten Zahlungswegs festgelegt. 

(10)  Handlungen, die Einsicht in den Saldo und die letzten Bewegungen eines Zahlungskontos gewähren, ohne dass 
sensible Zahlungsdaten offengelegt werden, wiederkehrende Zahlungen an dieselben Zahlungsempfänger, die 
zuvor vom Zahler unter Verwendung der starken Kundenauthentifizierung eingerichtet oder bestätigt wurden, 
und Zahlungen an und von derselben natürlichen oder juristischen Person, die ein Konto bei demselben 
Zahlungsdienstleister unterhält, sind mit einem geringen Risiko verbunden und geben Zahlungsdienstleistern die 
Möglichkeit, in solchen Fällen von einer starken Kundenauthentifizierung abzusehen. Dessen ungeachtet sollten 
Zahlungsauslösedienstleister, Zahlungsdienstleister, die kartengebundene Zahlungsinstrumente ausgeben, und 
Kontoinformationsdienstleister nach den Artikeln 65, 66 und 67 der Richtlinie (EU) 2015/2366 die für die 
Bereitstellung eines bestimmten Zahlungsdienstes notwendigen und wesentlichen Informationen nur mit 
Zustimmung des Zahlungsdienstnutzers vom kontoführenden Zahlungsdienstleister anfordern und erhalten. Diese 
Zustimmung kann individuell für jede Informationsanforderung oder für jede auszulösende Zahlung oder im Fall 
von Kontoinformationsdienstleistern als Mandat für die in der vertraglichen Vereinbarung mit dem Zahlungs­
dienstnutzer bezeichneten Zahlungskonten und damit in Zusammenhang stehenden Zahlungsvorgängen erteilt 
werden. 

(11)  Ausnahmen für kontaktlose Kleinbetragszahlungen an der Verkaufsstelle, die auch eine maximale Anzahl von 
aufeinanderfolgenden Vorgängen oder einen bestimmten Höchstbetrag aufeinanderfolgender Vorgänge ohne 
Durchführung einer starken Kundenauthentifizierung einbeziehen, erlauben die Entwicklung benutzerfreundlicher 
Zahlungsdienste mit niedrigem Risiko und sollten deshalb vorgesehen werden. Gleichfalls angemessen ist die 
Festlegung einer Ausnahme für elektronische Zahlungsvorgänge, die an unbeaufsichtigten Terminals ausgelöst 
werden, an denen eine starke Kundenauthentifizierung aus operativen Gründen nicht immer ohne Weiteres 
durchführbar ist (z. B. zur Vermeidung von Staus und potenziellen Unfällen an Mautstellen oder aufgrund anderer 
Sicherheitsrisiken). 

(12)  Wie bei der Ausnahme für kontaktlose Kleinbetragszahlungen an der Verkaufsstelle sollte auch im elektronischen 
Geschäftsverkehr ein angemessenes Verhältnis zwischen dem Interesse erhöhter Sicherheit bei Fernzahlungs­
vorgängen und dem Erfordernis der Benutzerfreundlichkeit und allgemeinen Zugänglichkeit von Zahlungs­
vorgängen sichergestellt werden. Diesen Grundsätzen entsprechend sollten auf umsichtige Weise Schwellenwerte 
festgesetzt werden, unterhalb deren ausschließlich bei Online-Kleinbetragskäufen von einer starken Kundenauthen­
tifizierung abgesehen werden kann. Für Online-Käufe sollten die Schwellenwerte noch umsichtiger festgesetzt 
werden, da der Käufer zum Zeitpunkt des Erwerbs physisch nicht präsent ist und diese Situation mit einem 
geringfügig höheren Sicherheitsrisiko einhergeht. 
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(13)  Die Erfordernisse einer starken Kundenauthentifizierung gelten für vom Zahler ausgelöste Zahlungsvorgänge, 
unabhängig davon, ob der Zahler eine natürliche oder juristische Person ist. Viele Zahlungsvorgänge von 
Unternehmen werden durch dedizierte Prozesse oder Protokolle ausgelöst, die das hohe Maß an Sicherheit 
gewährleisten, das die Richtlinie (EU) 2015/2366 mit der starken Kundenauthentifizierung erzielen möchte. Falls 
die zuständigen Behörden feststellen, dass solche Zahlungsprozesse und -protokolle, die nur für Zahler verfügbar 
sind, bei denen es sich nicht um Verbraucher handelt, die Zielsetzungen der Richtlinie (EU) 2015/2366 im 
Hinblick auf die Sicherheit erfüllen, können Zahlungsdienstleister in Bezug auf diese Prozesse oder Protokolle von 
den Erfordernissen einer starken Kundenauthentifizierung ausgenommen werden. 

(14)  Wenn ein Zahlungsvorgang mithilfe von Echtzeit-Transaktionsrisikoanalysen als Vorgang mit niedrigem Risiko 
eingestuft wird, ist es ebenfalls angemessen, durch Festlegung wirksamer, risikobasierter Anforderungen, die die 
Sicherheit der Gelder und personenbezogenen Daten des Zahlungsdienstnutzers gewährleisten, für Zahlungs­
dienstleister, die von einer starken Kundenauthentifizierung absehen wollen, eine Ausnahme vorzusehen. Bei 
solchen risikobasierten Anforderungen sollten die Einstufungen der Risikoanalysen zusammengeführt werden, um 
zu bestätigen, dass kein ungewöhnliches Ausgabe- oder Verhaltensmuster des Zahlers erkannt wurde; hierbei sind 
weitere Risikofaktoren zu berücksichtigen, einschließlich Informationen über den Ort des Zahlers und des 
Zahlungsempfängers, und es sollten monetäre Schwellenwerte auf der Grundlage der für Fernzahlungsvorgänge 
berechneten Betrugsraten festgesetzt werden. Falls ein Zahlungsvorgang aufgrund der Echtzeit-Transaktionsrisi­
koanalyse nicht als Vorgang mit niedrigem Risiko eingestuft werden kann, sollte der Zahlungsdienstleister auf 
eine starke Kundenauthentifizierung zurückgreifen. Als Höchstbetrag für eine solche risikobasierte Ausnahme 
sollte ein Betrag festgesetzt werden, der eine äußerst niedrige entsprechende Betrugsrate sicherstellt; dabei sollte 
auch der Vergleich mit den Betrugsraten für alle Zahlungsvorgänge des Zahlungsdienstleisters, darunter auch die 
durch eine starke Kundenauthentifizierung authentifizierten Vorgänge, innerhalb einer bestimmten Zeitspanne 
sowie fortlaufend herangezogen werden. 

(15)  Zur Gewährleistung einer wirksamen Durchsetzung sollten Zahlungsdienstleister, die Ausnahmen von der starken 
Kundenauthentifizierung in Anspruch nehmen möchten, für jede Art von Zahlungsvorgang den Gesamtwert 
betrügerischer oder nicht autorisierter Zahlungsvorgänge und die festgestellten Betrugsraten für alle ihre 
Zahlungsvorgänge — unabhängig davon, ob diese im Zuge einer starken Kundenauthentifizierung authentifiziert 
oder im Rahmen einer entsprechenden Ausnahme ausgeführt wurden — regelmäßig überwachen und den 
zuständigen Behörden und der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) auf Verlangen mitteilen. 

(16)  Die Erhebung dieser neuen historischen Daten zu Betrugsraten bei elektronischen Zahlungsvorgängen trägt 
außerdem dazu bei, dass die EBA die Schwellenwerte für die auf einer Echtzeit-Transaktionsrisikoanalyse 
beruhenden Ausnahme von einer starken Kundenauthentifizierung wirksam überprüfen kann. Nach Artikel 98 
Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2015/2366 sowie nach Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (1) sollte die EBA diese technischen Regulierungsstandards überprüfen 
und der Kommission, soweit erforderlich, einen Entwurf ihrer Aktualisierungen übermitteln, um neue Vorschläge 
für Schwellenwerte und entsprechende Betrugsraten vorzulegen, mit dem Ziel, die Sicherheit elektronischer 
Fernzahlungsvorgänge zu erhöhen. 

(17)  Die Zahlungsdienstleister, die eine der vorgesehenen Ausnahmen in Anspruch nehmen, sollten sich jederzeit 
dafür entscheiden dürfen, bei den in den betreffenden Bestimmungen angegebenen Handlungen und Zahlungs­
vorgängen von einer starken Kundenauthentifizierung Gebrauch zu machen. 

(18)  Die Maßnahmen zum Schutz der Vertraulichkeit und Integrität der personalisierten Sicherheitsmerkmale sowie 
zum Schutz der Authentifizierungsgeräte und der Software sollten die Betrugsrisiken im Zusammenhang mit der 
unbefugten oder betrügerischen Verwendung von Zahlungsinstrumenten und dem unbefugten Zugriff auf 
Zahlungskonten begrenzen. Dazu müssen Anforderungen für die sichere Erstellung und Bereitstellung der 
personalisierten Sicherheitsmerkmale und ihre Verknüpfung mit dem Zahlungsdienstnutzer eingeführt und 
Bedingungen für die Verlängerung und Deaktivierung dieser Sicherheitsmerkmale vorgesehen werden. 

(19)  Um eine wirksame und sichere Kommunikation zwischen den beteiligten Akteuren im Zusammenhang mit 
Kontoinformationsdiensten, Zahlungsauslösediensten und der Bestätigung der Verfügbarkeit eines Geldbetrags 
sicherzustellen, ist es notwendig, die Anforderungen für gemeinsame und sichere offene Kommunikations­
standards festzulegen, die von allen betroffenen Zahlungsdienstleistern zu erfüllen sind. Die Richtlinie (EU) 
2015/2366 sieht den Zugang zu Zahlungskontoinformationen und deren Nutzung durch Kontoinformations­
dienstleister vor. Die Regeln für den Zugang zu Konten, die keine Zahlungskonten sind, werden durch die 
vorliegende Verordnung daher nicht geändert. 
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(20)  Jeder kontoführende Zahlungsdienstleister, auf dessen Zahlungskonten online zugegriffen werden kann, sollte 
mindestens eine Zugangsschnittstelle bieten, über die die sichere Kommunikation mit Kontoinformations­
dienstleistern, Zahlungsauslösedienstleistern und Zahlungsdienstleistern, die kartengebundene Zahlungsin­
strumente ausstellen, möglich ist. Die Schnittstelle sollte es Kontoinformationsdienstleistern, Zahlungsauslöse­
dienstleistern und Zahlungsdienstleistern, die kartengebundene Zahlungsinstrumente ausstellen, ermöglichen, sich 
gegenüber dem kontoführenden Zahlungsdienstleister zu identifizieren. Sie sollte ebenfalls so gestaltet sein, dass 
Kontoinformationsdienstleister und Zahlungsauslösedienstleister sich auf die Authentifizierungsverfahren 
verlassen können, die dem Zahlungsdienstnutzer vom kontoführenden Zahlungsdienstleister bereitgestellt werden. 
Zur Gewährleistung der Neutralität im Hinblick auf die Technologie und das Geschäftsmodell sollten die 
kontoführenden Zahlungsdienstleister frei entscheiden können, ob sie eine Schnittstelle anbieten, die speziell der 
Kommunikation mit Kontoinformationsdienstleistern, Zahlungsauslösedienstleistern und Zahlungsdienstleistern, 
die kartengebundene Zahlungsinstrumente ausstellen, dient, oder ob sie für diese Kommunikation die Nutzung 
der für die Identifizierung und die Kommunikation mit den Zahlungsdienstnutzern des kontoführenden Zahlungs­
dienstleisters dienende Schnittstelle zulassen möchten. 

(21) Damit Kontoinformationsdienstleister, Zahlungsauslösedienstleister und Zahlungsdienstleister, die kartenge­
bundene Zahlungsinstrumente ausstellen, eigene technische Lösungen entwickeln können, sollte die technische 
Spezifikation der Schnittstelle angemessen dokumentiert und öffentlich zur Verfügung gestellt werden. Darüber 
hinaus sollte der kontoführende Zahlungsdienstleister mindestens sechs Monate vor Geltungsbeginn des 
vorliegenden Regulierungsstandards eine Einrichtung anbieten, die den Zahlungsdienstleistern einen Test der 
technischen Lösungen ermöglicht; wenn die Schnittstelle nach Geltungsbeginn des vorliegenden Regulierungsstan­
dards eingeführt wird, sollte die Testeinrichtung mindestens sechs Monate vor dem Datum der Markteinführung 
der Schnittstelle angeboten werden. Zur Gewährleistung der Interoperabilität der verschiedenen technischen 
Kommunikationslösungen sollte die Schnittstelle von internationalen oder europäischen Normungsorganisationen 
entwickelte Kommunikationsstandards verwenden. 

(22)  Die Qualität der von Kontoinformationsdienstleistern und Zahlungsauslösedienstleistern bereitgestellten Dienste 
wird vom ordnungsgemäßen Funktionieren der von den kontoführenden Zahlungsdienstleistern eingerichteten 
oder angepassten Schnittstellen abhängen. Wenn diese Schnittstellen nicht den Bestimmungen des vorliegenden 
Standards entsprechen, ist es daher wichtig, Maßnahmen zu ergreifen, mit denen die Aufrechterhaltung des 
Geschäftsbetriebs für die Nutzer der betreffenden Dienste gewährleistet wird. Es obliegt den zuständigen 
nationalen Behörden, dafür zu sorgen, dass Kontoinformationsdienstleister und Zahlungsauslösedienstleister bei 
der Bereitstellung ihrer Dienste nicht blockiert oder behindert werden. 

(23)  Wird der Zugang zu Zahlungskonten über eine dedizierte Schnittstelle angeboten, muss verlangt werden, dass die 
dedizierten Schnittstellen denselben Grad an Verfügbarkeit und Leistung aufweisen wie die für die Zahlungs­
dienstnutzer verfügbare Schnittstelle, damit das Recht der Zahlungsdienstnutzer auf die Nutzung von Zahlungs­
auslösediensten und von Diensten für den Zugang zu Kontoinformationen gemäß der Richtlinie (EU) 2015/2366 
gewährleistet ist. Außerdem sollten die kontoführenden Zahlungsdienstleister transparente wesentliche Leistungs­
indikatoren und Service-Level-Ziele für die Verfügbarkeit und die Leistung der dedizierten Schnittstellen 
definieren, die mindestens so streng sind wie diejenigen, die für die von ihren Zahlungsdienstnutzern verwendete 
Schnittstelle gelten. Diese Schnittstellen sollten von den Zahlungsdienstleistern, die sie verwenden werden, getestet 
sowie von den zuständigen Behörden Stresstests unterzogen und überwacht werden. 

(24)  Damit Zahlungsdienstleister, die sich auf die dedizierte Schnittstelle verlassen, bei Problemen mit Verfügbarkeit 
oder unzureichender Leistung der Schnittstelle ihre Dienste auch weiterhin erbringen können, ist unter Einhaltung 
strenger Bedingungen die Bereitstellung eines Fall-back-Mechanismus notwendig, der den betroffenen 
Dienstleistern die Nutzung der Schnittstelle ermöglicht, die der kontoführende Zahlungsdienstleister für die 
Identifizierung seiner eigenen Zahlungsdienstnutzer und für die Kommunikation mit diesen unterhält. Stellen die 
zuständigen Behörden allerdings fest, dass die dedizierten Schnittstellen bestimmte Bedingungen erfüllen und 
dadurch ein ungehinderter Wettbewerb sichergestellt ist, werden bestimmte kontoführende Zahlungsdienstleister 
von der Auflage ausgenommen sein, über ihre Schnittstelle auf Kundenseite einen solchen Fall-back-Mechanismus 
bereitzustellen. Falls die von dieser Auflage ausgenommenen dedizierten Schnittstellen die erforderlichen 
Bedingungen nicht erfüllen, sind die gewährten Ausnahmen von den jeweils zuständigen Behörden zu widerrufen. 

(25)  Damit die zuständigen Behörden die Implementierung und Unterhaltung der Kommunikationsschnittstellen 
wirksam überwachen können, sollten die kontoführenden Zahlungsdienstleister eine Zusammenfassung der 
maßgeblichen Dokumentation auf ihrer Website zur Verfügung stellen und den zuständigen Behörden auf 
Verlangen die Dokumentation der Notfalllösungen vorlegen. Des Weiteren sollten die kontoführenden Zahlungs­
dienstleister Statistiken über die Verfügbarkeit und die Leistung dieser Schnittstelle veröffentlichen. 

(26)  Zum Schutz der Vertraulichkeit und der Integrität der Daten muss die Sicherheit von Kommunikationssitzungen 
zwischen kontoführenden Zahlungsdienstleistern, Kontoinformationsdienstleistern, Zahlungsauslösedienstleistern 
und Zahlungsdienstleistern, die kartengebundene Zahlungsinstrumente ausstellen, gewährleistet werden. 
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Insbesondere ist eine sichere Verschlüsselung beim Datenaustausch zwischen Kontoinformationsdienstleistern, 
Zahlungsauslösedienstleistern und Zahlungsdienstleistern, die kartengebundene Zahlungsinstrumente ausstellen, 
und kontoführenden Zahlungsdienstleistern zu verlangen. 

(27)  Um das Vertrauen der Nutzer zu erhöhen und eine starke Kundenauthentifizierung zu gewährleisten, sollte dem 
Rückgriff auf elektronische Identifizierungsmittel und Vertrauensdienste gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (1) Rechnung getragen werden, was insbesondere in 
Bezug auf notifizierte elektronische Identifizierungssysteme gilt. 

(28)  Um einen einheitlichen Geltungsbeginn zu gewährleisten, sollte die vorliegende Verordnung ab demselben Datum 
gelten, ab dem die Mitgliedstaaten die Anwendung der in den Artikeln 65, 66, 67 und 97 der Richtlinie (EU) 
2015/2366 festgelegten Sicherheitsmaßnahmen gewährleisten müssen. 

(29)  Die vorliegende Verordnung stützt sich auf den Entwurf der technischen Regulierungsstandards, der der 
Kommission von der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) vorgelegt wurde. 

(30)  Die EBA hat zu diesem Entwurf offene und transparente öffentliche Konsultationen durchgeführt, die damit 
verbundenen potenziellen Kosten- und Nutzeneffekte analysiert und die Stellungnahme der nach Artikel 37 der 
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 eingesetzten Interessengruppe Bankensektor eingeholt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

In dieser Verordnung werden die Anforderungen festgelegt, die Zahlungsdienstleister für die Umsetzung von Sicherheits­
maßnahmen erfüllen müssen, die es ihnen ermöglichen, 

a)  das Verfahren zur starken Kundenauthentifizierung nach Artikel 97 der Richtlinie (EU) 2015/2366 anzuwenden; 

b)  unter genau festgelegten, eingeschränkten Voraussetzungen, die auf die Höhe des Risikos, den Betrag und die 
Häufigkeit des Zahlungsvorgangs sowie auf den für dessen Ausführung genutzten Zahlungsweg abstellen, von der 
Durchführung der aus Sicherheitsgründen vorgeschriebenen starken Kundenauthentifizierung abzusehen; 

c)  die Vertraulichkeit und Integrität der personalisierten Sicherheitsmerkmale der Zahlungsdienstnutzer zu schützen; 

d)  gemeinsame und sichere offene Standards für die Kommunikation zwischen kontoführenden Zahlungsdienstleistern, 
Zahlungsauslösedienstleistern, Kontoinformationsdienstleistern, Zahlern, Zahlungsempfängern und anderen Zahlungs­
dienstleistern im Zusammenhang mit der Erbringung und der Nutzung von Zahlungsdiensten gemäß Titel IV der 
Richtlinie (EU) 2015/2366 festzulegen. 

Artikel 2 

Allgemeine Anforderungen an die Authentifizierung 

(1) Die Zahlungsdienstleister verfügen über Transaktionsüberwachungsmechanismen, die ihnen für den Zweck der 
Umsetzung der in Artikel 1 Buchstaben a und b genannten Sicherheitsmaßnahmen die Erkennung nicht autorisierter 
oder betrügerischer Zahlungsvorgänge ermöglichen. 
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Diese Mechanismen basieren auf der Analyse von Zahlungsvorgängen unter Berücksichtigung der Elemente, die für den 
Zahlungsdienstnutzer im Rahmen einer normalen Verwendung der personalisierten Sicherheitsmerkmale typisch sind. 

(2) Die Zahlungsdienstleister stellen sicher, dass die Transaktionsüberwachungsmechanismen zumindest alle 
nachstehend genannten risikobasierten Faktoren einbeziehen: 

a)  Liste der missbräuchlich verwendeten oder gestohlenen Authentifizierungselemente; 

b)  Betrag eines jeden Zahlungsvorgangs; 

c)  bekannte Betrugsszenarien bei der Erbringung von Zahlungsdienstleistungen; 

d)  Anzeichen für eine Malware-Infektion bei einer Sitzung während des Authentifizierungsverfahrens; 

e)  falls das Zugangsgerät oder die Zugangssoftware vom Zahlungsdienstleister bereitgestellt wird, ein Protokoll über die 
Nutzung des Zugangsgeräts oder der Zugangssoftware, die dem Zahlungsdienstnutzer zur Verfügung gestellt werden, 
sowie über die ungewöhnliche Nutzung dieses Geräts oder der Software. 

Artikel 3 

Überprüfung der Sicherheitsmaßnahmen 

(1) Die Umsetzung der in Artikel 1 genannten Sicherheitsmaßnahmen wird dokumentiert, regelmäßig getestet, 
bewertet und von Prüfern mit Fachwissen auf dem Gebiet der IT-Sicherheit und des Zahlungsverkehrs, die innerhalb des 
Zahlungsdienstleisters oder von diesem operativ unabhängig sind, gemäß dem geltenden Rechtsrahmen des Zahlungs­
dienstleisters geprüft. 

(2) Die Zeiträume zwischen den nach Absatz 1 durchzuführenden Prüfungen werden gemäß dem für den Zahlungs­
dienstleister geltenden maßgeblichen Rechnungslegungs- und Abschlussprüfungsrahmenwerk festgelegt. 

Für Zahlungsdienstleister, die die Ausnahme nach Artikel 18 in Anspruch nehmen, wird mindestens einmal jährlich eine 
Prüfung der Methodik, des Modells und der gemeldeten Betrugsraten durchgeführt. Der diese Prüfung vornehmende 
Prüfer verfügt über Fachwissen auf dem Gebiet der IT-Sicherheit und des Zahlungsverkehrs und ist innerhalb des 
Zahlungsdienstleisters oder von diesem operativ unabhängig. Diese Prüfung wird im ersten Jahr der Inanspruchnahme 
der Ausnahme nach Artikel 18 sowie im Anschluss daran mindestens alle drei Jahre — oder auf Verlangen der 
zuständigen Behörde häufiger — von einem unabhängigen, qualifizierten externen Prüfer durchgeführt. 

(3) Als Ergebnis dieser Prüfung werden eine Bewertung und ein Bericht erstellt, aus denen hervorgeht, ob die 
Sicherheitsmaßnahmen des Zahlungsdienstleisters die in dieser Verordnung dargelegten Anforderungen erfüllen. 

Der Gesamtbericht wird den zuständigen Behörden auf Verlangen zur Verfügung gestellt. 

KAPITEL II 

SICHERHEITSMAẞNAHMEN FÜR DIE DURCHFÜHRUNG EINER STARKEN KUNDENAUTHENTIFIZIERUNG 

Artikel 4 

Authentifizierungscode 

(1) Wenn Zahlungsdienstleister gemäß Artikel 97 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2015/2366 eine starke Kundenauthen­
tifizierung verlangen, muss die Authentifizierung auf mindestens zwei Elementen der Kategorien Wissen, Besitz und 
Inhärenz basieren und die Generierung eines Authentifizierungscodes nach sich ziehen. 

Der Authentifizierungscode wird vom Zahlungsdienstleister nur einmalig akzeptiert, wenn der Zahler diesen Code für 
den Online-Zugriff auf sein Zahlungskonto, für die Auslösung eines elektronischen Zahlungsvorgangs oder für die 
Ausführung einer Handlung über einen Fernzugang, die das Risiko eines Betrugs im Zahlungsverkehr oder eines anderen 
Missbrauchs in sich birgt, verwendet. 
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(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 ergreifen Zahlungsdienstleister Sicherheitsmaßnahmen, die gewährleisten, dass alle 
folgenden Anforderungen erfüllt sind: 

a)  Aus der Offenlegung des Authentifizierungscodes können keine Informationen über eines der in Absatz 1 genannten 
Elemente abgeleitet werden. 

b) Aufgrund der Kenntnis eines zuvor generierten anderen Authentifizierungscodes kann kein neuer Authentifizie­
rungscode generiert werden. 

c)  Der Authentifizierungscode kann nicht gefälscht werden. 

(3) Die Zahlungsdienstleister stellen sicher, dass die Authentifizierung durch Generierung eines Authentifizie­
rungscodes alle folgenden Sicherheitsmaßnahmen umfasst: 

a)  Wenn bei der Authentifizierung für den Fernzugriff, für elektronische Fernzahlungsvorgänge und für Handlungen 
über einen Fernzugang, die das Risiko eines Betrugs im Zahlungsverkehr oder eines anderen Missbrauchs in sich 
bergen, die Generierung eines Authentifizierungscodes für die Zwecke des Absatzes 1 fehlgeschlagen ist, darf nicht 
ermittelt werden können, welches der in jenem Absatz genannten Elemente falsch war. 

b)  Die Anzahl der möglichen aufeinanderfolgenden fehlgeschlagenen Authentifizierungsversuche, nach der die in 
Artikel 97 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2015/2366 aufgeführten Handlungen vorübergehend oder permanent 
gesperrt werden, darf innerhalb einer bestimmten Zeitspanne nicht mehr als fünf betragen. 

c) Die Kommunikationssitzungen sind gegen den Zugriff auf die während der Authentifizierung übertragenen Authenti­
fizierungsdaten und gegen die Manipulation durch Unbefugte entsprechend den Anforderungen in Kapitel V 
geschützt. 

d)  Die maximale Zeitspanne ohne Aktivität, nachdem der Zahler für den Online-Zugriff auf sein Zahlungskonto 
authentifiziert wurde, darf nicht mehr als fünf Minuten betragen. 

(4) Wenn die Sperrung nach Absatz 3 Buchstabe b vorübergehend ist, werden die Dauer dieser Sperrung und die 
Anzahl der erneuten Versuche auf Grundlage der Merkmale des dem Zahler bereitgestellten Dienstes sowie aller damit 
verbundenen relevanten Risiken festgelegt, wobei mindestens die in Artikel 2 Absatz 2 genannten Faktoren zu 
berücksichtigen sind. 

Der Zahler erhält eine Warnung, bevor die Sperrung dauerhaft wird. 

Bei einer dauerhaften Sperrung wird ein sicheres Verfahren eingerichtet, das es dem Zahler ermöglicht, die Nutzung der 
gesperrten elektronischen Zahlungsinstrumente wiederzuerlangen. 

Artikel 5 

Dynamische Verknüpfung 

(1) Wenn Zahlungsdienstleister gemäß Artikel 97 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2015/2366 eine starke Kundenauthen­
tifizierung verlangen, müssen sie zusätzlich zu den in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung genannten Auflagen 
Sicherheitsmaßnahmen ergreifen, die alle folgenden Anforderungen erfüllen: 

a)  Zahlungsbetrag und Zahlungsempfänger werden dem Zahler angezeigt. 

b)  Der generierte Authentifizierungscode gilt speziell für den Zahlungsbetrag und den Zahlungsempfänger, denen der 
Zahler beim Auslösen des Vorgangs zugestimmt hat. 

c)  Der vom Zahlungsdienstleister akzeptierte Authentifizierungscode entspricht dem ursprünglichen spezifischen 
Zahlungsbetrag und der Identität des Zahlungsempfängers, denen der Zahler zugestimmt hat. 

d)  Jede Änderung beim Betrag oder Zahlungsempfänger zieht die Ungültigkeit des generierten Authentifizierungscodes 
nach sich. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 sehen die Zahlungsdienstleister Sicherheitsmaßnahmen vor, die die Vertraulichkeit, 
die Authentizität und die Integrität aller folgenden Angaben gewährleisten: 

a)  Zahlungsbetrag und Zahlungsempfänger in allen Phasen der Authentifizierung; 

b)  Angaben, die dem Zahler in allen Phasen der Authentifizierung, einschließlich der Generierung, Übertragung und 
Verwendung des Authentifizierungscodes, angezeigt werden. 
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(3) Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe b sowie wenn Zahlungsdienstleister gemäß Artikel 97 Absatz 2 der 
Richtlinie (EU) 2015/2366 eine starke Kundenauthentifizierung verlangen, muss der Authentifizierungscode folgende 
Anforderungen erfüllen: 

a)  Bei einem kartengebundenen Zahlungsvorgang, für den der Zahler nach Artikel 75 Absatz 1 der oben genannten 
Richtlinie seine Zustimmung zu der genauen Höhe des zu blockierenden Geldbetrags erteilt hat, gilt der Authentifizie­
rungscode speziell für den Betrag, für dessen Blockierung der Zahler seine Zustimmung erteilt hat und dem er beim 
Auslösen des Zahlungsvorgangs zugestimmt hat. 

b)  Bei Zahlungsvorgängen, für die der Zahler der Ausführung eines Satzes elektronischer Fernzahlungsvorgänge 
zugunsten eines oder mehrerer Zahlungsempfänger zugestimmt hat, gilt der Authentifizierungscode speziell für den 
Gesamtbetrag des Satzes und für die angegebenen Zahlungsempfänger. 

Artikel 6 

Anforderungen an die Elemente der Kategorie Wissen 

(1) Die Zahlungsdienstleister ergreifen Maßnahmen zur Minderung des Risikos, dass die in die Kategorie Wissen 
fallenden Elemente der starken Kundenauthentifizierung von Unbefugten aufgedeckt oder diesen gegenüber offengelegt 
werden. 

(2) Für die Verwendung dieser Elemente durch den Zahler sind risikomindernde Maßnahmen zu treffen, um ihre 
Offenlegung gegenüber Unbefugten zu verhindern. 

Artikel 7 

Anforderungen an die Elemente der Kategorie Besitz 

(1) Die Zahlungsdienstleister ergreifen Maßnahmen zur Minderung des Risikos, dass die in die Kategorie Besitz 
fallenden Elemente der starken Kundenauthentifizierung von Unbefugten verwendet werden. 

(2) Für die Verwendung dieser Elemente durch den Zahler sind Maßnahmen zu treffen, um ihre Nachbildung zu 
verhindern. 

Artikel 8 

Anforderungen an Geräte und Software in Verbindung mit Elementen der Kategorie Inhärenz 

(1) Die Zahlungsdienstleister ergreifen Maßnahmen zur Minderung des Risikos, dass die in die Kategorie Inhärenz 
fallenden Authentifizierungselemente, die von den dem Zahler bereitgestellten Zugangsgeräten und der Zugangssoftware 
gelesen werden, von Unbefugten aufgedeckt werden. Als Mindestanforderung gewährleisten die Zahlungsdienstleister, 
dass für diese Zugangsgeräte und die Software eine sehr geringe Wahrscheinlichkeit besteht, dass ein Unbefugter als 
Zahler authentifiziert wird. 

(2) Für die Verwendung dieser Elemente durch den Zahler sind Maßnahmen zu treffen, die sicherstellen, dass diese 
Geräte und die Software bei einem unbefugten Zugriff auf sie die unbefugte Verwendung der Elemente nicht zulassen. 

Artikel 9 

Unabhängigkeit der Elemente 

(1) Die Zahlungsdienstleister gewährleisten, dass für die Verwendung der in den Artikeln 6, 7 und 8 genannten 
Elemente der starken Kundenauthentifizierung Maßnahmen gelten, die sicherstellen, dass hinsichtlich Technologie, 
Algorithmen und Parametern bei Verletzung eines der Elemente die Zuverlässigkeit der anderen Elemente nicht 
beeinträchtigt wird. 

(2) Wenn eines der Elemente der starken Kundenauthentifizierung oder der Authentifizierungscode selbst von einem 
Mehrzweckgerät verwendet wird, sehen die Zahlungsdienstleister Sicherheitsmaßnahmen zur Minderung des Risikos vor, 
das aus der missbräuchlichen Verwendung eines solchen Mehrzweckgeräts erwachsen würde. 
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(3) Für die Zwecke des Absatzes 2 beinhalten die Risikominderungsmaßnahmen alle folgenden Komponenten: 

a)  Nutzung getrennter sicherer Ausführungsumgebungen durch die im Mehrzweckgerät installierte Software; 

b)  Mechanismen, mit denen sichergestellt wird, dass die Software oder das Gerät vom Zahler oder einem Dritten nicht 
verändert wurde; 

c)  sofern Veränderungen stattgefunden haben, Mechanismen zur Eindämmung von deren Folgen. 

KAPITEL III 

AUSNAHMEN VON DER STARKEN KUNDENAUTHENTIFIZIERUNG 

Artikel 10 

Zahlungskontoinformationen 

(1) Zahlungsdienstleister dürfen unter Einhaltung der in Artikel 2 sowie in Absatz 2 des vorliegenden Artikels 
festgelegten Anforderungen davon absehen, eine starke Kundenauthentifizierung zu verlangen, wenn ein Zahlungs­
dienstnutzer nur auf eine oder beide der folgenden Informationen online zugreifen kann, ohne dass dabei sensible 
Zahlungsdaten offengelegt werden: 

a)  Kontostand eines oder mehrerer bezeichneter Zahlungskonten; 

b)  Zahlungsvorgänge, die in den vergangenen 90 Tagen über ein oder mehrere bezeichnete Zahlungskonten ausgeführt 
wurden. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 dürfen Zahlungsdienstleister nicht von der Durchführung einer starken Kundenau­
thentifizierung ausgenommen werden, wenn eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 

a)  Der Zahlungsdienstnutzer greift zum ersten Mal online auf die in Absatz 1 genannten Informationen zu. 

b)  Mehr als 90 Tage sind verstrichen, seitdem der Zahlungsdienstnutzer letztmals auf die in Absatz 1 Buchstabe b 
genannten Informationen online zugegriffen hat und eine starke Kundenauthentifizierung verlangt wurde. 

Artikel 11 

Kontaktlose Zahlungen an der Verkaufsstelle 

Zahlungsdienstleister dürfen unter Einhaltung der in Artikel 2 festgelegten Anforderungen bei Auslösen eines 
kontaktlosen elektronischen Zahlungsvorgangs durch den Zahler davon absehen, eine starke Kundenauthentifizierung zu 
verlangen, wenn dabei die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a)  Der Einzelbetrag des kontaktlosen elektronischen Zahlungsvorgangs geht nicht über 50 EUR hinaus, und 

b)  die früheren kontaktlosen elektronischen Zahlungsvorgänge, die über ein mit einer kontaktlosen Funktion 
ausgestattetes Zahlungsinstrument ausgelöst wurden, gehen seit der letzten Durchführung einer starken Kundenau­
thentifizierung zusammengenommen nicht über 150 EUR hinaus, oder 

c)  die Anzahl der aufeinanderfolgenden kontaktlosen elektronischen Zahlungsvorgänge, die über das mit einer 
kontaktlosen Funktion ausgestattete Zahlungsinstrument ausgelöst wurden, geht seit der letzten Durchführung einer 
starken Kundenauthentifizierung nicht über fünf hinaus. 

Artikel 12 

Unbeaufsichtigte Terminals für Nutzungsentgelte und Parkgebühren 

Zahlungsdienstleister dürfen unter Einhaltung der in Artikel 2 festgelegten Anforderungen von der Vorgabe einer starken 
Kundenauthentifizierung absehen, wenn der Zahler an einem unbeaufsichtigten Terminal einen elektronischen 
Zahlungsvorgang auslöst, um ein Verkehrsnutzungsentgelt oder eine Parkgebühr zu zahlen. 
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Artikel 13 

Vertrauenswürdige Empfänger 

(1) Wenn ein Zahler durch seinen kontoführenden Zahlungsdienstleister eine Liste der vertrauenswürdigen Empfänger 
erstellt oder ändert, müssen Zahlungsdienstleister eine starke Kundenauthentifizierung verlangen. 

(2) Sind die allgemeinen Anforderungen an die Authentifizierung erfüllt, dürfen Zahlungsdienstleister bei Auslösen 
eines Zahlungsvorgangs durch den Zahler von der Vorgabe einer starken Kundenauthentifizierung absehen, wenn der 
Zahlungsempfänger auf einer zuvor vom Zahler erstellten Liste der vertrauenswürdigen Empfänger geführt wird. 

Artikel 14 

Wiederkehrende Zahlungsvorgänge 

(1) Zahlungsdienstleister müssen eine starke Kundenauthentifizierung verlangen, wenn ein Zahler eine Serie 
wiederkehrender Zahlungsvorgänge mit demselben Betrag und demselben Zahlungsempfänger erstellt, ändert oder 
erstmals auslöst. 

(2) Sind die allgemeinen Anforderungen an die Authentifizierung erfüllt, dürfen Zahlungsdienstleister bei Auslösen 
aller nachfolgenden Zahlungsvorgänge, die in eine Serie von Zahlungsvorgängen gemäß Absatz 1 eingeschlossen sind, 
von der Vorgabe einer starken Kundenauthentifizierung absehen. 

Artikel 15 

Überweisungen zwischen Konten, die von derselben natürlichen oder juristischen Person gehalten 
werden 

Zahlungsdienstleister dürfen unter Einhaltung der in Artikel 2 festgelegten Anforderungen von der Vorgabe einer starken 
Kundenauthentifizierung absehen, wenn der Zahler eine Überweisung auslöst und es sich bei dem Zahler und dem 
Zahlungsempfänger um dieselbe natürliche oder juristische Person handelt und beide Zahlungskonten von demselben 
kontoführenden Zahlungsdienstleister unterhalten werden. 

Artikel 16 

Kleinbetragszahlungen 

Bei Auslösen eines elektronischen Fernzahlungsvorgangs durch den Zahler dürfen Zahlungsdienstleister von der Vorgabe 
einer starken Kundenauthentifizierung absehen, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 

a)  Der Betrag des elektronischen Fernzahlungsvorgangs geht nicht über 30 EUR hinaus, und 

b)  die früheren elektronischen Fernzahlungsvorgänge, die vom Zahler seit der letzten Durchführung einer starken 
Kundenauthentifizierung ausgelöst wurden, gehen zusammengenommen nicht über 100 EUR hinaus, oder 

c)  seit der letzten Durchführung einer starken Kundenauthentifizierung hat der Zahler nacheinander nicht mehr als fünf 
einzelne elektronische Fernzahlungsvorgänge ausgelöst. 

Artikel 17 

Von Unternehmen genutzte sichere Zahlungsprozesse und -protokolle 

Bei juristischen Personen, die elektronische Zahlungsvorgänge über dedizierte Zahlungsprozesse oder -protokolle 
auslösen, die nur Zahlern zur Verfügung stehen, bei denen es sich nicht um Verbraucher handelt, können Zahlungs­
dienstleister von der Vorgabe einer starken Kundenauthentifizierung absehen, wenn die zuständigen Behörden der 
Auffassung sind, dass diese Prozesse oder Protokolle mindestens ein vergleichbares Sicherheitsniveau wie das in der 
Richtlinie (EU) 2015/2366 vorgesehene gewährleisten. 
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Artikel 18 

Transaktionsrisikoanalyse 

(1) Zahlungsdienstleister können von der Vorgabe einer starken Kundenauthentifizierung absehen, wenn der Zahler 
einen elektronischen Fernzahlungsvorgang auslöst, für den der Zahlungsdienstleister ermittelt hat, dass er gemäß den in 
Artikel 2 und in Absatz 2 Buchstabe c beschriebenen Transaktionsüberwachungsmechanismen mit einem niedrigen 
Risiko verbunden ist. 

(2) Ein elektronischer Zahlungsvorgang nach Absatz 1 gilt als Vorgang mit niedrigem Risiko, wenn alle 
nachstehenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Die vom Zahlungsdienstleister gemeldete und nach Artikel 19 berechnete Betrugsrate für diese Art von Zahlungs­
vorgängen ist maximal so hoch wie die Referenzbetrugsrate, die in der Tabelle im Anhang für „kartengebundene 
elektronische Fernzahlungsvorgänge“ bzw. für „elektronische Überweisungen über einen Fernzugang“ angegeben ist. 

b)  Der Zahlungsbetrag geht nicht über den in der Tabelle im Anhang angegebenen jeweiligen Ausnahmeschwellenwert 
hinaus. 

c)  Die Zahlungsdienstleister haben bei der Echtzeitrisikoanalyse keines der folgenden Szenarien festgestellt: 

i)  ungewöhnliches Ausgabe- oder Verhaltensmuster des Zahlers; 

ii)  ungewöhnliche Informationen über den Zugriff auf das Zugangsgerät oder die Zugangssoftware des Zahlers; 

iii)  eine Malware-Infektion in einer Phase des Authentifizierungsverfahrens; 

iv)  bekanntes Betrugsszenario bei der Erbringung von Zahlungsdienstleistungen; 

v)  ungewöhnlicher Ort des Zahlers; 

vi)  Ort des Zahlers mit hohem Risiko. 

(3) Zahlungsdienstleister, die elektronische Fernzahlungsvorgänge aufgrund ihres niedrigen Risikos von der starken 
Kundenauthentifizierung ausnehmen wollen, müssen mindestens die folgenden risikobasierten Faktoren berücksichtigen: 

a)  die früheren Ausgabemuster des betreffenden Zahlungsdienstnutzers; 

b)  Zahlungsvorgangshistorie eines jeden Zahlungsdienstnutzers des Zahlungsdienstleisters; 

c)  Ort des Zahlers und des Zahlungsempfängers zum Zeitpunkt des Zahlungsvorgangs, falls das Zugangsgerät oder die 
Software vom Zahlungsdienstleister bereitgestellt wird; 

d) Erkennung ungewöhnlicher Zahlungsmuster des Zahlungsdienstnutzers im Vergleich zu seiner Zahlungsvorgangs­
historie. 

Bei seiner Bewertung erfasst der Zahlungsdienstleister alle genannten risikobasierten Faktoren für jeden einzelnen 
Zahlungsvorgang in einem Risikopunktesystem, um zu entscheiden, ob bei einem bestimmten Zahlungsvorgang auf eine 
starke Kundenauthentifizierung verzichtet werden darf. 

Artikel 19 

Berechnung der Betrugsraten 

(1) Der Zahlungsdienstleister hat für jede der in der Tabelle im Anhang aufgeführte Zahlungsvorgangsart 
sicherzustellen, dass die Gesamtbetrugsraten sowohl für mit einer starken Kundenauthentifizierung ausgeführte 
Zahlungsvorgänge als auch für Zahlungsvorgänge, die im Rahmen einer der in den Artikeln 13 bis 18 genannten 
Ausnahmen ausgeführt wurden, die in der Tabelle im Anhang für die jeweilige Zahlungsvorgangsart angegebene 
Referenzbetrugsrate nicht überschreiten. 

Die Gesamtbetrugsrate für jede Zahlungsvorgangsart errechnet sich als Gesamtwert der nicht autorisierten oder 
betrügerischen Fernzahlungsvorgänge, unabhängig davon, ob der Betrag wiedererlangt wurde, dividiert durch den 
Gesamtwert aller Fernzahlungsvorgänge für dieselbe Zahlungsvorgangsart, die sowohl mit einer starken Kundenauthenti­
fizierung als auch im Rahmen einer der in den Artikeln 13 bis 18 genannten Ausnahmen ausgeführt wurden, wobei 
diese Aufstellung fortlaufend quartalsweise (90 Tage) erfolgt. 
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(2) Die Berechnung der Betrugsraten und die daraus resultierenden Werte werden im Rahmen der nach Artikel 3 
Absatz 2 durchzuführenden Prüfung bewertet, um sicherzustellen, dass diese vollständig und richtig sind. 

(3) Die Methodik und jedes Modell, die vom Zahlungsdienstleister für die Berechnung der Betrugsraten verwendet 
werden, sowie die Betrugsraten selbst werden in angemessener Weise dokumentiert und den zuständigen Behörden und 
der EBA in vollem Umfang zugänglich gemacht; sie werden der (den) zuständige(n) Behörde(n) auf deren Verlangen 
vorab angezeigt. 

Artikel 20 

Aufhebung von Ausnahmen aufgrund der Transaktionsrisikoanalyse 

(1) Zahlungsdienstleister, die die in Artikel 18 genannte Ausnahme nutzen, zeigen den zuständigen Behörden 
unverzüglich an, wenn eine der überwachten Betrugsraten für eine der in der Tabelle im Anhang angegebenen Zahlungs­
vorgangsarten die geltende Referenzbetrugsrate überschreitet; außerdem legen die Zahlungsdienstleister den zuständigen 
Behörden eine Beschreibung der von ihnen vorgesehenen Maßnahmen vor, um sicherzustellen, dass die von ihnen 
überwachten Betrugsraten wieder die geltenden Referenzbetrugsraten einhalten. 

(2) Die Zahlungsdienstleister stellen die Nutzung der Ausnahme nach Artikel 18 für jede in der Tabelle im Anhang 
für den betreffenden Ausnahmeschwellenwert angegebene Zahlungsvorgangsart unverzüglich ein, wenn die von ihnen 
überwachte Betrugsrate die für das Zahlungsinstrument oder die Zahlungsvorgangsart im entsprechenden Ausnahme­
schwellenwertebereich geltende Referenzbetrugsrate in zwei aufeinanderfolgenden Quartalen überschreitet. 

(3) Nach Einstellung der in Artikel 18 genannten Ausnahme gemäß Absatz 2 des vorliegenden Artikels dürfen die 
Zahlungsdienstleister von dieser Ausnahme erst dann wieder Gebrauch machen, wenn die von ihnen berechnete 
Betrugsrate die für die jeweilige Zahlungsvorgangsart im entsprechenden Ausnahmeschwellenwertebereich geltende 
Referenzbetrugsrate in einem Quartal nicht mehr überschreitet. 

(4) Beabsichtigen die Zahlungsdienstleister die erneute Nutzung der in Artikel 18 genannten Ausnahme, setzen sie die 
zuständigen Behörden innerhalb einer angemessenen Frist davon in Kenntnis und erbringen vor der erneuten Nutzung 
der Ausnahme einen Nachweis dafür, dass die von ihnen überwachte Betrugsrate die für den jeweiligen Ausnahme­
schwellenwert geltende Referenzbetrugsrate nach Absatz 3 des vorliegenden Artikels wieder einhält. 

Artikel 21 

Überwachung 

(1) Damit die Zahlungsdienstleister die in den Artikeln 10 bis 18 dargelegten Ausnahmen nutzen können, erfassen 
und überwachen sie für jede Zahlungsart die folgenden Daten mindestens quartalsweise, wobei eine Aufschlüsselung 
nach Fernzahlungsvorgängen und Nicht-Fernzahlungsvorgängen vorzunehmen ist: 

a)  Gesamtwert der nicht autorisierten oder betrügerischen Zahlungsvorgänge nach Artikel 64 Absatz 2 der Richtlinie 
(EU) 2015/2366, Gesamtwert aller Zahlungsvorgänge und die entsprechende Betrugsrate, einschließlich einer 
Aufschlüsselung der unter Durchführung einer starken Kundenauthentifizierung ausgelösten und der im Rahmen der 
einzelnen Ausnahmen ausgeführten Zahlungsvorgänge; 

b)  durchschnittlicher Betrag der einzelnen Zahlungen, einschließlich einer Aufschlüsselung der unter Durchführung einer 
starken Kundenauthentifizierung ausgelösten und der im Rahmen der einzelnen Ausnahmen ausgeführten Zahlungs­
vorgänge; 

c)  Anzahl der Zahlungsvorgänge, für die die einzelnen Ausnahmen genutzt wurden, und deren prozentualer Anteil im 
Verhältnis zur Gesamtzahl der Zahlungsvorgänge. 

(2) Die Zahlungsdienstleister stellen den zuständigen Behörden und der EBA die Ergebnisse ihrer Überwachung nach 
Absatz 1 zur Verfügung und zeigen sie der (den) zuständige(n) Behörde(n) auf deren Verlangen vorab an. 

KAPITEL IV 

VERTRAULICHKEIT UND INTEGRITÄT DER PERSONALISIERTEN SICHERHEITSMERKMALE DER 
ZAHLUNGSDIENSTNUTZER 

Artikel 22 

Allgemeine Anforderungen 

(1) Die Zahlungsdienstleister gewährleisten die Vertraulichkeit und die Integrität der personalisierten Sicherheits­
merkmale des Zahlungsdienstnutzers, einschließlich Authentifizierungscodes, in jeder Phase der Authentifizierung. 
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(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 gewährleisten die Zahlungsdienstleister, dass alle folgenden Anforderungen erfüllt 
sind: 

a)  Die personalisierten Sicherheitsmerkmale werden bei ihrer Anzeige verschleiert und sind nicht in ihrem gesamten 
Umfang lesbar, wenn sie vom Zahlungsdienstnutzer während der Authentifizierung eingegeben werden. 

b)  Die personalisierten Sicherheitsmerkmale im Datenformat sowie das kryptografische Material im Zusammenhang mit 
der Verschlüsselung der personalisierten Sicherheitsmerkmale werden nicht im Klartext gespeichert. 

c)  Das geheime kryptografische Material ist vor unbefugter Offenlegung geschützt. 

(3) Die Zahlungsdienstleister dokumentieren den Prozess zur Verwaltung des kryptografischen Materials, mit dem die 
personalisierten Sicherheitsmerkmale verschlüsselt oder auf andere Weise unlesbar gemacht werden, vollständig. 

(4) Die Zahlungsdienstleister gewährleisten die Verarbeitung und die Weiterleitung der personalisierten Sicherheits­
merkmale und der gemäß Kapitel II generierten Authentifizierungscodes in sicheren Umgebungen gemäß weithin 
anerkannten, strengen Branchenstandards. 

Artikel 23 

Erstellung und Übertragung von Sicherheitsmerkmalen 

Die Zahlungsdienstleister gewährleisten die Erstellung der personalisierten Sicherheitsmerkmale in einer sicheren 
Umgebung. 

Sie sorgen dafür, dass die Risiken einer unbefugten Nutzung der personalisierten Sicherheitsmerkmale sowie der 
Authentifizierungsgeräte und der Software gemindert werden, sollten die personalisierten Sicherheitsmerkmale vor ihrer 
Bereitstellung verloren gehen oder gestohlen oder kopiert werden. 

Artikel 24 

Identitätsüberprüfung des Zahlungsdienstnutzers 

(1) Die Zahlungsdienstleister stellen sicher, dass nur der Zahlungsdienstnutzer den personalisierten Sicherheits­
merkmalen, den Authentifizierungsgeräten und der Software zugeordnet ist und dabei Sicherheit gewährleistet ist. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 stellen die Zahlungsdienstleister sicher, dass alle folgenden Anforderungen erfüllt 
sind: 

a) Die Identitätsüberprüfung des Zahlungsdienstnutzers mithilfe von personalisierten Sicherheitsmerkmalen, Authentifi­
zierungsgeräten und Software findet in sicheren Umgebungen statt, die in den Verantwortungsbereich des Zahlungs­
dienstleisters fallen und zumindest die Geschäftsräume des Zahlungsdienstleisters, die von diesem bereitgestellte 
Internetumgebung oder ähnliche sichere Websites, die vom Zahlungsdienstleister und seinen Geldautomatendiensten 
verwendet werden, umfassen, und trägt den Risiken Rechnung, die mit den bei diesem Prozess verwendeten Geräten 
und zugrunde liegenden Komponenten, die sich der Verantwortung des Zahlungsdienstleisters entziehen, verbunden 
sind. 

b)  Bei der Identitätsüberprüfung des Zahlungsdienstnutzers mithilfe von personalisierten Sicherheitsmerkmalen sowie 
Authentifizierungsgeräten oder Software über einen Fernzugang wird eine starke Kundenauthentifizierung 
vorgenommen. 

Artikel 25 

Bereitstellung von Sicherheitsmerkmalen, Authentifizierungsgeräten und Software 

(1) Die Zahlungsdienstleister gewährleisten, dass die Bereitstellung der personalisierten Sicherheitsmerkmale, der 
Authentifizierungsgeräte und der Software an den Zahlungsdienstnutzer auf sichere Weise erfolgt, um dem Risiko ihrer 
unbefugten Verwendung bei Verlust, Diebstahl oder Kopie Rechnung zu tragen. 
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(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 wenden die Zahlungsdienstleister zumindest alle folgenden Maßnahmen an: 

a) wirksame und sichere Bereitstellungsmechanismen, durch die sichergestellt ist, dass die personalisierten Sicherheits­
merkmale, die Authentifizierungsgeräte und die Software für den rechtmäßigen Zahlungsdienstnutzer bereitgestellt 
werden; 

b) Mechanismen, mit denen der Zahlungsdienstleister die Authentizität der über das Internet für den Zahlungs­
dienstnutzer bereitgestellten Authentifizierungssoftware verifizieren kann; 

c)  Vorkehrungen, die bei Bereitstellung der personalisierten Sicherheitsmerkmale außerhalb der Geschäftsräume des 
Zahlungsdienstleisters oder über einen Fernzugang Folgendes gewährleisten: 

i) ein Unbefugter kann nicht mehr als ein Merkmal der personalisierten Sicherheitsmerkmale, der Authentifizie­
rungsgeräte oder der Software erlangen, wenn diese auf demselben Weg bereitgestellt werden; 

ii)  die personalisierten Sicherheitsmerkmale, die Authentifizierungsgeräte oder die Software müssen vor der Nutzung 
aktiviert werden; 

d)  Vorkehrungen, die gewährleisten, dass im Falle einer Aktivierung der personalisierten Sicherheitsmerkmale, der 
Authentifizierungsgeräte oder der Software vor der erstmaligen Verwendung die Aktivierung in einer sicheren 
Umgebung im Einklang mit der in Artikel 24 beschriebenen Identitätsüberprüfung stattfindet. 

Artikel 26 

Verlängerung der personalisierten Sicherheitsmerkmale 

Die Zahlungsdienstleister gewährleisten, dass die Verlängerung oder die erneute Aktivierung der personalisierten 
Sicherheitsmerkmale gemäß den Verfahren für die in den Artikeln 23, 24 und 25 beschriebene Erstellung, Verknüpfung 
und Bereitstellung der Sicherheitsmerkmale und der Authentifizierungsgeräte vorgenommen wird. 

Artikel 27 

Vernichtung, Deaktivierung und Widerruf 

Die Zahlungsdienstleister gewährleisten, dass sie über wirksame Prozesse zur Anwendung aller folgenden Sicherheits­
maßnahmen verfügen: 

a)  sichere Vernichtung, sichere Deaktivierung und sicherer Widerruf der personalisierten Sicherheitsmerkmale, der 
Authentifizierungsgeräte und der Software; 

b)  wenn der Zahlungsdienstleister wiederverwendbare Authentifizierungsgeräte und Software ausgibt, wird die sichere 
Wiederverwendung eines Geräts oder der Software festgelegt, dokumentiert und implementiert, bevor das Gerät oder 
die Software einem anderen Zahlungsdienstnutzer bereitgestellt wird; 

c)  Deaktivierung oder Widerruf von Informationen in Bezug auf die personalisierten Sicherheitsmerkmale, die in den 
Systemen und Datenbanken des Zahlungsdienstleisters oder gegebenenfalls in öffentlichen Datenarchiven gespeichert 
sind. 

KAPITEL V 

GEMEINSAME UND SICHERE OFFENE KOMMUNIKATIONSSTANDARDS 

Abschnit t  1  

A l lgem eine An forder ungen an die  Kommunik ation 

Artikel 28 

Anforderungen an die Identifizierung 

(1) Für die Kommunikation zwischen dem Gerät des Zahlers und den Akzeptanzgeräten des Zahlungsempfängers, 
wozu unter anderem auch Zahlungsterminals zählen, gewährleisten die Zahlungsdienstleister eine sichere Identifizierung. 

(2) Die Zahlungsdienstleister gewährleisten, dass bei mobilen Anwendungen und anderen Schnittstellen von Zahlungs­
dienstnutzern, die elektronische Zahlungsdienste ermöglichen, die Risiken einer Fehlleitung der Kommunikation an 
Unbefugte wirksam eingedämmt werden. 
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Artikel 29 

Rückverfolgbarkeit 

(1) Die Zahlungsdienstleister verfügen über Prozesse, die sicherstellen, dass alle Zahlungsvorgänge und anderen 
Interaktionen mit dem Zahlungsdienstnutzer, mit anderen Zahlungsdienstleistern und mit anderen Einrichtungen, 
einschließlich Händlern, im Zusammenhang mit der Bereitstellung des Zahlungsdienstes zurückverfolgt werden können, 
wobei sichergestellt sein muss, dass von allen für die elektronische Transaktion maßgeblichen Ereignissen in jedem 
Stadium nachträglich Kenntnis erlangt werden kann. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 gewährleisten die Zahlungsdienstleister, dass jede mit dem Zahlungsdienstnutzer, 
mit anderen Zahlungsdienstleistern und mit anderen Einrichtungen, einschließlich Händlern, aufgebaute Kommunika­
tionssitzung auf jedem der folgenden Faktoren beruht: 

a)  eindeutige Kennung der Sitzung; 

b)  Sicherheitsmechanismen für die ausführliche Protokollierung der Transaktion, einschließlich Transaktionsnummer, 
Zeitstempel und aller maßgeblichen Transaktionsdaten; 

c)  Zeitstempel, die auf einem einheitlichen Zeitreferenzsystem basieren und die entsprechend einem offiziellen Zeitsignal 
synchronisiert werden. 

Abschni t t  2  

Besonder e  A nforder ungen an gemeinsame und s ichere  offene Kommunikations­
st andards  

Artikel 30 

Allgemeine Anforderungen an Zugangsschnittstellen 

(1) Kontoführende Zahlungsdienstleister, die einem Zahler ein online zugängliches Zahlungskonto bereitstellen, haben 
mindestens eine Schnittstelle eingerichtet, die alle folgenden Anforderungen erfüllt: 

a)  Kontoinformationsdienstleister, Zahlungsauslösedienstleister und Zahlungsdienstleister, die kartengebundene 
Zahlungsinstrumente ausstellen, können sich gegenüber dem kontoführenden Zahlungsdienstleister identifizieren. 

b)  Kontoinformationsdienstleister können auf sichere Weise kommunizieren, um Informationen über ein oder mehrere 
bezeichnete Zahlungskonten und damit in Zusammenhang stehende Zahlungsvorgänge anzufordern und zu 
empfangen. 

c)  Zahlungsauslösedienstleister können auf sichere Weise kommunizieren, um einen Zahlungsauftrag für das 
Zahlungskonto des Zahlers auszulösen und alle Informationen über die Auslösung des Zahlungsvorgangs sowie alle 
den kontoführenden Zahlungsdienstleistern zugänglichen Informationen in Bezug auf die Ausführung des Zahlungs­
vorgangs zu empfangen. 

(2) Zur Authentifizierung des Zahlungsdienstnutzers ermöglicht es die in Absatz 1 genannte Schnittstelle, dass 
Kontoinformationsdienstleister und Zahlungsauslösedienstleister sich auf alle Authentifizierungsverfahren verlassen 
können, die dem Zahlungsdienstnutzer vom kontoführenden Zahlungsdienstleister bereitgestellt werden. 

Die Schnittstelle muss zumindest alle folgenden Anforderungen erfüllen: 

a) Ein Zahlungsauslösedienstleister oder ein Kontoinformationsdienstleister kann den kontoführenden Zahlungs­
dienstleister ausgehend von der Zustimmung des Zahlungsdienstnutzers anweisen, mit der Authentifizierung zu 
beginnen. 

b) Während der Authentifizierung werden Kommunikationssitzungen zwischen dem kontoführenden Zahlungs­
dienstleister, dem Kontoinformationsdienstleister, dem Zahlungsauslösedienstleister und dem betreffenden Zahlungs­
dienstnutzer aufgebaut und aufrechterhalten. 

c)  Integrität und Vertraulichkeit der personalisierten Sicherheitsmerkmale und der Authentifizierungscodes, die durch 
oder über den Zahlungsauslösedienstleister oder den Kontoinformationsdienstleister übertragen werden, sind 
gewährleistet. 
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(3) Die kontoführenden Zahlungsdienstleister gewährleisten, dass ihre Schnittstellen die von internationalen oder 
europäischen Standardisierungsorganisationen ausgegebenen Kommunikationsstandards erfüllen. 

Die kontoführenden Zahlungsdienstleister gewährleisten zudem, dass die technische Spezifikation einer jeden 
Schnittstelle dokumentiert ist und die Routinen, Protokolle und Tools angibt, die von Zahlungsauslösedienstleistern, 
Kontoinformationsdienstleistern und Zahlungsdienstleistern, die kartengebundene Zahlungsinstrumente ausstellen, 
benötigt werden, damit die Interoperabilität ihrer Software und ihrer Anwendungen mit den Systemen der 
kontoführenden Zahlungsdienstleister gegeben ist. 

Die kontoführenden Zahlungsdienstleister machen zumindest die auf die Zugangsschnittstelle bezogene Dokumentation 
spätestens sechs Monate vor dem in Artikel 38 Absatz 2 genannten Geltungsbeginn oder vor dem anvisierten Termin 
der Markteinführung der Zugangsschnittstelle, wenn die Einführung nach dem in Artikel 38 Absatz 2 angegebenen 
Datum erfolgt, auf Verlangen der zugelassenen Zahlungsauslösedienstleister, Kontoinformationsdienstleister und 
Zahlungsdienstleister, die kartengebundene Zahlungsinstrumente ausstellen, oder der Zahlungsdienstleister, die ihre 
entsprechende Zulassung bei den zuständigen Behörden beantragt haben, kostenfrei zugänglich und veröffentlichen eine 
Zusammenfassung der Dokumentation auf ihrer Website. 

(4) Zusätzlich zu Absatz 3 gewährleisten die kontoführenden Zahlungsdienstleister, dass sie, Notfallsituationen 
ausgenommen, jegliche Änderung der technischen Spezifikation ihrer Schnittstelle den zugelassenen Zahlungsauslöse­
dienstleistern, Kontoinformationsdienstleistern und Zahlungsdienstleistern, die kartengebundene Zahlungsinstrumente 
ausstellen, oder Zahlungsdienstleistern, die ihre entsprechende Zulassung bei den zuständigen Behörden beantragt haben, 
so bald wie möglich und nicht später als drei Monate vor Implementierung der Änderung im Voraus zur Verfügung 
stellen. 

Die Zahlungsdienstleister dokumentieren Notfallsituationen, in denen Änderungen implementiert wurden, und machen 
die Dokumentation den zuständigen Behörden auf Verlangen zugänglich. 

(5) Die kontoführenden Zahlungsdienstleister stellen eine Testumgebung, einschließlich Unterstützung, für den 
Verbindungsaufbau und für Funktionstests zur Verfügung, damit die zugelassenen Zahlungsauslösedienstleister, 
Zahlungsdienstleister, die kartengebundene Zahlungsinstrumente ausstellen, Kontoinformationsdienstleister oder 
Zahlungsdienstleister, die eine entsprechende Zulassung beantragt haben, ihre Software und ihre Anwendungen testen 
können, die sie verwenden, um Benutzern einen Zahlungsdienst anzubieten. Diese Testumgebung sollte spätestens sechs 
Monate vor dem in Artikel 38 Absatz 2 genannten Geltungsbeginn oder vor dem anvisierten Termin der 
Markteinführung der Zugangsschnittstelle zur Verfügung gestellt werden, wenn die Einführung nach dem in Artikel 38 
Absatz 2 angegebenen Datum erfolgt. 

Jedoch dürfen über die Testumgebung keine sensiblen Informationen ausgetauscht werden. 

(6) Die zuständigen Behörden stellen sicher, dass die kontoführenden Zahlungsdienstleister den in den vorliegenden 
Standards verankerten Verpflichtungen in Bezug auf für die von ihnen eingerichtete(n) Schnittstelle(n) jederzeit 
nachkommen. Falls ein kontoführender Zahlungsdienstleister die Anforderungen an Schnittstellen gemäß den 
vorliegenden Standards nicht erfüllt, stellen die zuständigen Behörden sicher, dass die Erbringung von Zahlungsauslöse­
diensten und Kontoinformationsdiensten nicht verhindert oder unterbrochen wird, soweit die betreffenden Anbieter 
solcher Dienste die in Artikel 33 Absatz 5 festgelegten Bedingungen erfüllen. 

Artikel 31 

Zugangsschnittstellenoptionen 

Die kontoführenden Zahlungsdienstleister richten die in Artikel 30 genannte(n) Schnittstelle(n) ein, indem sie eine 
dedizierte Schnittstelle bereitstellen oder den in Artikel 30 Absatz 1 genannten Zahlungsdienstleistern die Nutzung der 
für die Authentifizierung und die Kommunikation mit den Zahlungsdienstnutzern des kontoführenden Zahlungsdienst­
leisters verwendeten Schnittstellen erlauben. 

Artikel 32 

Anforderungen an eine dedizierte Schnittstelle 

(1) Sofern die Anforderungen der Artikel 30 und 31 erfüllt sind, gewährleisten die kontoführenden Zahlungs­
dienstleister, die eine dedizierte Schnittstelle eingerichtet haben, dass diese Schnittstelle jederzeit denselben Grad an 
Verfügbarkeit und Leistung, einschließlich Unterstützung, aufweist wie die Schnittstellen, die dem Zahlungsdienstnutzer 
für den direkten Online-Zugriff auf sein Zahlungskonto zur Verfügung stehen. 
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(2) Kontoführende Zahlungsdienstleister, die eine dedizierte Schnittstelle eingerichtet haben, definieren transparente 
wesentliche Leistungsindikatoren und Service-Level-Ziele, die im Hinblick auf Verfügbarkeit und die nach Artikel 36 
bereitgestellten Daten mindestens so streng sind wie diejenigen, die für die von ihren Zahlungsdienstnutzern verwendete 
Schnittstelle gelten. Diese Schnittstellen, Indikatoren und Zielvorgaben werden von den zuständigen Behörden überwacht 
und Stresstests unterzogen. 

(3) Kontoführende Zahlungsdienstleister, die eine dedizierte Schnittstelle eingerichtet haben, gewährleisten, dass diese 
Schnittstelle die Bereitstellung von Zahlungsauslöse- und Kontoinformationsdiensten nicht beeinträchtigt. Solche 
Beeinträchtigungen könnten unter anderem darin bestehen, dass die in Artikel 30 Absatz 1 angegebenen Zahlungs­
dienstleister die von den kontoführenden Zahlungsdienstleistern an ihre Kunden ausgegebenen Sicherheitsmerkmale 
nicht verwenden können, wodurch sie auf die Authentifizierungs- und anderen Funktionen des kontoführenden 
Zahlungsdienstleisters zurückgreifen müssten; dadurch könnten weitere Zulassungen und Registrierungen zusätzlich zu 
den in den Artikeln 11, 14 und 15 der Richtlinie (EU) 2015/2366 vorgesehenen oder eine zusätzliche Prüfung der vom 
Zahlungsdienstnutzer den Zahlungsauslöse- und den Kontoinformationsdienstleistern erteilten Zustimmung erforderlich 
sein. 

(4) Die kontoführenden Zahlungsdienstleister überwachen die Verfügbarkeit und Leistung der dedizierten Schnittstelle 
für die Zwecke der Absätze 1 und 2. Die kontoführenden Zahlungsdienstleister veröffentlichen auf ihrer Website 
vierteljährliche Statistiken über die Verfügbarkeit und die Leistung der dedizierten Schnittstelle und der von ihren 
Zahlungsdienstnutzern verwendeten Schnittstelle. 

Artikel 33 

Notfallmaßnahmen für eine dedizierte Schnittstelle 

(1) Für den Fall, dass die Schnittstelle die in Artikel 32 vorgesehene Leistung nicht erbringt oder eine unvorher­
gesehene Nichtverfügbarkeit der Schnittstelle oder ein Systemausfall auftritt, beziehen die kontoführenden Zahlungs­
dienstleister in die Gestaltung der dedizierten Schnittstelle eine Notfallstrategie und Notfallpläne ein. Von einer unvorher­
gesehenen Nichtverfügbarkeit oder einem Systemausfall wird ausgegangen, wenn fünf aufeinanderfolgende Anfragen für 
den Zugang zu Informationen zur Bereitstellung von Zahlungsauslösediensten oder Kontoinformationsdiensten nicht 
innerhalb von 30 Sekunden beantwortet werden. 

(2) Die Notfallmaßnahmen müssen Kommunikationspläne umfassen, um die die dedizierte Schnittstelle nutzenden 
Zahlungsdienstleister über Maßnahmen zur Wiederherstellung des Systems zu informieren; ferner müssen die 
Notfallmaßnahmen eine Beschreibung der sofort verfügbaren alternativen Optionen vorsehen, die die Zahlungs­
dienstleister während dieser Zeit unter Umständen haben. 

(3) Der kontoführende Zahlungsdienstleister sowie die in Artikel 30 Absatz 1 genannten Zahlungsdienstleister 
melden Probleme mit den dedizierten Schnittstellen entsprechend Absatz 1 des vorliegenden Artikels ihren zuständigen 
nationalen Behörden unverzüglich. 

(4) Im Rahmen eines Notfallmechanismus ist den in Artikel 30 Absatz 1 genannten Zahlungsdienstleistern die 
Nutzung der Schnittstellen, die der kontoführende Zahlungsdienstleister seinen Zahlungsdienstnutzern für die Authenti­
fizierung und Kommunikation bereitstellt, so lange gestattet, bis für die dedizierte Schnittstelle das in Artikel 32 
vorgesehene Verfügbarkeits- und Leistungsniveau wiederhergestellt ist. 

(5) Zu diesem Zweck gewährleisten die kontoführenden Zahlungsdienstleister, dass die in Artikel 30 Absatz 1 
genannten Zahlungsdienstleister identifiziert werden und sich auf die Authentifizierungsverfahren verlassen können, die 
der kontoführende Zahlungsdienstleister dem Zahlungsdienstnutzer bereitstellt. Wenn die in Artikel 30 Absatz 1 
genannten Zahlungsdienstleister die Schnittstelle gemäß Absatz 4 nutzen, 

a)  ergreifen sie die notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass sie nur für den Zweck der Bereitstellung des vom 
Zahlungsdienstnutzer angeforderten Dienstes Daten abrufen, speichern oder verarbeiten; 

b)  kommen sie weiterhin den Verpflichtungen gemäß Artikel 66 Absatz 3 bzw. Artikel 67 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 
2015/2366 nach; 

c)  protokollieren sie die Daten, die über die vom kontoführenden Zahlungsdienstleister für seine Zahlungsdienstnutzer 
betriebene Schnittstelle abgerufen werden, und stellen ihrer zuständigen nationalen Behörde auf Verlangen die 
Protokolldateien unverzüglich zur Verfügung; 
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d)  legen sie gegenüber ihrer zuständigen nationalen Behörde auf Verlangen unverzüglich die Gründe für die Nutzung der 
Schnittstelle dar, die den Zahlungsdienstnutzern für den direkten Online-Zugriff auf ihr Zahlungskonto bereitgestellt 
wird; 

e)  informieren sie den kontoführenden Zahlungsdienstleister diesbezüglich. 

(6) Die zuständigen Behörden nehmen — nach Konsultation der EBA zur Gewährleistung der einheitlichen 
Anwendung der nachstehend genannten Bedingungen — die kontoführenden Zahlungsdienstleister, die sich für eine 
dedizierte Schnittstelle entschieden haben, von der Verpflichtung zur Einrichtung des Notfallmechanismus nach Absatz 4 
aus, wenn die dedizierte Schnittstelle alle folgenden Bedingungen erfüllt: 

a)  Sie erfüllt alle für dedizierte Schnittstellen in Artikel 32 dargelegten Anforderungen. 

b)  Sie wurde gemäß Artikel 30 Absatz 5 zur Zufriedenheit der darin genannten Zahlungsdienstleister gestaltet und 
getestet. 

c)  Sie wurde mindestens drei Monate lang von Zahlungsdienstleistern in breitem Umfang für die Erbringung von 
Kontoinformationsdiensten, Zahlungsauslösediensten und zur Bestätigung der Verfügbarkeit eines Geldbetrags bei 
kartenbasierten Zahlungsvorgängen genutzt. 

d)  Alle Probleme im Zusammenhang mit der dedizierten Schnittstelle wurden unverzüglich behoben. 

(7) Wenn die unter a und d genannten Bedingungen von den kontoführenden Zahlungsdienstleistern für einen 
Zeitraum von mehr als zwei aufeinanderfolgenden Kalenderwochen nicht erfüllt werden, widerrufen die zuständigen 
Behörden die in Absatz 6 genannte Ausnahme. Die zuständigen Behörden setzen die EBA von diesem Widerruf in 
Kenntnis und stellen sicher, dass der kontoführende Zahlungsdienstleister schnellstmöglich, spätestens aber innerhalb 
von zwei Monaten den Notfallmechanismus gemäß Absatz 4 einrichtet. 

Artikel 34 

Zertifikate 

(1) Zur Identifizierung gemäß Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe a verlassen sich die Zahlungsdienstleister auf 
qualifizierte Zertifikate für elektronische Siegel nach Artikel 3 Absatz 30 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates oder für die Website-Authentifizierung nach Artikel 3 Absatz 39 der genannten 
Verordnung. 

(2) Für die Zwecke der vorliegenden Verordnung ist die Registriernummer gemäß der amtlichen Eintragung nach 
Anhang III Buchstabe c oder nach Anhang IV Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 die Zulassungsnummer 
des Zahlungsdienstleisters, der kartengebundene Zahlungsinstrumente ausstellt, des Kontoinformationsdienstleisters oder 
des Zahlungsauslösedienstleisters, einschließlich der kontoführenden Zahlungsdienstleister, die die betreffenden Dienste 
erbringen, die nach Artikel 14 der Richtlinie (EU) 2015/2366 im öffentlichen Register des Herkunftsmitgliedsstaats 
eingetragen ist oder die aus der in Artikel 20 der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (1) 
vorgesehenen Anzeige einer jeden nach Artikel 8 dieser Richtlinie erteilten Zulassung hervorgeht. 

(3) Für die Zwecke der vorliegenden Verordnung enthalten die in Absatz 1 genannten qualifizierten Zertifikate für 
elektronische Siegel oder für die Website-Authentifizierung zusätzliche spezifische Attribute bezüglich einer jeden der 
folgenden Angaben in einer im Finanzsektor gebräuchlichen Sprache: 

a)  die Rolle des Zahlungsdienstleisters, die eine oder mehrere der folgenden Funktionen umfassen kann: 

i)  Kontoführung; 

ii)  Zahlungsauslösung; 

iii)  Kontoinformation; 

iv)  Ausstellung kartenbasierter Zahlungsinstrumente; 

b)  den Namen der zuständigen Behörden, bei denen der Zahlungsdienstleister eingetragen ist. 

(4) Die Interoperabilität und die Anerkennung von qualifizierten Zertifikaten für elektronische Siegel oder für die 
Website-Authentifizierung bleiben von den in Absatz 3 aufgeführten Attributen unberührt. 

13.3.2018 L 69/40 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von 
Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur 
Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 



Artikel 35 

Sicherheit von Kommunikationssitzungen 

(1) Kontoführende Zahlungsdienstleister, Zahlungsdienstleister, die kartengebundene Zahlungsinstrumente ausstellen, 
Kontoinformationsdienstleister und Zahlungsauslösedienstleister gewährleisten, dass beim Datenaustausch über das 
Internet während der jeweiligen Kommunikationssitzung eine sichere Verschlüsselung unter Einsatz weithin anerkannter 
Verschlüsselungstechnologien zwischen den kommunizierenden Parteien angewendet wird, damit der Schutz der 
Vertraulichkeit und der Integrität der Daten gewährleistet ist. 

(2) Zahlungsdienstleister, die kartengebundene Zahlungsinstrumente ausstellen, Kontoinformationsdienstleister und 
Zahlungsauslösedienstleister halten die von den kontoführenden Zahlungsdienstleistern angebotenen Zugangssitzungen 
so kurz wie möglich und beenden eine solche Sitzung aktiv schnellstmöglich nach Abschluss der angeforderten 
Handlung. 

(3) Bestehen parallele Netzwerksitzungen mit dem kontoführenden Zahlungsdienstleister, stellen Kontoinformations­
dienstleister und Zahlungsauslösedienstleister sicher, dass diese Sitzungen auf sichere Weise mit den zu dem oder den 
Zahlungsdienstnutzer(n) jeweils aufgebauten Sitzungen verknüpft sind, damit verhindert wird, dass die zwischen ihnen 
ausgetauschten Nachrichten oder Informationen fehlgeleitet werden können. 

(4) Kontoinformationsdienstleister, Zahlungsauslösedienstleister und Zahlungsdienstleister, die kartengebundene 
Zahlungsinstrumente ausstellen, liefern bei der Kommunikation mit dem kontoführenden Zahlungsdienstleister 
unmissverständliche Verweise auf jedes der folgenden Elemente: 

a)  den oder die Zahlungsdienstnutzer und die entsprechende Kommunikationssitzung, damit mehrere Anforderungen 
von demselben oder denselben Zahlungsdienstnutzer(n) unterschieden werden können; 

b)  für Zahlungsauslösedienste den eindeutig identifizierten ausgelösten Zahlungsvorgang; 

c)  zur Bestätigung der Verfügbarkeit eines Geldbetrags die eindeutig identifizierte Anforderung bezüglich des für die 
Ausführung des kartenbasierten Zahlungsvorgangs erforderlichen Betrags. 

(5) Kontoführende Zahlungsdienstleister, Kontoinformationsdienstleister, Zahlungsauslösedienstleister und Zahlungs­
dienstleister, die kartengebundene Zahlungsinstrumente ausstellen, gewährleisten, dass personalisierte Sicherheits­
merkmale und Authentifizierungscodes bei ihrer Übertragung zu keiner Zeit direkt oder indirekt von Mitarbeitern 
gelesen werden können. 

Falls die Vertraulichkeit der in ihren Verantwortungsbereich fallenden personalisierten Sicherheitsmerkmale nicht mehr 
gegeben ist, unterrichten die betreffenden Dienstleister den betroffenen Zahlungsdienstnutzer sowie den Aussteller der 
personalisierten Sicherheitsmerkmale unverzüglich. 

Artikel 36 

Datenaustausch 

(1) Die kontoführenden Zahlungsdienstleister halten jede der folgenden Anforderungen ein: 

a)  Sie stellen den Kontoinformationsdienstleistern dieselben Informationen von bezeichneten Zahlungskonten und damit 
in Zusammenhang stehenden Zahlungsvorgängen bereit, die auch dem Zahlungsdienstnutzer bereitgestellt werden, 
wenn er den Zugang zu Kontoinformationen direkt anfordert, sofern diese Informationen keine sensiblen 
Zahlungsdaten enthalten. 

b)  Sie stellen den Zahlungsauslösedienstleistern sofort nach Eingang des Zahlungsauftrags dieselben Informationen über 
die Auslösung und die Ausführung des Zahlungsvorgangs bereit, die auch dem Zahlungsdienstnutzer bereitgestellt 
oder zugänglich gemacht werden, wenn dieser den Zahlungsvorgang direkt auslöst. 

c)  Sie übermitteln den Zahlungsdienstleistern auf Verlangen eine sofortige Bestätigung in Form eines einfachen „Ja“ oder 
„Nein“, ob der für die Ausführung eines Zahlungsvorgangs erforderliche Betrag auf dem Zahlungskonto des Zahlers 
verfügbar ist. 

(2) Tritt während der Identifizierung, der Authentifizierung oder des Austauschs von Datenelementen ein unvorher­
gesehenes Ereignis oder ein unvorhergesehener Fehler auf, sendet der kontoführende Zahlungsdienstleister dem 
Zahlungsauslösedienstleister oder dem Kontoinformationsdienstleister und dem Zahlungsdienstleister, der 
kartengebundene Zahlungsinstrumente ausstellt, eine Benachrichtigung, in der der Grund für das unvorhergesehene 
Ereignis oder den unvorhergesehenen Fehler erläutert wird. 
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Wenn der kontoführende Zahlungsdienstleister eine dedizierte Schnittstelle nach Artikel 32 bereitstellt, muss die 
Schnittstelle so gestaltet sein, dass jeder Zahlungsdienstleister, der ein unvorhergesehenes Ereignis oder einen unvorher­
gesehenen Fehler erkennt, entsprechende Benachrichtigungen an die anderen an der Kommunikationssitzung beteiligten 
Zahlungsdienstleister senden kann. 

(3) Kontoführende Zahlungsdienstleister verfügen über geeignete und wirksame Mechanismen, damit der Zugriff auf 
andere Informationen als die von bezeichneten Zahlungskonten und damit in Zusammenhang stehenden Zahlungs­
vorgängen gemäß der ausdrücklichen Zustimmung des Nutzers verhindert wird. 

(4) Zahlungsauslösedienstleister stellen den kontoführenden Zahlungsdienstleistern dieselben Informationen bereit, die 
vom Zahlungsdienstnutzer beim direkten Auslösen des Zahlungsvorgangs angefordert werden. 

(5) Kontoinformationsdienstleister müssen auf Informationen von bezeichneten Zahlungskonten und damit in 
Zusammenhang stehenden Zahlungsvorgängen, die von kontoführenden Zahlungsdienstleistern zur Bereitstellung des 
Kontoinformationsdienstes gehalten werden, jeweils unter folgenden Umständen zugreifen können: 

a)  wann immer der Zahlungsdienstnutzer diese Informationen aktiv anfordert; 

b)  sofern der Zahlungsdienstnutzer diese Informationen nicht aktiv anfordert, maximal viermal innerhalb von 
24 Stunden, wenn keine höhere Häufigkeit zwischen dem Kontoinformationsdienstleister und dem kontoführenden 
Zahlungsdienstleister vereinbart wird, mit Zustimmung des Zahlungsdienstnutzers. 

KAPITEL VI 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 37 

Überprüfung 

Unbeschadet des Artikels 98 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2015/2366 überprüft die EBA am 14. März 2021 die im 
Anhang der vorliegenden Verordnung angegebenen Betrugsraten sowie die nach Artikel 33 Absatz 6 in Bezug auf 
dedizierte Schnittstellen erteilten Ausnahmen und übermittelt der Kommission gemäß Artikel 10 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 gegebenenfalls Entwürfe der Aktualisierung dieser technischen Regulierungsstandards. 

Artikel 38 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

(2) Diese Verordnung gilt ab dem 14. September 2019. 

(3) Die Absätze 3 und 5 des Artikels 30 gelten jedoch ab dem 14. März 2019. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 27. November 2017 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG  

Referenzbetrugsrate (%) für: 

Ausnahmeschwellenwert Kartengebundene elektronische Fernzah­
lungsvorgänge 

Elektronische Überweisungen über einen 
Fernzugang 

500 EUR  0,01  0,005 

250 EUR  0,06  0,01 

100 EUR  0,13  0,015   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/390 DER KOMMISSION 

vom 12. März 2018 

zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1419/2013 der Kommission über die 
Anerkennung von Erzeugerorganisationen und Branchenverbänden, die Ausdehnung der von den 
Erzeugerorganisationen und Branchenverbänden festgelegten Regeln und die Veröffentlichung von 
Auslösepreisen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates über die gemeinsame Marktorganisation für Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 
über die gemeinsame Marktorganisation für Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur, zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 1184/2006 und (EG) Nr. 1224/2009 des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 104/2000 des Rates (1), insbesondere auf Artikel 21, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 teilen die Mitgliedstaaten der Kommission ihre 
Beschlüsse über die Gewährung oder den Widerruf einer Anerkennung von Erzeugerorganisationen und 
Branchenverbänden mit. 

(2)  In der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1419/2013 der Kommission (2) sind das Format, die Fristen und die 
Verfahren der Mitteilung dieser Beschlüsse festgelegt. 

(3)  Die Kommission hat am 7. Dezember 2016 einen neuen Organisationsplan der Generaldirektion maritime 
Angelegenheiten und Fischerei angenommen, der am 1. Januar 2017 in Kraft trat. 

(4)  Um diesen und möglichen künftigen organisatorischen Veränderungen Rechnung zu tragen, ist es erforderlich, 
das Verfahren der Mitteilung der Beschlüsse zur Gewährung oder zum Widerruf der Anerkennung von Erzeuger­
organisationen und Branchenverbänden zu ändern. 

(5)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für 
Fischerei und Aquakultur — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 4 Absatz 3 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1419/2013 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Übermittlung erfolgt in Form jeweils einer XML-Datei für jede Mitteilung. Die XML-Datei wird mit dem 
Betreff ‚Mitteilung über Erzeugerorganisationen/Branchenverbände‘ über die von der Kommission benannte E-Mail- 
Adresse zugesandt.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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(1) ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 1. 
(2) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1419/2013 der Kommission vom 17. Dezember 2013 über die Anerkennung von Erzeugerorgani­

sationen und Branchenverbänden, die Ausdehnung der von den Erzeugerorganisationen und Branchenverbänden festgelegten Regeln 
und die Veröffentlichung von Auslösepreisen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die gemeinsame Marktorganisation für Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur (ABl. L 353 vom 28.12.2013, S. 43). 



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 12. März 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (GASP) 2018/391 DES RATES 

vom 12. März 2018 

zur Änderung des Beschlusses 2013/798/GASP über restriktive Maßnahmen gegen die 
Zentralafrikanische Republik 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 23. Dezember 2013 den Beschluss 2013/798/GASP (1) über restriktive Maßnahmen gegen die 
Zentralafrikanische Republik erlassen. 

(2)  Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 30. Januar 2018 die Resolution 2399 (2018) angenommen, in 
der bestimmte Änderungen bei den Ausnahmen vom Waffenembargo sowie bei den Kriterien für die Benennung 
der Personen und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, vorgesehen sind. 

(3)  Weitere Maßnahmen der Union sind erforderlich, damit bestimmte Maßnahmen durchgeführt werden können. 

(4)  Der Beschluss 2013/798/GASP sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2013/798/GASP wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 2 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a)  den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von Rüstungsgütern und dazugehörigen Gütern 
sowie die Bereitstellung damit zusammenhängender technischer Hilfe oder Finanzierung und finanzieller 
Unterstützung, die ausschließlich zur Unterstützung der Mehrdimensionalen integrierten Stabilisierungsmission 
der Vereinten Nationen in der Zentralafrikanischen Republik (Minusca), der Missionen der Union und der in die 
Zentralafrikanische Republik entsandten französischen Truppen sowie der Truppen anderer Mitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen, die gemäß Buchstabe b im Voraus angekündigte Ausbildung und Hilfe bereitstellen, oder zur 
Nutzung durch sie bestimmt sind;“.  

2. Artikel 2a Absatz 1 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c)  an der Planung, Steuerung oder Begehung von Handlungen in der Zentralafrikanischen Republik beteiligt sind, die 
gegen die internationalen Menschenrechtsnormen oder das humanitäre Völkerrecht verstoßen oder Menschen­
rechtsmissbräuche oder -verletzungen darstellen, namentlich an gezielten Angriffen auf Zivilpersonen, ethnisch 
oder religiös motivierten Angriffen, Angriffen auf zivile Objekte einschließlich Verwaltungszentren, Gerichts­
gebäuden, Schulen und Krankenhäusern sowie an Entführungen und Vertreibungen;“.  

3. Artikel 2a Absatz 1 Buchstabe h erhält folgende Fassung: 

„h)  an der Planung, Steuerung, Förderung oder Durchführung von Angriffen auf Missionen der Vereinten Nationen 
oder internationale Sicherheitspräsenzen, namentlich die MINUSCA, die Missionen der Union und die sie 
unterstützenden französischen Truppen, sowie auf humanitäre Helfer beteiligt sind;“. 
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4. In Artikel 2a Absatz 1 wird folgender Buchstabe eingefügt: 

„j)  Handlungen begehen, die zu insbesondere ethnisch oder religiös motivierter Gewalt aufstacheln und den Frieden, 
die Stabilität oder die Sicherheit der Zentralafrikanischen Republik untergraben, sowie Handlungen vornehmen 
oder unterstützen, die den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit der Zentralafrikanischen Republik 
untergraben;“.  

5. Artikel 2b Absatz 1 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c)  an der Planung, Steuerung oder Begehung von Handlungen in der Zentralafrikanischen Republik beteiligt sind, die 
gegen die internationalen Menschenrechtsnormen oder das humanitäre Völkerrecht verstoßen oder Menschen­
rechtsmissbräuche oder -verletzungen darstellen, namentlich an gezielten Angriffen auf Zivilpersonen, ethnisch 
oder religiös motivierten Angriffen, Angriffen auf zivile Objekte einschließlich Verwaltungszentren, Gerichts­
gebäuden, Schulen und Krankenhäusern sowie an Entführungen und Vertreibungen;“.  

6. Artikel 2b Absatz 1 Buchstabe h erhält folgende Fassung: 

„h)  an der Planung, Steuerung, Förderung oder Durchführung von Angriffen auf Missionen der Vereinten Nationen 
oder internationale Sicherheitspräsenzen, namentlich die MINUSCA, die Missionen der Union und die sie 
unterstützenden französischen Truppen, sowie auf humanitäre Helfer beteiligt sind;“.  

7. In Artikel 2b Absatz 1 wird folgender Buchstabe eingefügt: 

„j)  Handlungen begehen, die zu insbesondere ethnisch oder religiös motivierter Gewalt aufstacheln und den Frieden, 
die Stabilität oder die Sicherheit der Zentralafrikanischen Republik untergraben, sowie Handlungen vornehmen 
oder unterstützen, die den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit der Zentralafrikanischen Republik 
untergraben;“. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 12. März 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
E. KARANIKOLOV  
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BESCHLUSS (GASP) 2018/392 DES RATES 

vom 12. März 2018 

zur Änderung des Beschlusses 2014/145/GASP über restriktive Maßnahmen angesichts von 
Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 

untergraben oder bedrohen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

gestützt auf den Beschluss 2014/145/GASP des Rates vom 17. März 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts von 
Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder 
bedrohen (1), insbesondere auf Artikel 3 Absätze 1 und 3, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 17. März 2014 den Beschluss 2014/145/GASP angenommen. 

(2)  Am 14. September 2017 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2017/1561 (2) angenommen, mit dem die im 
Beschluss 2014/145/GASP vorgesehenen Maßnahmen um weitere sechs Monate verlängert wurden. 

(3)  Angesichts der andauernden Untergrabung oder Bedrohung der territorialen Unversehrtheit, Souveränität und 
Unabhängigkeit der Ukraine sollte der Beschluss 2014/145/GASP um weitere sechs Monate verlängert werden. 

(4)  Der Rat hat die einzelnen Benennungen im Anhang des Beschlusses 2014/145/GASP überprüft und beschlossen, 
die Angaben zu bestimmten Personen und Organisationen zu ändern. 

(5)  Der Beschluss 2014/145/GASP sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 6 Absatz 2 des Beschlusses 2014/145/GASP erhält folgende Fassung: 

„Dieser Beschluss gilt bis zum 15. September 2018.“ 

Artikel 2 

Der Anhang des Beschlusses 2014/145/GASP wird gemäß dem Anhang dieses Beschlusses geändert. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 12. März 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
E. KARANIKOLOV  
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ANHANG 

Die Einträge zu den nachstehend aufgeführten Personen und Organisationen im Anhang des Beschlusses 
2014/145/GASP erhalten folgenden Fassung: 

Personen:  

Name Angaben zur Identifizie­
rung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

„3. Rustam Ilmirovich 
TEMIRGALIEV (Рустам 
Ильмирович 
ТЕМИРГАЛИЕВ) 

Rustam Ilmyrovych 
TEMIRHALIIEV (Рустам 
Iльмирович ТЕМIРГАЛIЄВ) 

Geburtsdatum: 
15.8.1976 

Geburtsort: Ulan-Ude, 
Buryat ASSR (Russische 
SFSR) 

Als ehemaliger stellvertretender Ministerpräsident 
der Krim hat Temirgaliev eine wichtige Rolle bei den 
Beschlüssen des Obersten Rates hinsichtlich des ‚Re­
ferendums‘ vom 16. März 2014 gegen die territoriale 
Unversehrtheit der Ukraine gespielt. Er hat aktiv für 
die Integration der Krim in die Russische Föderation 
geworben. 

Am 11. Juni 2014 ist er vom Amt des ‚Ersten Stell­
vertretenden Ministerpräsidenten‘ der sogenannten 
‚Republik Krim‘ zurückgetreten. Derzeit ist er Gene­
raldirektor der Verwaltungsgesellschaft des russisch- 
chinesischen Investitionsfonds für regionale Entwick­
lung. 

Unterstützt weiterhin aktiv die Handlungen oder po­
litischen Vorstellungen der Separatisten. 

17.3.2014 

6. Pyotr Anatoliyovych 
ZIMA 

(Пётр Анатольевич 
ЗИМА) 

Petro Anatoliyovych 
ZYMA 

(Петро Анатолiйович 
ЗИМА) 

Geburtsdatum: 
18.1.1970 oder 
29.3.1965 

Geburtsort: Artemivsk 
(Артемовск) (2016 
zurückbenannt zu 
Bakhmut/Бахмут), 
Oblast Donezk, Ukraine 

Zima ist am 3. März 2014 von ‚Ministerpräsident‘ 
Aksyonov zum neuen Leiter des Sicherheitsdienstes 
der Krim (SBU) ernannt worden und hat diese Er­
nennung angenommen. Er hat dem russischen Ge­
heimdienst (FSB) einschlägige Informationen ein­
schließlich einer Datenbank zur Verfügung gestellt. 
Dazu gehörten Informationen zu Euromaidan-Akti­
visten und Menschenrechtsverteidigern der Krim. Er 
hat eine wichtige Rolle dabei gespielt, den Behörden 
der Ukraine die Kontrolle über das Gebiet der Krim 
zu entziehen. Am 11. März 2014 wurde von ehema­
ligen SBU-Offizieren der Krim die Bildung eines un­
abhängigen Sicherheitsdienstes der Krim verkündet. 

17.3.2014 

9. Viktor Alekseevich 
OZEROV 

(Виктор Алексеевич 
ОЗЕРОВ) 

Geburtsdatum: 
5.1.1958 

Geburtsort: Abakan, 
Khakassia 

Ehemaliger Vorsitzender des Sicherheits- und Vertei­
digungsausschusses des Föderationsrates der Russi­
schen Föderation. 

Am 1. März 2014 hat Ozerov im Namen des Sicher­
heits- und Verteidigungsausschusses des Föderations­
rates der Russischen Föderation im Föderationsrat 
die Entsendung russischer Streitkräfte in die Ukraine 
öffentlich befürwortet. 

Im Juli 2017 trat er als Vorsitzender des Sicherheits- 
und Verteidigungsausschusses zurück. Er gehört 
nach wie vor dem Föderationsrat an und ist Mitglied 
des Ausschusses für interne Regulierung und parla­
mentarische Angelegenheiten. 

Am 10. Oktober 2017 wurde Ozerov mit dem Dek­
ret N 372-SF in den Ad-hoc-Ausschuss des Födera­
tionsrates für den Schutz der staatlichen Souveränität 
und die Unterbindung von Einmischungen in die in­
neren Angelegenheiten der Russischen Föderation 
aufgenommen. 

17.3.2014 
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Name Angaben zur Identifizie­
rung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

14. Aleksandr Borisovich 
TOTOONOV 

(Александр Борисович 
Тотоонов) 

Geburtsdatum: 
3.4.1957 

Geburtsort: 
Ordzhonikidze, 
Nordossetien 

Ehemaliges Mitglied des Ausschusses für internatio­
nale Angelegenheiten des Föderationsrates der Russi­
schen Föderation. Seit September 2017 ist er nicht 
mehr Mitglied des Rates der Russischen Föderation. 

Derzeit gehört er dem Parlament von Nord-Ossetien 
an. 

Am 1. März 2014 hat Totoonov im Föderationsrat 
die Entsendung russischer Streitkräfte in die Ukraine 
öffentlich befürwortet. 

17.3.2014 

28. Valery Vladimirovich 
KULIKOV 

(Валерий Владимирович 
Куликов) 

Geburtsdatum: 
1.9.1956 

Geburtsort: Zaporozhye 
(Ukrainische SSR) 

Ehemaliger stellvertretender Befehlshaber der 
Schwarzmeerflotte, Konteradmiral. 

Kommandiert russische Streitkräfte, die souveränes 
Hoheitsgebiet der Ukraine besetzt haben. 

Am 26. September 2017 wurde er per Dekret des 
Präsidenten der Russischen Föderation aus seinem 
Amt und aus dem Militärdienst entlassen. 

21.3.2014 

31. Valery Kirillovich 
MEDVEDEV 

(Валерий Кириллович 
МЕДВЕДЕВ) 

Valeriy Kyrylovych 
MEDVEDIEV 

(Валерiй Кирилович 
МЕДВЕДЄВ) 

Geburtsdatum: 
21.8.1946 

Geburtsort: Shmakovka, 
Region Primorsky 

Ehemaliger Leiter der Wahlkommission von Sewasto­
pol (bis zum 26. Mai 2017). Verantwortlich für die 
administrative Durchführung des Krim-‚Referen­
dums‘. Nach dem russischen System verantwortlich 
für die Unterzeichnung der Ergebnisse des ‚Referen­
dums‘. 

21.3.2014 

33. Elena Borisovna 
MIZULINA (geb. 
DMITRIYEVA) 

(Елена Борисовна 
МИЗУЛИНА (geb. 
ДМИТРИЕВА)) 

Geburtsdatum: 
9.12.1954 

Geburtsort: Bui, Region 
Kostroma 

Ehemalige Abgeordnete in der Staatsduma. Urhebe­
rin und Mitträgerin der jüngsten Gesetzesvorschläge 
in Russland, die es Regionen eines anderen Staates 
ermöglichen sollen, Russland ohne die vorherige Zu­
stimmung der zentralen Behörden dieses Staates bei­
zutreten. 

Im September 2015 wurde sie Mitglied des Födera­
tionsrates der Region Omsk. Derzeit stellvertretende 
Vorsitzende des Ausschusses des Föderationsrates für 
Verfassungsrecht und Staatsaufbau. 

21.3.2014 

51. Vladimir Nikolaevich 
PLIGIN 

(Владимир Николаевич 
ПЛИГИН) 

Geburtsdatum: 
19.5.1960 

Geburtsort: Ignatovo, 
Oblast Vologodsk, 
UdSSR 

Ehemaliges Mitglied der Staatsduma und ehemaliger 
Vorsitzender des Duma-Ausschusses für Verfassungs­
recht. Leistete der Annahme der Gesetzgebung über 
die Annektierung der Krim und Sewastopols in die 
Russische Föderation Vorschub. 

Mitglied des Obersten Rates der Partei ‚Vereintes 
Russland‘. 

12.5.2014 
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Name Angaben zur Identifizie­
rung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

53. Oleg Grigorievich 
KOZYURA (Олег 
Григорьевич КОЗЮРА) 

Oleh Hryhorovych 
KOZYURA (Олег 
Григорович КОЗЮРА) 

Geburtsdatum: 
30.12.1965 oder 
19.12.1962 

Geburtsort: Simferopol, 
Krim oder Zaporozhye 

Ehemaliger Leiter des Amtes des föderalen Migra­
tionsdienstes für Sewastopol. Verantwortlich für die 
systematische beschleunigte Ausstellung von russi­
schen Pässen an die Einwohner Sewastopols. 

Seit Oktober 2016 Stabschef der Gesetzgebenden 
Versammlung von Sewastopol. 

12.5.2014 

59. Aleksandr Sergeevich 
MALYKHIN, 

Alexander Sergeevich 
MALYHIN 

(Александр Сергеевич 
МАЛЫХИН) 

Oleksandr Serhiyovych 
(Sergiyovych) MALYKHIN 

(Олександр Сергiйович 
МАЛИХIН) 

Geburtsdatum: 
12.1.1981 

Ehemaliger Leiter der zentralen Wahlkommission der 
‚Volksrepublik Lugansk‘. Organisierte aktiv das ‚Refe­
rendum‘ vom 11. Mai 2014 über die Selbstbestim­
mung der ‚Volksrepublik Lugansk‘. 

Unterstützt weiterhin aktiv die politischen Vorstel­
lungen der Separatisten. 

12.5.2014 

66. Marat Faatovich 
BASHIROV 

(Марат Фаатович 
БАШИРОВ) 

Geburtsdatum: 
20.1.1964 

Geburtsort: Izhevsk, 
Russische Föderation 

Ehemaliger sogenannter ‚Ministerpräsident des Minis­
terrates der Volksrepublik Lugansk‘, bestätigt am 
8. Juli 2014. 

Verantwortlich für separatistische ‚staatliche‘ Aktivitä­
ten der sogenannten ‚Regierung der Volksrepublik 
Lugansk‘. 

Unterstützt weiterhin aktiv die separatistischen 
Strukturen der LNR. 

12.7.2014 

70. Igor PLOTNITSKY, 

Igor Venediktovich 
PLOTNITSKII 

(Игорь Венедиктович 
ПЛОТНИЦКИЙ) 

Ihor (Igor) 
Venedyktovych 
PLOTNYTSKYY 

(Iгор Венедиктович 
ПЛОТНИЦЬКИЙ) 

Geburtsdatum: 
24.6.1964 oder 
25.6.1964 oder 
26.6.1964 

Geburtsort: Luhansk 
(möglicherweise 
Kelmentsi, Oblast 
Chernivtsi) 

Ehemaliger sogenannter ‚Verteidigungsminister‘ und 
ehemaliges sogenanntes ‚Oberhaupt‘ der ‚Volksrepu­
blik Lugansk‘. 

Verantwortlich für separatistische ‚staatliche‘ Aktivitä­
ten der sogenannten ‚Regierung der Volksrepublik 
Lugansk‘. 

Übt als Sonderbeauftragter der sogenannten ‚Volksre­
publik Lugansk‘ für die Umsetzung der Minsker Ver­
einbarungen weiterhin ‚staatliche‘ Aktivitäten der so­
genannten ‚Regierung der Volksrepublik Lugansk‘ 
aus. 

12.7.2014 

77. Boris Vyacheslavovich 
GRYZLOV 

(Борис Вячеславович 
ГРЫЗЛОВ) 

Geburtsdatum: 
15.12.1950 

Geburtsort: 
Wladiwostok 

Ehemaliges ständiges Mitglied des Sicherheitsrates 
der Russischen Föderation. Als Mitglied des Sicher­
heitsrates, das als Berater und Koordinator in Angele­
genheiten der nationalen Sicherheit tätig ist, war er 
beteiligt an der Gestaltung der Politik der russischen 
Regierung, durch die die territoriale Unversehrtheit, 
Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine be­
droht wird. 

Nach wie vor Vorsitzender des Obersten Rates der 
Partei ‚Vereintes Russland‘. 

25.7.2014 
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Name Angaben zur Identifizie­
rung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

84. Fyodor Dmitrievich 
BEREZIN 

(Фëдор Дмитриевич 
БЕРЕЗИН), 

Fedir Dmytrovych 
BEREZIN 

(Федiр Дмитрович 
БЕРЕЗIН) 

Geburtsdatum: 
7.2.1960 

Geburtsort: Donezk 

Ehemaliger sogenannter ‚stellvertretender Verteidi­
gungsminister‘ der sogenannten ‚Volksrepublik Do­
nezk‘. Er steht in Verbindung mit Igor Strelkov/Gir­
kin, der für Handlungen verantwortlich ist, die die 
territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unab­
hängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen. 
Durch die Übernahme und Ausübung seines Amtes 
hat Berezin somit Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale Unversehrt­
heit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben. Unterstützt weiterhin aktiv die Hand­
lungen und politischen Vorstellungen der Separatis­
ten. Derzeitiger Vorsitzender des Präsidiums des 
Schriftstellerverbands der DNR. 

25.7.2014 

90. Boris Alekseevich 
LITVINOV 

(Борис Алексеевич 
ЛИТВИНОВ) 

Borys Oleksiyovych 
LYTVYNOV 

(Борис Олексiйович 
ЛИТВИНОВ) 

Geburtsdatum: 
13.1.1954 

Geburtsort: Dzerzhynsk 
(Oblast Donezk) 

Ehemaliges Mitglied des sogenannten ‚Volksrates‘ und 
ehemaliger Vorsitzender des sogenannten ‚Obersten 
Rates‘ der sogenannten ‚Volksrepublik Donezk‘; Mit­
initiator der Politik und der Organisation des illega­
len ‚Referendums‘, die zur Ausrufung der sogenann­
ten ‚Volksrepublik Donezk‘ geführt haben; dies stellt 
eine Verletzung der territorialen Unversehrtheit, Sou­
veränität und Einheit der Ukraine dar. Unterstützt 
weiterhin aktiv die Handlungen und politischen Vor­
stellungen der Separatisten. Derzeitiger Leiter der 
Kommunistischen Partei der sogenannten ‚Volksrepu­
blik Donezk‘. 

30.7.2014 

97. Vladimir Petrovich 
KONONOV (alias ‚Zar‘) 

(Владимир Петровнч 
КОНОНОВ) 

Volodymyr Petrovych 
KONONOV 

(Володимир Петрович 
КОНОНОВ) 

Geburtsdatum: 
14.10.1974 

Geburtsort: Gorsky 
(Oblast Luhansk) 

Seit dem 14. August 2014 Nachfolger von Igor 
Strelkov/Girkin als sogenannter ‚Verteidigungsminis­
ter‘ der ‚Volksrepublik Donezk‘. Seit April 2014 hat 
er Berichten zufolge eine Division separatistischer 
Kämpfer in Donezk angeführt und hat angekündigt, 
die strategische Aufgabe, die militärische Aggression 
der Ukraine abzuwehren, zu erfüllen. Kononov hat 
daher Handlungen und politische Maßnahmen unter­
stützt, die die territoriale Unversehrtheit, Souveräni­
tät und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben. 

12.9.2014 

103. Aleksandr Akimovich 
KARAMAN 

(Александр Акимович 
КАРАМАН), 

Alexandru CARAMAN 

Geburtsdatum: 
26.7.1956 

Geburtsort: Cioburciu, 
Bezirk Slobozia, jetzt 
Republik Moldau 

Ehemaliger sogenannter ‚stellvertretender Minister­
präsident für soziale Angelegenheiten‘ der ‚Volksre­
publik Donezk‘. Steht in Verbindung mit Vladimir 
Antyufeyev, der für die separatistischen ‚staatlichen‘ 
Aktivitäten der sogenannten ‚Regierung der Volksre­
publik Donezk‘ verantwortlich war. Er hat daher 
Handlungen und politische Maßnahmen unterstützt, 
die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und 
Unabhängigkeit der Ukraine untergraben. Ist ein Pro­
tegé des stellvertretenden russischen Ministerpräsi­
denten Dmitry Rogozin. Ehemaliger Leiter der ‚Ver­
waltung des Ministerrates‘ der ‚Volksrepublik 
Donezk‘. 

Bis März 2017 sogenannter „Bevollmächtigter Ver­
treter des Präsidenten“ der sogenannten „Transnistri­
schen Moldauischen Republik“ bei der russischen Fö­
deration. 

12.9.2014 
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Name Angaben zur Identifizie­
rung Begründung 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

108. Vladimir Abdualiyevich 
VASILYEV 

(Владимир Абдуалиевич 
ВАСИЛЬЕВ) 

Geburtsdatum: 
11.8.1949 

Geburtsort: Klin 

Ehemaliger stellvertretender Vorsitzender der Staats­
duma. Am 20. März 2014 stimmte er für den Ent­
wurf des föderalen Verfassungsgesetzes ‚über die Auf­
nahme der Republik Krim in die Russische 
Föderation und die Bildung neuer Föderationssub­
jekte innerhalb der Russischen Föderation — der Re­
publik Krim und der Stadt mit Föderalem Status Se­
wastopol‘. 

Im Oktober 2017 wurde durch Präsidialdekret zum 
amtierenden Gouverneur der Republik Dagestan er­
nannt. 

12.9.2014 

111. Vladimir Stepanovich 
NIKITIN 

(Владимир Степанович 
НИКИТИН) 

Geburtsdatum: 
5.4.1948 

Geburtsort: Opochka 

Ehemaliges Mitglied der Staatsduma und ehemaliger 
erster stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses 
der Staatsduma für GUS-Angelegenheiten, eurasische 
Integration und Verbindungen zu Landsleuten. Am 
20. März 2014 stimmte er für den Entwurf des föde­
ralen Verfassungsgesetzes ‚über die Aufnahme der 
Republik Krim in die Russische Föderation und die 
Bildung neuer Föderationssubjekte innerhalb der 
Russischen Föderation — der Republik Krim und der 
Stadt mit Föderalem Status Sewastopol‘. 

Mitglied des Präsidiums des Zentralkomitees der 
Kommunistischen Partei der Russischen Föderation. 

12.9.2014 

112. Oleg Vladimirovich 
LEBEDEV 

(Олег Владимирович 
ЛЕБЕДЕВ) 

Geburtsdatum: 
21.3.1964 

Geburtsort: Rudny, 
Region Kostanai, 
Kasachische 
Sozialistische 
Sowjetrepublik 

Ehemaliges Mitglied der Staatsduma und ehemaliger 
erster stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses 
der Staatsduma für GUS-Angelegenheiten, eurasische 
Integration und Verbindungen zu Landsleuten. Am 
20. März 2014 stimmte er für den Entwurf des föde­
ralen Verfassungsgesetzes ‚über die Aufnahme der 
Republik Krim in die Russische Föderation und die 
Bildung neuer Föderationssubjekte innerhalb der 
Russischen Föderation — der Republik Krim und der 
Stadt mit Föderalem Status Sewastopol‘. 

Unterstützt weiterhin aktiv die politischen Vorstel­
lungen der Separatisten. 

12.9.2014 

119. Alexander Mikhailovich 
BABAKOV 

(Aлександр Михайлович 
БАБАКОВ) 

Geburtsdatum: 
8.2.1963 

Geburtsort: Chișinău 

Ehemaliges Mitglied der Staatsduma. Ehemaliger Ab­
geordneter der Staatsduma, Vorsitzender der Kom­
mission der Staatsduma für Rechtsvorschriften für 
die Entwicklung des militärisch-industriellen Kom­
plexes der Russischen Föderation. Er ist ein wichtiges 
Mitglied von ‚Vereintes Russland‘ und ein Geschäfts­
mann mit umfangreichen Investitionen in der Ukrai­
ne und auf der Krim. 

Am 20. März 2014 stimmte er für den Entwurf des 
föderalen Verfassungsgesetzes ‚über die Aufnahme 
der Republik Krim in die Russische Föderation und 
die Bildung neuer Föderationssubjekte innerhalb der 
Russischen Föderation — der Republik Krim und der 
Stadt mit Föderalem Status Sewastopol‘. 

Derzeit Mitglied des Föderationsrates der Russischen 
Föderation. Stellvertretender Vorsitzender des Aus­
schusses für auswärtige Angelegenheiten. 

12.9.2014 
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123. Yuriy Viktorovich 
SIVOKONENKO (alias 
Yuriy SIVOKONENKO, 
Yury SIVOKONENKO, 
Yury SYVOKONENKO) 

(Юрий Викторович 
СИВОКОНЕНКО) 

Geburtsdatum: 
7.8.1957 

Geburtsort: Stalino 
(heute Donezk) 

Mitglied des ‚Parlaments‘ der sogenannten ‚Volksre­
publik Donezk‘ und Vorsitzender der öffentlichen 
Vereinigung ‚Union der Berkut-Veteranen im Do­
nezk-Becken‘ sowie Mitglied der öffentlichen Bewe­
gung ‚Freies Donbass‘. Kandidierte bei den sogenann­
ten ‚Wahlen‘ vom 2. November 2014 für das Amt 
des ‚Staatsoberhaupts‘ der sogenannten ‚Volksrepu­
blik Donezk‘. Diese ‚Wahlen‘ verstießen gegen ukrai­
nisches Recht und waren daher rechtswidrig. 

Durch die Übernahme und Ausübung seines Amtes 
und die förmliche Teilnahme an den rechtswidrigen 
‚Wahlen‘ als Kandidat hat er somit aktiv Handlungen 
und politische Maßnahmen unterstützt, die die terri­
toriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhän­
gigkeit der Ukraine untergraben und die Ukraine 
weiter destabilisieren. 

Er ist nach wie vor Mitglied des sogenannten ‚Volks­
rates‘ der ‚Volksrepublik Donezk‘. 

29.11.2014 

125. Ravil Zakarievich 
KHALIKOV 

(Равиль Закариевич 
ХАЛИКОВ) 

Ravil Zakariyovych 
KHALIKOV 

(Равiль Закарiйович 
ХАЛIКОВ) 

Geburtsdatum: 
23.2.1969 

Geburtsort: Dorf 
Belozernoe, Rayon 
Romodanovskiy, UdSSR 

Ehemaliger sogenannter ‚erster stellvertretender Mi­
nisterpräsident‘ und vormaliger ‚Generalstaatsanwalt‘ 
der ‚Volksrepublik Donezk‘. 

Durch die Übernahme und Ausübung seines Amtes 
hat er somit aktiv Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale Unversehrt­
heit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben und die Ukraine weiter destabilisieren. 

Derzeit ‚Berater‘ des Leiters der Moskauer Abteilung 
des Untersuchungsausschusses der Russischen Föde­
ration (GSU SK). 

29.11.2014 

126. Dmitry Aleksandrovich 
SEMYONOV 

Dmitrii Aleksandrovich 
SEMENOV 

(Дмитрий 
Александрович 
СЕМЕНОВ) 

Geburtsdatum: 
3.2.1963 

Geburtsort: Moskau 

Ehemaliger ‚stellvertretender Ministerpräsident für Fi­
nanzen‘ der sogenannten ‚Volksrepublik Lugansk‘. 

Durch die Übernahme und Ausübung seines Amtes 
hat er aktiv Handlungen und politische Maßnahmen 
unterstützt, die die territoriale Unversehrtheit, Sou­
veränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergra­
ben und die Ukraine weiter destabilisieren. 

Unterstützt weiterhin aktiv die separatistischen 
Strukturen der LNR. 

29.11.2014 

140. Sergey Yurevich 
IGNATOV (alias 
KUZOVLEV alias 
TAMBOV) 

(Сергей Юрьевич 
ИГНАТОВ alias КУЗОВЛЕВ 
alias ТAMБOB). 

Geburtsdatum: 
7.1.1967 

Geburtsort: Michurinsk, 
Oblast Tambov 

Мичуринск, Тамбовская 
область 

Ehemaliger sogenannter Oberbefehlshaber der Volks­
miliz der ‚Volksrepublik Lugansk‘. 

Durch die Übernahme und Ausübung seines Amtes 
hat er somit aktiv Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale Unversehrt­
heit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben und die Ukraine weiter destabilisieren. 

Befehlshaber der 8. Armee der Russischen Streit­
kräfte. 

16.2.2015 
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145. Olga Igoreva BESEDINA 

(Ольга Игорева 
БЕСЕДИНА) 

Olha Ihorivna BESEDINA 

(Ольга Iгорiвна 
БЕСЕДIНА) 

Geburtsdatum: 
10.12.1976 

Geburtsort: Luhansk 

Ehemalige sogenannte ‚Ministerin für wirtschaftliche 
Entwicklung und Handel‘ der sogenannten ‚Volksre­
publik Lugansk‘. 

Durch die Übernahme und Ausübung ihres Amtes 
hat sie somit aktiv Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale Unversehrt­
heit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben und die Ukraine weiter destabilisieren. 

Derzeit Leiterin der Außenwirtschaftsabteilung im 
Amt des Oberhaupts der ‚Regierung von Lugansk‘. 

16.2.2015 

146. Zaur Raufovich 
ISMAILOV 

(Заур Рауфович 
ИСМАИЛОВ) 

Zaur Raufovych 
ISMAYILOV 

(Заур Рауфович 
IСМАЇЛОВ) 

Geburtsdatum: 
25.7.1978 (oder 
23.3.1975) 

Geburtsort: Krasny 
Luch, Voroshilovgrad, 
Region Lugansk 

Ehemaliger sogenannter ‚Generalstaatsanwalt‘ der so­
genannten ‚Volksrepublik Lugansk‘ (bis Oktober 
2017). 

Durch die Übernahme und Ausübung seines Amtes 
hat er somit aktiv Handlungen und politische Maß­
nahmen unterstützt, die die territoriale Unversehrt­
heit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben und die Ukraine weiter destabilisieren. 

16.2.2015 

147. Anatoly Ivanovich 
ANTONOV (Анатолий 
Иванович АНТОНОВ) 

Geburtsdatum: 
15.5.1955 

Geburtsort: Omsk 

Ehemaliger Stellvertretender Verteidigungsminister 
und in dieser Funktion an der Unterstützung der Ent­
sendung russischer Streitkräfte in die Ukraine betei­
ligt. 

Gemäß der derzeitigen Struktur des russischen Ver­
teidigungsministeriums war er in dieser Funktion an 
der Gestaltung und der Umsetzung der Politik der 
russischen Regierung beteiligt. Diese Maßnahmen be­
drohen die territoriale Unversehrtheit, Souveränität 
und Unabhängigkeit der Ukraine. 

Zum 28. Dezember 2016 ehemaliger Stellvertreten­
der Minister für auswärtige Angelegenheiten. 

Gehört im Rang eines Botschafters dem diplomati­
schen Korps der Russischen Föderation an. 

16.2.2015 

153. Konstantin Mikhailovich 
BAKHAREV 

(Константин 
Михайлович БАХАРЕВ) 

Geburtsdatum: 
20.10.1972 

Geburtsort: Simferopol, 
Ukrainische SSR 

Mitglied der Staatsduma, Abgeordneter der rechts­
widrig annektierten Autonomen Republik Krim. 

Mitglied des Duma-Ausschusses für Kontrolle und 
Regulierung. 

Im März 2014 wurde Bakharev zum stellvertreten­
den Vorsitzenden und im August 2014 zum ersten 
stellvertretenden Vorsitzenden des Staatsrates der so­
genannten ‚Republik Krim‘ ernannt. Er hat zugege­
ben, an den Ereignissen von 2014, die zur rechts­
widrigen Annexion der Krim und Sewastopols 
geführt haben, persönlich beteiligt gewesen zu sein; 
er hat diese Annexion öffentlich verteidigt, so auch 
in einem auf der Website gazetakrimea.ru vom 
22. März 2016 und auf der Website c-pravda.ru 
vom 23. August 2016 veröffentlichten Interview. Er 
ist von der ‚Regierung‘ der ‚Republik Krim‘ mit dem 
Orden ‚Für treue Pflichterfüllung‘ ausgezeichnet wor­
den. 

9.11.2016 
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154. Dmitry Anatolievich 
BELIK 

(Дмитрий Анатольевич 
БЕЛИК) 

Geburtsdatum: 
17.10.1969 

Geburtsort: Bezirk Kular 
Ust-Yansky, Jakutische 
Autonome SSR 

Mitglied der Staatsduma, Abgeordneter der rechts­
widrig annektierten Stadt Sewastopol. 

Mitglied des Duma-Ausschusses für Kontrolle und 
Regulierung. 

Belik hat als Mitglied der Stadtverwaltung von Se­
wastopol im Februar und März 2014 die Aktivitäten 
des sogenannten ‚Volksbürgermeisters‘ Alexei Chaliy 
unterstützt. Er hat öffentlich zugegeben, an den 
Ereignissen von 2014, die zur rechtswidrigen Anne­
xion der Krim und Sewastopols geführt haben, per­
sönlich beteiligt gewesen zu sein; er hat diese Anne­
xion öffentlich verteidigt, so auch auf seiner 
persönlichen Website und in einem auf der Website 
nation-news.ru am 21. Februar 2016 veröffentlich­
ten Interview. 

Für seine Beteiligung an der Annexion ist er vom 
russischen Staat mit dem ‚Verdienstorden für das Va­
terland‘ zweiter Klasse ausgezeichnet worden. 

9.11.2016 

160. Sergey Anatolevich 
TOPOR-GILKA 

(Сергей Анатольевич 
ТОПОР-ГИЛКА) 

Generaldirektor von 
OAO ‚VO TPE‘ bis zu 
dessen Insolvenz, 
Generaldirektor von 
OOO ‚VO TPE‘. 

Geburtsdatum: 
17.2.1970 

In seiner Eigenschaft als Generaldirektor von OAO 
‚VO TPE‘ führte er die Verhandlungen mit der Sie­
mens Gas Turbine Technologies OOO über den Kauf 
und die Lieferung der Gasturbinen für ein Kraftwerk 
in Taman, Region Krasnodar, Russische Föderation. 
Später war er als Generaldirektor von OOO ‚VO 
TPE‘ verantwortlich für den Weitertransport der 
Gasturbinen auf die Krim. Dies trägt zur Schaffung 
einer unabhängigen Stromversorgung für die Krim 
und Sewastopol mit dem Ziel, deren Abtrennung 
von der Ukraine voranzutreiben, bei und untergräbt 
die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine. 

4.8.2017  

Organisationen:  
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3. Sogenannte 
‚Volksrepublik Lugansk‘ 

‘Луганская народная 
республика’ 

‘Luganskaya narodnaya 
respublika’ 

Offizielle Website: 

https://glava-lnr. 
su/content/konstituciya 

https://glava-lnr.info/ 

Die sogenannte ‚Volksrepublik Lugansk‘ wurde am 
27. April 2014 gegründet. 

Verantwortlich für die Organisation des rechtswidri­
gen Referendums vom 11. Mai 2014. Erklärung der 
Unabhängigkeit am 12. Mai 2014. 

Am 22. Mai 2014 gründeten die ‚Volksrepubliken‘ 
Donezk und Lugansk den sogenannten ‚Föderalen 
Staat Noworossija‘. 

Dies verstößt gegen das ukrainische Verfassungsrecht 
und damit gegen das Völkerrecht und trägt somit 
zur Untergrabung der territorialen Unversehrtheit, 
Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine bei. 

Ist auch an der Rekrutierung für die separatistische 
‚Armee des Südostens‘ und andere illegale bewaffnete 
separatistische Gruppen beteiligt und trägt somit zur 
Untergrabung der Stabilität und der Sicherheit der 
Ukraine bei. 

25.7.2014 
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4. Sogenannte 
‚Volksrepublik Donezk‘ 

‘Донецкая народная 
республика’ 

‘Donétskaya naródnaya 
respúblika’ 

Offizielle 
Informationen, unter 
anderem zur Verfassung 
der ‚Volksrepublik 
Donezk‘ und zur 
Zusammensetzung des 
Obersten Rates 

https://dnr-online.ru/ 

Die ‚Volksrepublik Donezk‘ wurde am 7. April 2014 
ausgerufen. 

Verantwortlich für die Organisation des rechtswidri­
gen Referendums vom 11. Mai 2014. Erklärung der 
Unabhängigkeit am 12. Mai 2014. 

Am 24. Mai 2014 unterzeichneten die ‚Volksrepubli­
ken‘ Donezk und Lugansk ein Abkommen über die 
Gründung des ‚Föderalen Staates Noworossija‘. 

Dies verstößt gegen das ukrainische Verfassungsrecht 
und damit gegen das Völkerrecht und trägt somit 
zur Untergrabung der territorialen Unversehrtheit, 
Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine bei. 

Ist auch an der Rekrutierung illegaler bewaffneter se­
paratistischer Gruppen beteiligt und bedroht somit 
die Stabilität und Sicherheit der Ukraine. 

25.7.2014 

5. Sogenannter ‚Föderaler 
Staat Noworossija‘ 

‘Федеративное 
государство Новороссия’ 

‘Federativnoye 
Gosudarstvo 
Novorossiya’ 

Offizielle 
Pressemitteilungen: 

http://novorossia. 
su/official 

http://novopressa.ru/ 

http://novorossia-tv.ru/ 

http://novorossia.today/ 

http://novorossiia.ru/ 

https://www. 
novorosinform.org/ 

Am 24. Mai 2014 unterzeichneten die sogenannten 
‚Volksrepubliken‘ Donezk und Lugansk ein Abkom­
men über die Gründung des nicht anerkannten ‚Fö­
deralen Staates Noworossija‘. 

Dies verstößt gegen das ukrainische Verfassungsrecht 
und damit gegen das Völkerrecht und bedroht somit 
die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit der Ukraine. 

25.7.2014 

20. Aktiengesellschaft 
Schaumweinhersteller 
‚Novy Svet‘ 

Aкционерное общество 
‚Завод шампанских вин 
‚Новый Свет‘‘ 

Vormals 
Staatseinheitsunterneh­
men der ‚Republik Krim‘ 
‚Schaumweinhersteller 
‚Novy Svet‘‘ 

Государственное 
унитарное предприятие 
Республики Крым ‚Завод 
шампанских вин “Новый 
Свет”‘ 

Gosudarstvennoye 
unitarnoye predpriyatiye 
Respubliki Krym ‚Zavod 
shampanskykh vin 
‚Novy Svet‘‘ und als 
Staatsunternehmen 
Schaumweinhersteller 
‘Novy Svet’  

298032, Krim, Sudak, 
Novy Svet, Schalapin- 
Str.1. 

298032, Крым, г. Судак, 
пгт. Новый Свет, ул. 
Шаляпина, д.1 

Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde entge­
gen ukrainischem Recht übertragen. Das ‚Präsidium 
des Parlaments der Krim‘ verabschiedete am 9. April 
2014 den Beschluss Nr. 1991-6/14 ‚zur Änderung 
der Entschließung Nr. 1836-6/14 des Staatsrates der 
‚Republik Krim‘‘ vom 26. März 2014 ‚über die Ver­
staatlichung des Eigentums von im Gebiet der ‚Repu­
blik Krim‘ gelegenen Unternehmen, Einrichtungen 
und Organisationen des agrarindustriellen Komple­
xes‘, in der im Namen der ‚Republik Krim‘ die Aneig­
nung der Vermögenswerte des staatlichen Unterneh­
mens ‚Zavod shampanskykh vin Novy Svet‘ erklärt 
wurde. Das Unternehmen ist somit von den ‚Behör­
den‘ der Krim effektiv konfisziert worden. Am 
4.1.2015 neu eingetragen als Staatseinheitsunterneh­
men der ‚Republik Krim‘ ‚Schaumweinhersteller 
‚Novy Svet‘‘ (Государственное унитарное предприятие 
Республики Крым ‚Завод шампанских вин ‚Новый 
Свет‘‘). Gründer: Ministerium für Landwirtschaft der 
‚Republik Krim‘ (Министерство сельского хозяйства 
Республики Крым).  

25.7.2014 
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Государственное 
предприятие Завод 
шампанских вин ‚Новый 
свет‘ (Gosudarstvenoye 
predpriyatiye Zavod 
shampanskykh vin 
‘Novy Svet’) 

Am 29.8.2017 im Anschluss an eine Umstrukturie­
rung neu eingetragen als Aktiengesellschaft Schaum­
weinhersteller ‚Novy Svet‘ (Aкционерное общество 
‚Завод шампанских вин ‚Новый Свет‘‘). Gründer: Mini­
sterium für Grundbesitz- und Vermögensverhältnisse 
der ‚Republik Krim‘ (Министерство земельных и 
имущественных отношений Республики Крым). 

21. JOINT-STOCK COMPANY 
ALMAZ-ANTEY AIR AND 
SPACE DEFENCE 
CORPORATION 

Акционерное общество 
‚Концерн воздушно- 
космической обороны 
“Алмаз — Антей”‘ 

(alias CONCERN ALMAZ- 
ANTEY; ALMAZ-ANTEY 
CORP; alias ALMAZ- 
ANTEY DEFENSE 
CORPORATION; alias 
ALMAZ-ANTEY JSC; 
Концерн ВКО ‚Алмаз — 
Антей‘;) 

41 ul.Vereiskaya, 
Moskau 121471, 
Russland; 

Website: almaz-antey.ru; 

E-Mmai -Adresse 
antey@almaz-antey.ru 

Almaz-Antei ist ein staatseigenes russisches Unter­
nehmen. Es stellt Flugzeugabwehrwaffen einschließ­
lich Boden-Luft-Raketen her, die es an die russische 
Armee liefert. Die russischen Behörden haben 
schwere Waffen an Separatisten in der Ostukraine 
geliefert und damit zur Destabilisierung der Ukraine 
beigetragen. Diese Waffen werden von Separatisten 
eingesetzt, unter anderem zum Abschuss von Flug­
zeugen. Als staatseigenes Unternehmen trägt Almaz- 
Antey somit zur Destabilisierung der Ukraine bei. 

30.7.2014 

22. DOBROLET (alias 
DOBROLYOT) 

ДОБРОЛЕТ/ДОБРОЛЁТ 

Flugliniencode QD 

International Highway, 
House 31, building 1, 
141411 Moskau 

141411, г. Москва, 
Международное ш., 
дом 31, строение 1 

Website: www.dobrolet. 
com 

Dobrolet war ein Tochterunternehmen eines staatsei­
genen russischen Luftverkehrsunternehmens. Seit der 
rechtswidrigen Annexion der Krim hat Dobrolet aus­
schließlich Flüge zwischen Moskau und Simferopol 
durchgeführt. Es hat damit der Integration der 
rechtswidrig annektierten Autonomen Republik 
Krim in die Russische Föderation Vorschub geleistet 
und die Souveränität und territoriale Unversehrtheit 
der Ukraine untergraben. 

30.7.2014 

28. Wirtschaftsunion 
Lugansk (Luganskiy 
Ekonomicheskiy Soyuz) 

Луганский 
экономический союз  

‚Gesellschaftliche Organisation‘, die Kandidaten für 
die unrechtmäßigen ‚Wahlen‘ in der ‚Volksrepublik 
Lugansk‘ vom 2. November 2014 aufstellte. Oleg 
AKIMOV wurde als Kandidat für die Funktion des 
‚Oberhaupts‘ der ‚Volksrepublik Lugansk‘ benannt. 
Diese ‚Wahlen‘ verstoßen gegen ukrainisches Recht 
und sind daher unrechtmäßig. 

Durch die förmliche Teilnahme an den unrechtmäßi­
gen ‚Wahlen‘ hat sie daher aktiv Handlungen und po­
litische Maßnahmen unterstützt, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der 
Ukraine untergraben und die Ukraine weiter destabi­
lisieren. 

29.11.2014 
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29. Kosakische 
Nationalgarde 

Казачья Национальная 
Гвардия 

http://казакнацгвард.рф/ Bewaffnete Separatistengruppe, die aktiv Handlungen 
unterstützt hat, die die territoriale Unversehrtheit, 
Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine unter­
graben und die Ukraine weiter destabilisieren. 

Unter der Befehlsgewalt und daher in Verbindung 
mit der gelisteten Person Nikolay KOZITSYN. 

Gehört Berichten zufolge zu dem sogenannten ‚2. Ar­
meekorps‘ der ‚Volksrepublik Lugansk‘. 

16.2.2015 

41. ‚Staatseinheitsunterneh­
men der Republik Krim 
‚Seehandelshäfen Krim‘‘ 

(‚Государственное 
унитарное предприятие 
Республики Крым 
‚Крымские морские 
порты‘‘), einschließlich 
Zweigstellen: 

— Handelshafen 
Feodosia, 

— Fährunternehmen 
Kerch, 

— Handelshafen Kerch. 

Kirov-Str. 28 
Kerch 298312 
Krim 

(298312, Крым, гор. 
Керчь, ул. Кирова, 
дом 28) 

Das ‚Parlament der Krim‘ verabschiedete am 
17. März 2014 die Entschließung Nr. 1757-6/14 
‚über die Verstaatlichung einiger Unternehmen im 
Besitz der ukrainischen Ministerien für Infrastruktur 
bzw. Landwirtschaft‘ und am 26. März 2014 die Ent­
schließung Nr. 1865-6/14 ‚über das staatliche Unter­
nehmen ‚Seehandelshäfen Krim‘‘ (‚О Государственном 
предприятии ‚Крымские морские порты‘‘), in der im 
Namen der ‚Republik Krim‘ die Aneignung der Ver­
mögenswerte mehrerer staatlicher Unternehmen er­
klärt wurde, die zu dem ‚Staatseinheitsunternehmen 
der Republik Krim ‚Seehandelshäfen Krim‘‘ ver­
schmolzen wurden. Diese Unternehmen wurden so­
mit von den ‚Behörden‘ der Krim effektiv konfisziert 
und das Unternehmen ‚Seehandelshäfen Krim‘ hat 
von der rechtswidrigen Übertragung der Inhaber­
schaft profitiert. 

16.9.2017“   
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BESCHLUSS (EU) 2018/393 DER KOMMISSION 

vom 12. März 2018 

zur Genehmigung, im Namen der Europäischen Union, der Änderung des Protokolls zwischen der 
Europäischen Union und dem Königreich Marokko zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der 
finanziellen Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen Fischereiabkommen zwischen der 

Europäischen Union und dem Königreich Marokko 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf den Beschluss 2013/785/EU des Rates vom 16. Dezember 2013 über den Abschluss, im Namen der 
Europäischen Union, des Protokolls zwischen der Europäischen Union und dem Königreich Marokko zur Festlegung der 
Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen Fischereiabkommen zwischen der 
Europäischen Union und dem Königreich Marokko (1), insbesondere auf Artikel 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit Artikel 10 des partnerschaftlichen Fischereiabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem 
Königreich Marokko (2), im Folgenden das „Abkommen“, das mit der Verordnung (EG) Nr. 764/2006 des Rates (3) 
genehmigt wurde, wird ein Gemischter Ausschuss eingesetzt, der für die Überwachung der Anwendung des 
Abkommens, insbesondere der Überwachung der Durchführung, der Auslegung und des reibungslosen 
Funktionierens, sowie erforderlichenfalls für die Neubewertung der Höhe der Fangmöglichkeiten zuständig ist. 

(2)  Gemäß Artikel 5 des Protokolls zwischen der Europäischen Union und dem Königreich Marokko zur Festlegung 
der Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen Fischereiabkommen 
zwischen der Europäischen Union und dem Königreich Marokko (4), im Folgenden das „Protokoll“, das mit dem 
Beschluss 2013/785/EU genehmigt wurde, ist der Gemischte Ausschuss ermächtigt, die Fangmöglichkeiten 
einvernehmlich anzupassen, sofern sie mit dem Ziel der Nachhaltigkeit der marokkanischen Fischereiressourcen 
im Einklang stehen. 

(3)  Auf der Sitzung des Gemischten Ausschusses, die vom 25. bis zum 27. Oktober 2017 in Brüssel stattfand, hat die 
marokkanische Seite ihre Absicht bekundet, die pelagischen industriellen Trawlern für 2018 zugewiesene Quote 
zu verringern (siehe technisches Datenblatt Nr. 6), um die Nachhaltigkeit der Nutzung der betreffenden Bestände zu 
gewährleisten. Angesichts der erwarteten Auswirkungen einer solchen Maßnahme auf die betreffende Flotte hat 
die EU vorgeschlagen, gleichzeitig bestimmte Durchführungsmodalitäten des Protokolls über die industrielle 
pelagische Fischerei zu ändern, um die Nutzung der Fangmöglichkeiten in dieser Kategorie zu optimieren. 

(4)  Die Kommission hat dem Rat unmittelbar nach der betreffenden Sitzung des Gemischten Ausschusses ein 
Dokument übermittelt, in dem die Einzelheiten des geplanten Standpunkts der Union zu den vorgeschlagenen 
Änderungen dargelegt sind. 

(5)  Der Rat hat den vorgesehenen Standpunkt der Union gemäß Nummer 3 des Anhangs des Beschlusses 
2013/785/EU genehmigt. 

(6)  Die Ergebnisse der Sitzung des Gemischten Ausschusses vom 25. bis 27. Oktober 2017 in Brüssel zur Änderung 
der Quote, der monatlichen Fangobergrenze und der Zusammensetzung der Fänge nach Artengruppen der 
Kategorie 6 wurden durch einen Briefwechsel zwischen dem Ministerium für Landwirtschaft, Seefischerei, 
Entwicklung des ländlichen Raums sowie Gewässer und Wälder Marokkos und der Europäischen Kommission 
bestätigt. 

(7)  Diese Änderungen sollten im Namen der Europäischen Union genehmigt werden — 
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(1) ABl. L 349 vom 21.12.2013, S. 1. 
(2) ABl. L 141 vom 29.5.2006, S. 4. 
(3) Verordnung (EG) Nr. 764/2006 des Rates vom 22. Mai 2006 über den Abschluss des partnerschaftlichen Fischereiabkommens zwischen 

der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Marokko (ABl. L 141 vom 29.5.2006, S. 1). 
(4) ABl. L 328 vom 7.12.2013, S. 2. 



HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Änderungen des technischen Datenblatts Nr. 6 des Protokolls zwischen der Europäischen Union und dem Königreich 
Marokko zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen 
Fischereiabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Marokko, die der durch Artikel 10 
des genannten Abkommens eingesetzte Gemischte Ausschuss im Wege des Briefwechsels im Anhang dieses Beschlusses 
festgelegt hat, werden im Namen der Union genehmigt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 12. März 2018 

Fϋr die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

A. Auszug aus dem Schreiben der Generaldirektion Maritime Angelegenheiten und Fischerei der 
Europäischen Kommission (Ares) 5493915 vom 10. November 2017 

Sehr geehrte Frau Generalsekretärin, 

unter Bezugnahme auf mein Schreiben vom 3. November über die Folgemaßnahme zu den Schlussfolgerungen der 
jüngsten Sitzung des Gemischten Ausschusses (Ref. Ares 5362568 vom 3. November 2017) darf ich Ihnen bestätigen, 
dass der Rat der Europäischen Union in Anwendung des Artikels 5 des Protokolls seine Zustimmung zu einer Kürzung 
der Schiffen der Kategorie 6 für 2018 zugeteilten Quote um 15 % zugestimmt hat, mit der die Nachhaltigkeit der 
Nutzung der betreffenden Bestände gewährleistet werden soll. 

(…) 

Darüber hinaus bitte ich Sie, wie in dem oben genannten Schreiben angekündigt, die Änderungen der folgenden 
technischen Bedingungen in Kategorie 6, mit denen die Nutzung der Fangmöglichkeiten in dieser Kategorie optimiert 
werden soll, durch schriftliche Rückantwort zu genehmigen: 

—  Änderung der Zusammensetzung der Fänge durch Erhöhung der Fangquote der Artengruppen Sardinen-Sardinellen 
auf 40 % der zugeteilten Quote, wobei die Erhöhung durch eine entsprechende Kürzung der Fangmenge der 
Artengruppe Stöcker/Makrele/Sardelle ausgeglichen wird; der Prozentsatz der Beifänge bleibt unverändert; 

—  Erhöhung der monatlichen Fangobergrenze auf 12 000 Tonnen für den Zeitraum vom 1. April bis zum 14. Juli 
2018, unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die europäische Seite die monatliche Obergrenze für den Zeitraum 
vom 1. Januar bis zum 14. Juli 2018 beibehalten will. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

B. Auszug aus dem Schreiben Nr. 8885 des Ministeriums für Landwirtschaft, Seefischerei, 
Entwicklung des ländlichen Raums sowie Gewässer und Wälder des Königreichs Marokko vom 

27. November 2017 

Sehr geehrter Herr Referatsleiter, 

zunächst möchte ich Ihnen für die Bemühungen danken, die Ihr Referat unternommen hat, um die Zustimmung des 
Rates der Europäischen Union zur Kürzung der Schiffen der Kategorie 6 für das Jahr 2018 zugeteilten Quote um 15 % 
zu erlangen. 

(…) 

Was die anderen in Ihrem Schreiben genannten Punkte betrifft, verweise ich auf folgende Punkte, die Gegenstand meines 
Schreibens vom 10. November 2017 waren:  

1. Wir bestätigen die Möglichkeit einer Überprüfung der Zusammensetzung der Fänge der Kategorie 6 nach folgendem 
Satz: 40 % Sardinen-Sardinellen, 58 % Stöcker/Makrele/Sardelle und 2 % Beifänge.  

2. Die marokkanische Seite hat keine Einwände gegen die Festsetzung der monatlichen Obergrenze bei 12 000 Tonnen, 
jedoch erst ab März 2018. Für die Monate Januar und Februar 2018, d. h. am Ende der Eiablagezeit der Sardinen, 
wird die Obergrenze von 10 000 Tonnen beibehalten. 

Mit vorzüglicher Hochachtung  
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